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1 Grundlagen der Planaufstellung

1. 1 Planungsanlass

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 109 möchte die Gemeinde Ratekau die
planungsrechtlichen Grundlagen zur Entwicklung eines neuen Feuerwehrstandortes in
der Dorfschaft Offendorf herstellen. Der derzeitige Standort der Feuerwehr erfüllt diverse
Kriterien der Hanseatischen Feuerwehrunfallkasse Nord nicht mehr (Z. B. Anzahl der be-
festigten und für die Feuerwehr reservierten Stellplätze, Mindestbreiten der Verkehrs-
wege zwischen den Fahrzeugen, Lagerkapazitäten für Ausrüstung und Arbeitsstoffe,
Größe des Schulungsraumes, ausreichende Sanitäranlagen und Umkleideräume). Aus
diesem Grund hat die Verwaltung nach einem neuen Standort für die Feuerwehr Offen-
dorf gesucht.

Der Bauleitplanung vorgeschaltet, war ein umfangreicher Suchprozess und Standortver-
gleich. Für den zukünftigen Standort wurde u.a. eine Mindestgrundstücksgröße von
3. 000 m2 festgelegt, auf der die neue Feuerwehr entstehen soll. Es wurden mehrere

Standortalternativen für die Ermittlung eines geeigneten Standortes geprüft.

1.2 Lage und Abgrenzung des Plangebietes

Das Plangebiet des Bebauungsplanes befindet sich am südwestlichen Ortsrand der ei-
gentlichen Ortslage Offendorf. Der Plangeltungsbereich umfasst Teile des Flurstücks 27,
28/3 und 59 auf der Flur 0 in der Gemarkung Offendori: und bildet eine Fläche von 0, 76
ha.

Er wird begrenzt durch:

. die Straße Seekamp im Norden,

. einen Feldweg im Osten,

. landwirtschaftliche Flächen im Süden und Westen.

Die genaue Abgrenzung des Plangeltungsbereiches ist der Planzeichnung zu entneh-
men.

1.3 Grundlage des Verfahrens

Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 109 erfolgt in einem regulären Verfahren mit
allen nach Baugesetzbuch erforderlichen Beteiligungsschritten, einschließlich der
Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB.

1.4 Rechtsgrundlagen

Dem Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes liegen zugrunde:

. Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. 11.2017 (BGBI. l S.
3634), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. 12.2025 (BGBI. 2025 l
Nr. 348),
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. Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
21. 11.2017 (BGBI. l S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
03.07.2023 (BGBI. 2023 l Nr. 176),

. Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. 12. 1990 (BGBI. 19911 S. 58), zuletzt geän-
dert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12.08.2025 (BGBI. 2025 l Nr. 189),

. Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. 07. 2009 (BGBI. l, S. 2542), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 48 des Gesetzes vom 23. 10. 2024 (BGBI. 2024 l Nr. 323),

. Landesbauordnung für das Land Schleswig-Holstein (LBO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 05.07.2024 (GVOBI. 2024, 504), zuletzt geändert durch Artikel 5
des Gesetzes vom 13. 12.2024 (GVOBI. 2024, 875, 928),

. Gesetz zum Schutz der Natur (Landesnaturschutzgesetz - LNatSchG S-H) vom
24. 02.2010 (GVOBI. S. 301), zuletzt geändert durch Art. des Gesetztes vom
30.09.2024 (GVOBI. S. 734).

2 Übergeordnete Planungen bestehende Rechtsverhältnisse

2. 1 Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein

In der Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes Schleswig-Holstein (LEP) aus
dem Jahre 2021 liegt das Plangebiet innerhalb des "Ordnungsraumes". Die Gemeinde
Ratekau befindet sich innerhalb des Zentralbereiches um das Oberzentrum Lübeck.

.^

<.

//
Abb. 1 Auszug aus dem Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein (Fortschreibung 2021)

Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport - Landesplanungsbehörde

Die Dorfschaft Offendorf liegt im Ordnungsraum sowie im 10 km Umkreis um das Ober-
Zentrum Lübeck. In den Ordnungsräumen sollen die unterschiedlichen Flächennut-
zungsansprüche besonders sorgfältig aufeinander abgestimmt werden. In den Ord-
nungsräumen besteht ferner für benachbarte Städte und Gemeinden bei Planungen für
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Wohnen, Gewerbe, Einzelhandel, Verkehr, Infrastmktur und zur Freiraumgestaltung ein
erhöhtes Abstimmungs- und gemeinsames Planungserfordemis. Sie sollen hier verstärkt
zusammenarbeiten und dabei möglichst interi<ommunale Vereinbarungen zur Siedlungs-
entwicklung treffen. Die Dorfschaft Offendorf gehört zur Gemeinde Ratekau. Die Dorf-
schaft Ratekau ist im LEP als Stadtrandkern II. Ordnung dargestellt.

Westlich der Dorfschaft Offendorf ist die Autobahn A1 dargestellt. Parallel zur Autobahn
veriäuft eine Landesentwicklungsachse. Zudem stellt der LEP zwischen der Hansestadt
Lübeck und der Dorfschaft Luschendorfeine Siedlungsachse dar. Die Siedlungsentwick-
lung ist vorrangig an den Siedlungsachsen auszurichten. In den Regionalplänen sind die
Siedlungsachsen verbindlich abzugrenzen und durch Grünzäsuren zu gliedern.

Darüber hinaus sind im näheren Umfeld um Offendorf zwei bestehende Bahntrassen

dargestellt. Dabei handelt es sich zum einen um die Verbindung zwischen Lübeck und
Kiel und zum anderen um die Verbindung zwischen Lübeck und Puttgarden.

Nördlich von Offendorf ist ein Schwerpunktraum für Tourismus und Erholung dargestellt.
Die Darstellung umfasst mehrere Orte entlang der Lübecker Bucht und reicht von Tra-
vemünde im Südosten bis nach Neustadt in Holstein im Norden.

Über rüfun Innenentwicklun s otentiale

Gemäß Kapitel 3.9 Absatz 4 des Landesentwicklungsplans Schleswig-Holstein (2021)
ist der Vorrang der Innenentwicklung gegenüber der Außenentwicklung zu berücksichti-
gen. Hierzu hat die Gemeinde zu prüfen, inwieweit vorhandene Innenentwicklungspo-
tenziale im Gemeindegebiet ausgeschöpft werden können, bevor neue, bislang uner-
schlossene Bauflächen ausgewiesen werden.

Im Ortsteil Offendorf liegen keine rechtskräftigen Bebauungspläne nach § 30 BauGB
vor; abgesehen vom vorliegenden Verfahren befinden sich auch keine Bauleitplanver-
fahren in der Aufstellung, sodass keine Bereiche bestehen, in denen Vorhaben nach §
33 BauGB zu beurteilen wären. Innenentwicklungspotenziale nach § 34 BauGB wurden
bereits im Rahmen einer gemeindewerten Untersuchung der Bauflächenpotenziale im
Jahr 2013 geprüft. Für den betroffenen Ortsteil wurde dabei lediglich eine einzelne Bau-
lücke (westlich der Straße Seekamp / K 15) identifiziert. Diese Fläche wurde in der
Standortalternativenprüfung von 2022 als Alternative 3 betrachtet, jedoch aufgrund ihrer
unzureichenden Größe für einen zeitgemäßen Feuerwehrstandort verworfen.

Auch bei einer aktuellen Betrachtung der Innenentwicklungspotentiale1 konnten keine
geeigneten Standorte identifiziert werden. Das an sich sehr kompakte Siedlungsgefüge
von Offendorf sowie die vorhandenen natürlichen Strukturen, allen voran der Hemmels-
dorfer See, aber auch Teiche und größere Baum- und Gehölzstrukturen sowie das Land-
schaftsschutzgebiet um den Hemmelsdorfer See, schränken die Möglichkeiten von bau-
lichen Entwicklungen im Innenbereich sowie am Siedlungsrand angrenzend, stark ein.
Die Ausweisung des geplanten Standortes im bisher unbeplanten Außenbereich ist da-
her erforderlich, da keine weiteren Innenentwicklungspotenziale zur Verfügung stehen.

1 PROKOM Stadtplaner und Ingenieure GmbH: Gemeinde Ratekau - Ortsteil Offendorf, Innenentwick-
lungspotentiale, Stand: 26. 11. 2025
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2.2 Regionalplan

Re ional lan für den Planun sraum II 2004

ii

Abb. 2: Auszug aus dem Regionalplan für den Planungsraum II (2004)
Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein- (Landesplanungsbehörde

Das Plangebiet liegt innerhalb des Regionalplanes Schleswig-Holstein Ost (Planungs-
räum II) aus 2004. Die Flächen nördlich der Ortschaft Offendorf, unmittelbar entlang des
Hemmelsdorfer Sees sind als Gebiete mit besonderer Bedeutung für den Naturschutz
dargestellt. Gebiete mit der selben Darstellung erstrecken sich auch südlich bzw. süd-
westlich der Ortschaft. Zudem stellt der Regionalplan rund um die Dorfschaft Offendorf
einen regionalen Grünzug dar. Die Darstellung reicht bis an die äußeren Siedlungsgren-
zen der Dorfschaft heran.

Regionale Grünzüge dienen als großräumige zusammenhängende Freiflächen u. a. de i
langfristigen Schutz unbesiedelter Freiräume und dürfen daher im Regelfall nicht bebaut
werden. Das Plangebiet befindet sich jedoch am äußersten Rande des regionalen Grün-
zuges. Der Flächenverlust des regionalen Grünzuges durch eine Uberplanung als Feu-
erwehrstandort ist, im Vergleich zur Gesamtgröße des Grünzuges, sehr gering. Damit
bleibt die Funktionsfähigkeit des Grünzuges erhalten. Wertvolle Lebensräume für Tier
und Pflanzen, wie etwa die angrenzende Baumallee im Norden oder der östlich gelegene
Redder, werden im Rahmen der Planung berücksichtigt. Da durch die Planung lediglich
eine untergeordneter Flächenanteil an Ackerlang überplant wird, bleiben die prägenden
Landschaftsstrukturen erhalten. Die Flächeninanspruchnahme für eine grundlegende Si-
cherung der Daseinsvorsorge rund um Offendorf, schließt ferner an bestehende Sied-
lungsstrukturen an, sodass ein Zersiedelung vermieden wird.
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Re ional lan für den Planun sraum III Neuaufstellun 2. Entwurf 2025

s.
^'^Ct^ssfy^Mjt^

J

Abb. 3: Auszug aus dem 2. Entwurf des Regionalplans für den Planungsraum III (2025)
Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport - Landesplanungsbehörde

Die Landesregierung hat am 8. April 2025 den zweiten Entwürfen für die drei neuen
Regionalpläne im Land zugestimmt. Sie sollen künftig die noch geltenden Regionalpläne
für die ehemals fünf Planungsräume in Schleswig-Holstein ersetzen. Gem. § 3 Abs. 1
Nr. 4 Raumordnungsgesetz (ROG) sind in Aufstellung befindliche Ziele der Raumord-
nung als sonstige Erfordernisse der Raumordnung zu berücksichtigen. Entsprechend
werden nachfolgend die für die Gemeinde Ratekau relevanten Inhalte des 2. Entwurfs
für die Neuaufstellung des Regionalplans für den Planungsraum III zusammenfassend
dargestellt:

Auch dem 2. Entwurf des Regionalplans für den Planungsraum III ist der unmittelbar an

den Siedlungsrand heranreichende regionale Grünzug zu entnehmen. Zudem wird der
Hemmelsdorfer See als Vorranggebiet für den Naturschutz dargestellt. Im Vergleich zum
Regionalplan von 2004 haben sich die Flächen des Vorbehaltsgebietes für Natur und
Landschaft, die südlich des Ortes liegen, vergrößert. Sie reichen nunmehr bis an die
südliche Spitze des Hemmelsdorfer Sees heran. Im Entwurf des Regionalplans werden
die Flächen von Offendorf und Umgebung ferner als Entwicklungsgebiet für Tourismus
und Erholung dargestellt. Ergänzend sind mit der Kreisstraße 15 (K 15) und einer Frei-
leitung westlich des Ortes zwei Elemente der Infrastmktur in dem Regionalplan darge-
stellt.

2.3 Landschaftsrahmenplan

Die Dorfschaft Offendorf befindet sich innerhalb des Geltungsbereiches des Landschafs-
rahmenplanes für den Planungsraum III aus dem Jahr 2020.

Gemäß den Darstellungen der Karte 1 des Landschaftsrahmenplans für den Planungs-
räum III von 2020 liegt das Plangebiet in einem Trinkwassergewinnungsgebiet. Im

10
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Umfeld des Plangebietes liegt östlich der Hemmelsdorfer See, welcher als gesetzlich
geschütztes Biotop gemäß § 30 BNatSchG i.V.m. § 21 LNatSchG größer 20 Hektar dar-
gestellt ist. Zudem zeigt der Landschaftsrahmenplan mnd um die südliche Spitze des
Sees mehrere kleinere Verbundachsen und Schwerpunktbereiche. Westlich der Dorf-
schaft befindet sich eine weitere Verbundachse, die eine besondere Eignung zum Auf-
bau eines Schutzgebiets- und Biotopverbundsystems darstellt. Südlich von Offendorf
befindet sich das Naturschutzgebiet "Sietbektal, Krauzkamper Seenlandschaft und um-
liegende Wälder". Ein weiteres Naturschutzgebiet befindet sich mit dem "Ruppersdorfer
See" westlich des Plangebietes.

Abb. 4 Auszug aus dem Landschaftsrahmenplan für den Planungsraum III (2020) - Karte 1
Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisiemng

Karte 2 stellt den Hemmelsdorfer See als Landschaftsschutzgebiet gem. § 26 Abs.1
BNatSchG i.V.m § 15 LNatSchG sowie als Gebiet mit besonderer Erholungseignung dar.
Darüber hinaus werden Flächen südwestlich von Offendorf als Gebiete dargestellt, die
die Voraussetzungen für eine Unterschutzstellung nach § 26 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. §
15 LNatSchG als Landschaftsschutzgebiet erfüllen. Zudem stellt die Karte 2 die Wald-
flächen der Waldgebiete Hohes Lieth (südwestlich des Plangebietes) und Beutz (südlich
des Plangebietes) dar.

11
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^
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Abb. 5 Auszug aus dem Landschaftsrahmenplan für den Planungsraum III (2020) - Karte 2
Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung

In der Karte 3 des Landschaftsrahmenptanes wird der Hemmelsdorfer See durch seine
Nähe zur Ostsee und durch die direkte Verbindung zur Lübecker Bucht über die Aalbek
als Hochwasserrisikogebiet nach §§ 73 und 74 WHG dargestellt. Nördlich, östlich und
südlich von Offendorf befinden sich kleinere Flächen mit klimasenstiven Böden. Zudem

sind die zuvor beschrieben Waldflächen in der Karte 3 ebenfalls dargestellt. Südlich von
Offendorf befinden sich größere Flächen von oberflächennahen Rohstoffen sowie das
Geotop0s013.

,0s 013^

(}

Kl

Abb. 6 Auszug aus dem Landschaftsrahmenplan für den Planungsraum III (2020) - Karte 3
Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung

12
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2.4 NATURA 2000-Gebiete

Der Plangeltungsbereich liegt in keinem und grenzt an kein NATURA 2000-Gebiet.

Die nächstgelegenen Schutzgebiete sind:

. das FFH-Gebiet DE 2030-328 "Schwartautal und Curauer Moor" > 3.000 m west-

lich des Plangeltungsbereiches,

. das FFH-Gebiet DE 2030-351 "Waldhusener Moore und Moorsee" > 3.000 m

südlich des Plangeltungsbereiches,

. das FFH-Gebiet DE 2030-303 "NSG Aalbek-Niederung" > 3. 500 m nördlich des
Plangeltungsbereiches,

Die geplante Entwicklung eines Feuerwehrstandortes im Plangeltungsbereich ist für den
Erhaltungszustand der o.g. FFH-Gebiete nicht relevant.

2.5 Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Ratekau aus dem Jahre 2000 stellt das Plan-
gebiet als landwirtschaftliche Fläche dar. Im Osten des Plangebietes verläuft eine ober-
irdische 11 kV Leitung.

--^ "^.

.

^. ' '\ _ . .. '... '.:.
tt- .. /-
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/

\
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4^32
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Abb. 7: Auszug aus dem rechtskräftigen FlächennufcEungsplan der Gemeinde Ratekau (2000)
Gemeinde Ratekau

Nördlich angrenzend an das Plangebiet stellt der Flächennutzungsplan eine gemischte
Baufläche (M) sowie die Verkehrsfläche der Straße Seekamp / Kreisstraße 15 (K15) dar.
Westlich, südlich und östlich grenzt das Ptangebiet an weitere landwirtschaftlich ge-
nutzte Flächen an.

Die für die Planung erforderliche Änderung der Darstellung des Flächennutzungsplanes
erfolgt im Parallelverfahren.

13
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2.6 Landschaftsplan

Der Landschaftsplan der Gemeinde Ratekau aus dem Jahre 2005 stellt das Plangebiet
als Bestandteil eines Acker- und Gartenbaubiotops dar. Östlich entlang des Plangebie-
tes befindet sich entlang des Feldweges, sowie nördlich entlang der K15 ein Rad-, Wan-
der- und Reitweg. Entlang der K15 liegt zudem eine Allee, welche bis zum Siedlungsbe-
reich besteht. Östlich des Plangebietes befinden sich entlang des Feldweges auf beiden
Seiten Knicks. Die Siedlungsflächen von Offendorf sind als Mischgebiet mit angrenzen-
den Grünlandflächen dargestellt.

e

See

^ndo

Abb. 8: Auszug aus dem Landschaftsplan der Gemeinde Ratekau (2005) Gemeinde Ratekau

Abweichun von den Darstellun en des Landschafts lans

Der Landschaftsplan der Gemeinde stammt aus dem Jahr 2005 und basiert damit auf
einem Planungshorizont, der längst überschritten ist. Landschaftspläne haben in der Re-
gel einen mittleren Betrachtungszeitraum von etwa 10 bis 15 Jahren; vor diesem Hinter-
grund konnte der damalige Planungsstand die heutigen Anforderungen an einen moder-
nen Feuerwehrstandort nicht antizipieren. Die Flächenbedarfe der Feuerwehren haben
sich im Laufe der letzten Jahre deutlich verändert, sodass sich die Notwendigkeit eines

Neubaus erst fortschreitend ergeben hat. Das bestehende Feuerwehrhaus der Ge-
meinde entspricht den aktuellen Anforderungen nicht mehr, wodurch ein neuer Standort
erforderlich wurde.

Im Landschaftsplan wird der betroffene Bereich überwiegend als Acker- und Gartenbau-
biotop dargestellt. Im nördlichen Randbereich ist zudem eine Baumreihe bzw. Allee auf-
genommen, im östlichen Bereich ein Redder. Die nördliche Baumreihe wird vom Plan-
gebiet zwar räumlich umfasst, jedoch nicht beeinträchtigt. Der westliche Knick des Red-
ders muss zugunsten der Erschließungszufahrt teilweise zurückgenommen werden. Die
verbleibenden Abschnitte des Knicks bleiben jedoch erhalten und werden im Rahmen
der Planung dauerhaft gesichert. Darüber hinaus wird an der West- und Südseite des
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Plangebietes ein neuer Knick angelegt, um eine landschaftsverträgliche Einbindung des
Feuerwehrstandortes sicherzustellen und den Biotopverbund zu stärken.

Durch diese Ausgleichs- und Sicherungsmaßnahmen können die wesentlichen Zielset
zungen des Landschaftsplans weiterhin erreicht werden. Unter Berücksichtigung des Al-
ters des Plans, der inzwischen veränderten Anforderungen der Gefahrenabwehr sowie
der vorgesehenen landschaftspflegerischen Maßnahmen ist die Abweichung vom Land-
schaftsplan insgesamt als vertretbar einzustufen.

2.7 Bestehende Bebauungspläne oder sonstige Satzungen

Das Plangebiet des Bebauungsplanes befindet sich außerhalb der Geltungsbereich ?
rechtskräftiger Bebauungspläne und ist dem Außenbereich im Sinne des § 35 BauG
zuzuordnen. Auch angrenzend an das Plangebiet bestehen keine rechtskräftigen Be-
bauungspläne.

3 Bestandssituation

3. 1 Städtebauliche Situation

Innerhalb des Plan ebietes

Das Plangebiet ist derzeit durch seine landwirtschaftliche Nutzung geprägt. Bauliche An-
lagen befinden sich nicht innerhalb des Plangeltungsbereiches. Im nördlichen Randbe-
reich des Plangebietes befindet sich die Straße Seekamp / K15. Die östliche Plange-
bietsgrenze bildet ein, als Redder ausgeprägter Feldweg.

Außerhalb des Plan ebietes

Westlich, südlich und östlich des Plangebietes setzt sich die bestehende landwirtschaft-
liche Nutzung fort. Im Osten befindet sich zudem eine Fläche mit Grünland. Nördlich des
Plangebietes liegt der Ortseingang der Dorfschaft Offendorf. Dieser wird von der beste-
henden hlofbebauung entlang der K15 dominiert. Zum Zentrum hin wird die Dorfschaft
von ein- bis zweigeschossiger Einfamilienhausbebauung geprägt.

3.2 Verkehrliche Erschließung

M IV - Motorisierter Individualverkehr

Die Erschließung des Plangebietes erfolgt über die K15 (Seekamp). Die K15 ist in nord-
östliche Richtung an die Hemmelsdorfer Straße und somit an die Autobahn A1 angebun-
den. Dadurch wird die Anbindung an das überörtliche Straßennetz sichergestellt.

Fuß- und Radwe e

Eigenständige Fuß- und Radwege bestehen innerhalb des Plangebietes nicht. Entlang
der Nordseite der K15 verläuft eine kombinierte Fuß- und Radwegeverbindung, über die
Anschluss an die angrenzenden Landschaftsräume besteht.
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ÖPNV - Öffentlicher Personennahverkehr

Das Plangebiet ist über die Bushaltestelle "Offendorf - Ratekau" (ca. 260 m) an das Bus-
netz angebunden. Von hier verkehrt die Linie 505 derAutokraft GmbH. Dabei handelt es
sich um eine Linie des Schulverkehres, die u.a. die Orte Timmendorfer Strand, Warns-
dorf, Ovendorf, und Offendorf an die Schulen in Ratekau anbindet.

Ruhender Verkehr

Das Plangebiet ist derzeit landwirtschaftlich genutzt. Stellplätze befinden sich daher
nicht innerhalb des Plangebietes.

3.3 Natur und Umwelt

3.3.1 Vegetationsbestand

Zur Beschreibung der Biotop- und Nutzungsstruktur im Plangebiet wurde Ende Mai 2024
eine Bestandsaufnahme der Biotop- und Nutzungstypen2 auf Gmndlage des aktuellen
Kartierschlüssels des Landesamtes für Natur und Umwelt des Landes Schteswig-Hol-
stein (Stand: April 2024) durchgeführt.

Nachfolgend werden zunächst die innerhalb des Untersuchungsgebietes vorkommen-
den Biotoptypen beschrieben, anschließend wird der vorhandene Bestand hinsichtlich
seiner Bedeutung mittels Biotopwertstufen bewertet.

Das Plangebiet liegt am südwestlichen Ortsrand der Dorfschaft Offendorf, südlich der
Straße Seekamp. Den größten Flächenanteil im Plangebiet nimmt eine intensiv bewirt-
schattete Ackerfläche ein, die Richtung Süden und Westen außerhalb des Plangeltungs-
bereiches fortläuft. Östlich des Ackers befindet sich ein durch einen Redder gesäumter
Feldweg. Entlang der Straße Seekamp wurde eine Allee angelegt, die jedoch im Bereich
des Plangebietes lediglich als einseitige Baumreihe vorhanden ist.

Gehölzbestände

Im Plangebiet befindet sich seitlich der Zufahrt zum Acker eine Ulme, deren Krone be-
reits abgestorben ist. Die Blätter treiben zwar im unteren Bereich des Hauptstammes
wieder aus, dennoch ist dem Einzelbaum eine schlechte Vitalität zuzuschreiben.

Im Untersuchungsgebiet sind drei Knicks vorhanden, von denen zwei Knicks einen Red-
der (HWy/hr) entlang eines Feldweges bilden. Der Redder liegt im östlichen Randbereich
des Plangebietes. Beide Knickwälle des Redders sind stabil ausgeprägt und sowohl flä-
chig als auch überwiegend dicht bewachsen. Die Artenzusammensetzung beider Knicks
ist nahezu identisch: Feld-Ahorn, Hasel, Weiden, Schlehen und Hunds-Rose. Während
im östlichen Knick bereits Überhälter aus bspw. Eberesche im nördlichen Bereich begin-
nen und in geregelten Abständen vorkommen, sind die Uberhälter (Z. B. Ulmen) des
westlich des Feldweges gelegenen Knicks eher im südlichen Randbereich des Untersu-
chungsgebietes vorhanden. Der westliche Knick des Redders weist im südöstlichen
Randbereich des Plangebietes eine Lücke ohne Gehölze als Bewuchs auf. Hier ist

PROKOM Stadtplaner und Ingenieure GmbH: Gemeinde Ratekau, Bebauungsplan Nr. 109, Bestand
Biotop- und Nutzungstypen, Stand 29. 05. 2024
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lediglich eine Ruderalflur vorhanden, sodass der Knickabschnitt als Knickwall ohne Ge-
holze (HWo) im Bestandsplan dargestellt ist.

Zwischen der Ackerfläche und der nördlich angrenzenden Straße Seekamp befindet sich
eine Baumreihe aus heimischen Laubbäumen (HRy, Winter-Linden), welche in westliche
Richtung in eine Allee heimischer Baumarten (HAy) beidseitig der Straße übergeht.

Landwirtschaftliche Flächen

Der Acker im Plangebiet ist mit Getreide bestanden und wird intensiv bewirtschaftet
(AAy). Östlich des Plangebietes, sowie östlich des Redders befindet sich ein weiterer
Intensivacker. Dieser wird in nördlicher Richtung durch einen Knick von einem mäßig
artenreichen Wirtschaftsgrünland (GYy) abgegrenzt. Das Wirtschaftsgrünland liegt au-
ßerhalb des Plangebietes und ist eingezäunt. Als Arten dominieren vor allem das Wollige

Honiggras {Holcus lanatus) und verschiedene Trespen (Bromus hordeaceus und Bro-
mus sterilis). Als Krauter und Stauden befinden sich Z. B. Scharfer Hahnenfuß (Ranuncu-
lus acris), Wiesenkerbel (Anthiiscus sylvestris und Wiesen-Sauerampfer {Rumex ace-
tosa) innerhalb des Grünlandes.

Ruderalbewuchs

In ungenutzten Randbereichen, wie entlang der Knicks und teilweise zwischen den Bäu-

men der Baumreihe befindet sich ruderaler Bewuchs, der häufig durch Nitrophyten ge-
prägt wird. So unterscheiden sich die Ruderalfluren im Untersuchungsgebiet lediglich
nach ihrem Anteil an Stauden und Nitrophyten, v.a. Brennnessel (Urtica dioica). In man-
chen Bereichen, wie Z.B. östlich des Feldweges bis zum Knickfuß ist eine Trennung aus
ruderalen Staudenfluren frischer Standorte (RHm) und Nitrophytenfluren (RHn) kaum
möglich, da die Flächenabgrenzungen sehr kleinteilig sind. Zumeist bestehen die rudera-
len Staudenfluren frischer Standorte im Untersuchungsgebiet aus folgenden Arten:
Knäuelgras (Dactylis glomerata), Klettenlabkraut {Galium aparine), Wiesenkerbel (Anth-
hscus sylvestris), Wiesen-Löwenzahn (Taraxacum officinale), Wiesenrispengras (Poa
pratensis), Giersch (Aegopodium podagraria), Wiesen-Sauerampfer (Rumex acetosa),
Wiesen-Bärenklau (Heracleum sphondylium), Purpurrote Taubnessel (Lamium purpu-
reum), Echter Nelkenwurz (Geum urbanum), Strahlenlose Kamille (Matricaria dis-
coidea), Hecken-Kälberkropf (Chaerophyllum temulum) und in geringem Anteil auch
Brennnessel (Urtica dioica).

Nördlich des Ackers im Plangebiet sind auch Ruderalfluren vorhanden, die durch den
Aufwuchs von Sträuchen, wie Weißdoiii und Feld-Ahorn verbuschen (/gb).

Graben

Zwischen dem Feldweg und dem westlic des Feldweges gelegenen Knicks befindet
sich eine Entwässerungsmulde bzw. ein zeitweise wasserführenden Graben (FGt). Die-
ser wird von einem Straßenbegleitgrün ohne Gehölze überlagert.

Siedlun s- und Verkehrsflächen sowie be leitende Bioto e

Zum Zeitpunkt der Bestandsaufnahme war innerhalb der Ackerfläche im Plangebiet eine
Baustelle (SXn) mit abgeschobenem Boden, Materiallager und einer ausgekofferten
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Fläche vorhanden. Wenn die Baustelle fertig gestellt ist und die Rohre verlegt wurden,
ist dieser Bereich wieder dem Acker zuzuordnen.

Die Straße Seekamp im nördlichen Bereich des Untersuchungsgebietes sowie der Feld-
weg im östlichen Randbereich sind durch Asphalt geprägt und werden dementsprechend
den vollversiegelten Straßenverkehrsflächen (SVs) zugeordnet. Angrenzend an die
Fahrbahn der Straße Seekamp sowie einseitig des Feldweges befinden sich wiesenartig
ausgeprägte Säume, die als Straßenbegleitgrün ohne Gehölze (SVo)zu benennen sind.
Weiterhin grenzen an die Fahrbahn und den wiesenartigen Saum auch Gehölze. Sofern
der Anteil an Bäumen größer als 5% ist, wird der Bereich dem Straßenbegleitgrün mit
Bäumen (SVh) zugeordnet, wie hier im nordöstlichen Ubergangsbereich der Straße in
den Feldweg. Das Straßenbegleitgrün mit Bäumen besteht überwiegend aus Hainbuche
und Weiden, gemischt mit Eberesche, Hunds-Rose und Holunder. Im Gegensatz dazu
befindet sich unterhalb der Baumreihe aus Winter-Linden, südlich der Straße Seekamp
ein Straßenbegleitgrün mit Gebüschen, die häufig zurückgeschnitten werden und deren
Wuchshöhe dementsprechend niedrig ist. Als Sträucher sind hier Weißdorn, Feld-Ahorn
und Hunds-Rose zu nennen.

Die Zufahrten vom Feldweg zu den Ackerflächen sind durch das häufige Befahren na-
hezu vegetationslos und werden im Bestandspan als unversiegelte Wege/Flächen (SVu)
gekennzeichnet.

Im nordöstlichen Randbereich des Untersuchungsgebietes führt ein Weg um das abge-
zäunte Grünland. Dieser Bereich wird häufig gepflegt, sodass sich hier eine arten- und
strukturarme Rasenfläche (SGr) ausgebildet hat. Die Rasenfläche besteht überwiegend
aus: Deutschem Weidelgras (Lolium perenne), Wiesenrispengras (Poa pratensis), Weiß-
Klee (Trifolium repens), Gänseblümchen (Bellis perennis) und Spitzwegerich (Plantago
lanceolata).

Bewertun

Für die naturschutzfachliche Bewertung der Biotop- und Nutzungstypen werden fol-
gende, allgemein gebräuchliche naturschutzfachliche Kriterien herangezogen:

. Grad der Naturnähe,

. Vorkommen seltener Arten,

. Gefährdung bzw. Seltenheit,

. Vollkommenheit und

. zeitliche Ersetzbarkeit bzw. Wiederherstellbarkeit.

Anhand dieser Kriterien erfolgt eine Einstufung der im Untersuchungsgebiet festgestell-
ten Biotoptypen. Für die Einstufung wird eine Skala zu Grunde gelegt, die sechs Wert-
stufen von 0 "ohne Biotopwert" bis 5 "sehr hoher Biotopwert" umfasst.
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Wertstufe Definitionen / Kriterien

sehr hoher Biotopwert;
sehr wertvolle, natumahe Biotoptypen,
Reste der ehemaligen Naturlandschaft
mit vielen seltenen oder gefährdeten
Arten

hoher Biotopwert:
natumahe Biotoptypen mit wertvoller
Rückzugsfunktion, extensiv oder nicht
mehr genutzt; Gebiet mit lokal heraus-
ragender Bedeutung für den Arten- und
Biotopschutz

Biotoptypen

im Untersuchungsgebiet nicht vor-
handen

Redder

Allee aus heimischen Laubbäumer.

Schutzstatus

§21 (1)Nr.4
LNatSchG i.V. m. § 30
(2; BNatSchG

§21 (1) Nr. 3
LNatSchG I.V. m. § 30
(2', BNatSchG

mittlerer Biotopwert:
relativ extensw genutzte Biotoptypen
innerhalb intensiv genutzter Räume
mit reicher Strukturiemng, hoher Ar-
tenzahl und einer, besonders in Ge-
bieten mit hohem Anteil von Arten der
Wertstufe 4, hohen Rückzugs-
und/oder Vemetzungsfunktion; Gebiet
mit lokaler Bedeutung für den Arten-
und Bbtopschutz

niedriger Biotopwert:
Nutzflächen oder Biotoptypen mit ge-
ringer Arten'/ielfaK, die Bewirtschaf-
tungsintensität überiagert die natürli-
chen Standorteigenschaften, Vorkom-
men nur noch weniger standortspezifi-
scher Arten; Lebensraum für euryöke
Arten

sehr niedriger Biotopwert:
Biotoptypen ohne Rückzugsfunktion,
intensiv genutzt, mit überall schnell er-
setzbaren Strukturen; fast vegetati-
onsfreie Flächen, extrem artenarm
bzv/. lediglich Tür einige wenige eu-

öke Arten von Bedeutun

ohne Biotopwert:

überbaute oder vollständig versiegelte
Flächen

Typischer Knick

Knickwall ohne Gehöize

Baumreihe aus heimischen Laub-
bäumen

Straßenbegleitgrün mit Gehölzen

Straßenbegleitgriln mit Gebüschen
Ruderale Staudenflur frischer
Standorte

Mäßig artenreiches Wirtschafts-
grünlan l

Straßenbegleitgrün ohne Gehölze,
Wegrain

Zeitweise wasserführender Gra-
ben

tntensivacker

Nitrophytenflur

Arten- und strukturanner Rasen

Unversiegelter Weg/Räche

Vollvereiegelte Verkehrsfläche

Baustelle

§21 (1)Nr.4
LNatSchG i.V.m. § 30
(2) BNatSchG

Tab. 1: Bewertung der Biotoptypen PROKOM Stadtplaner und Ingenieure GmbH

Im Plangebiet befinden sich mit Ausnahme des Knicks, der einem Redder angehört,
keine weiteren gesetzlich geschützten Biotope. Im Untersuchungsgebiet befindet sich
darüber hinaus der zweite Knick des Redders und eine Allee mit heimischen Laubbäu-

men, welche gesetzlich geschützt sind.

Pftanzenarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie kommen im Untersuchungsgebiet
nicht vor. Aufgrund der speziellen Standortansprüche der Arten: Apium repens (Krie-
chender Scheiberich) (Feuchtwiesen, Ufer), Luronium natans (Schwimmendes Frosch-
kraut) (Gewässerpflanze), Oenanthe conioides (Schierlings-Wasserfenchel) (Süßwas-
serwatten), Hamatocaulis vernicosus (Firnisglänzendes Sichelmoos) (Moore, Nasswie-
sen, Gewässerufer) ist ein Vorkommen im Untersuchungsgebiet ausgeschlossen.
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3.3.2 Topografie

Im Plangebiet steigt die Topografie relativ moderat von 15, 0 m ü. NHN im Nordosten auf
gut 18, 0 m ü. NHN im Westen bzw. Süden an.

3.3.3 Boden- und Grundwasserverhältnisse

Im Zuge des Aufstellungsverfahrens der Bauleitplanung wurde durch das Ingenieurbüro
Reinberg3 ein geotechn ischer Bericht erarbeitet. Die Inhalte werden nachfolgend zusam-
menfassend wiedergegeben:

Zur Erkundung der Baugrundverhältnisse wurden am 24.04.2025 auf dem Grundstück
an insgesamt fünf Untersuchungspunkten Kleinrammbohmngen bis maximal 5, 0 m unter
Geländer niedergebracht. Dabei hat sich der nachfolgend beschriebene, sehr gleichmä-
ßige Bodenaufbau ergeben. An der Geländeoberkante wurden ca. 0,4 m bis 1,0 m mäch-
tige, schluffige, stark sandige, schwach kiesige, schwach humose Oberböden angetrof-
fen. Danach folgen überwiegend bis zur Erkundungstiefe gewachsene bindige Geschie-
beböden als entkalkter Geschiebelehm und kalkhaltiger Geschiebemergel in steifer bis
steif-halbfester Zustandsform mit vereinzelt nassen Stand-Streifen. Zwischengelagert
sind unterhalb des Oberbodens am Punkt 4 und 5 in Schichtstärken von ca. 0, 6 m ge-

wachsene Sande, die sich kornanalytisch aus schtuffigen, schwach kiesigen Fein- bis
Grobsanden zusammensetzen.

Zum Zeitpunkt der Feldarbeiten wurde bis zur Erkundungsendtiefe kein Grund-, Stau-
oder Schichtenwasser angetroffen. Aufgrund von klimatischen bzw. witterungsbedingten
Einflüssen wird es bei ungünstigen regnerischen Witterungsbedingungen auf den bindi-
gen Böden zu Stauwasserbildung kommen, die bis an die Geländeoberkante reichen
können.

Nach den Vorgaben des Arbeitsblattes der Deutschen Vereinigung für Wassenwirtschaft,
Abwasser und Abfall e.V. (DWA-A 138-1) ist eine Versickerung von nicht schädlich ver-
unreinigtem Niederschlagswasser im untersuchten Gebiet aufgrund der Bodenverhätt-
nisse nicht möglich. Die gewachsenen und flächig vorhandenen bindigen Böden sind als
sehr schwach wasserdurchlässig (k-Wert > 10-8 m/s) zu beschreiben und somit für eine
Versickerung nicht geeignet. Eine Versickerung in den vereinzelt angetroffenen schwach
wasserdurchlässigen Sanden (k-Wert 10-6 bis 10-8 m/s) ist ebenfalls nicht möglich.
Grundsätzlich liegt der entwässerungstechnisch relevante Versickerungsbereich nach
dem o.a. Arbeitsblatt zwischen 1, 0*10-3 bis 1,0*10-6 m/s und es besteht die Forderung
nach einem trockenen Sickerraum ab der Unterkante der Versickerungsanlage bis zum
mittleren höchsten Grundwasserstand von ä 1,0 m.

3.3.4 Altlasten

Nach derzeitigem Kenntnisstand befinden sich keine Altlasten oder Altlastenverdachts-
flächen innerhalb oder angrenzend an das Plangebiet.

Ingenieurbüro Reinberg GmbH & Co. KG: Geotechnischer Bericht, Stand: 28.05.2025
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Gemäß § 2 des Landesbodenschutz- und Altlastengesetzes (LBodSchG) sind Anhalt
punkte für das Vorliegen einer schädlichen Bodenveränderung oder Altlast unverzüglich
der unteren Bodenschutzbehörde mitzuteilen.

3. 3.5 Natur- und Artenschutz

Nördlich des Plangebietes markiert eine bestehende Allee aus heimischen Laubgehöl-
zen die Grenze zwischen der landwirtschaftlich genutzten Fläche und der Straßenver-
kehrsfläche der K15. Die lange, von Offendorf nach Nordwesten verlaufenden Lin-
denallee, weist neben Linden auch andere Gehölze in geringem Umfang auf, darunter
v. a. Kastanien und Eichen. Etliche der Bäume weisen einen Stammumfang von mehr
als 80 cm Durchmesser auf. Die Lindenallee stellt gem. § 30 BNatSchG i.V.m. § 21 Abs.
1 Nr. 3 LNatSchG ein gesetzlich geschütztes Biotop dar.

Im Östlichen Bereich des Plangebietes trennt ein Knick bzw. Redder die landwirtschaft-
liche Fläche von dem angrenzenden landwirtschaftlichen Weg. Auch Knicks bzw. Red-
der stellen gem. § 30 BNatSchG i.V. m. § 21 Abs. 1 Nr. 4 LNatSchG ein gesetzlich ge-
schütztes Biotop dar.

Faunistische Potentialabschätzung und Brutbestandserfassung

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes wurde durch den Dipl. -Biol. Karsten
Lutz eine faunistische Potenzialabschätzung und eine Brutbestandserfassung des Plan-
gebietes4 erarbeitet. Die Inhalte des Gutachtens werden nachfolgend zusammenfas-

send wiedergegeben:

Bestandsdarstellun von Brutvö ein und Arten des Anhan s IV

Das Gebiet wurde fünfmal im Frühjahr 2024 von April bis Juni begangen. Dabei wurde
insbesondere auf Strukturen geachtet, die für Anhang IV-Arten und Vögel von Bedeu-
tung sind. Die Bäume wurden vom Boden aus einzeln mit dem Fernglas besichtigt und
auf potenzielle Fledermaushöhien untersucht.

Da in der Voreinschätzung wertvolle Arten der offenen Flächen, insbesondere Feldler-
ehe, nicht ausgeschlossen werden konnten, wurde im Frühjahr 2024 eine Brutbestand-
serfassung der Vögel durchgeführt.

Feldlerchen können mit drei Geländebegehungen (Anfang April, Ende April und im Mai)
zuverlässig erfasst bzw. ausgeschlossen werden (SÜDBECK et ai. 2005), so dass Bege-
hungen an folgenden Tagen durchgeführt wurden: 05. April, 24. April, 19. Mai, 01. Juni
und 09. Juni 2024. Mit diesen Terminen können Feldlerchen zuverlässig erfasst bzw.
ausgeschlossen werden.

Auf den Begehungen wurden Vögel optisch und akustisch aufgrund ihrer artspezifischen
Gesänge und Rufe erfasst und notiert. Die artspezifischen Erfassungshinweise von SüD-
BECK et ai. (2005) wurden berücksichtigt.

4 Dipl. -Biol. Karsten Lutz: Faunistische Potenzialabschätzung, Brutbestandserfassung und Artenschut-
zuntersuchung für den Neubau eines Feuerwehrgerätehauses in Ratekau - Offendorf, Stand:
12.06.2024
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Die Auswahl der weiteren potenziellen Arten erfolgt einerseits nach ihren Lebens-
raumansprüchen (ob die Habitate geeignet erscheinen) und andererseits nach ihrer all-
gemeinen Verbreitung im Raum Ratekau-Offendorf. Maßgeblich ist dabei für die Brutvö-
gel die aktuelle Avifauna Schleswig-Holsteins (KOOP & BERNDT 2014). Verwendet wer-
den für Fledermäuse die Angaben in BORKENHAGEN (2011) und FFH-BERICHT (2018).
Für die Amphibien bieten der Atlas von KLINGE & WINKLER (2005) sowie die Ergebnisse
des FFH-Monitorings FÖAG (2023) eine gute Grundlage. Ergänzend wird der unveröf-
fentlichte Arbeitsatlas der Amphibien und Reptilien (FÖAG 2016) herangezogen.

Fledermäuse

Alle Fledermausarten gehören zu den streng geschützten Arten, die nach § 44
BNatSchG besonders zu beachten sind. Zu überprüfen wäre, ob für diese Arten Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten, Jagdhabitate oder Flugstraßen durch das Vorhaben be-
einträchtigt werden. Der Bestand der Fledermäuse wird mit einer Potenzialanalyse er-
mittelt.

Alle potenziell vorkommenden Fledermausarten sind im Anhang IV (streng zu schüt-
zende Tier- und Pflanzenarten von gemeinschaftlichem Interesse) der FFH-Richtlinie
aufgeführt und damit auch nach § 7 BNatSchG streng geschützt. Dadurch sind alle Fle-
dermausarten artenschutzrechtlich zunächst gleich zu behandeln.

Aufgrund der Verbreitungsübersichten in BORKENHAGEN (2011) und FFH-Bericht 2018
kommen im Raum Ratekau-Offendorf praktisch alle der in Schleswig-Holstein vorhande-
nen Arten vor. Eine spezielle Auflistung ist daher zunächst nicht erforderlich.

Fledermäuse benötigen drei verschiedene wichtige Biotopkategorien, die als Lebens-
Stätten im Sinne des § 44 BNatSchG gelten können: Sommerquartiere (verschiedene
Ausprägungen) und Winterquartiere als Fortpfianzungs- und Ruhestätten sowie Jagdre-
viere (Nahrungsräume). Zu jeder dieser Kategorien wird ein dreistufiges Bewertungs-
schema mit geringer, mittlerer und hoher Bedeutung aufgestellt.

Fledermäuse nutzen als Nahrungsräume überdurchschnittlich insektenreiche Biotope,
weil sie einen vergleichsweise hohen Energiebedarf haben. Als mobile Tiere können sie
je nach aktuellem Angebot Biotope mit Massenvermehrungen aufsuchen und dort Beute
machen. Solche Biotope sind i.d. R. Biotope mit hoher Produktivität, d.h. nährstoffreich
und feucht (eutrophe Gewässer, Sümpfe). Alte, stmkturreiche Wälder bieten dagegen
ein stetigeres Nahrungsangebot auf hohem Niveau. Diese beiden Biotoptypen sind ent-
scheidend für das Vorkommen von Fledermäusen in einer Region.

Bei der Begehung des Untersuchungsgebietes wurde nach Lebensraumstrukturen ge-
sucht. Daraus wird die Bewertung der Lebensraumeignung des Untersuchungsgebietes
für Fledermäuse abgeleitet.

In den Ackerflächen sind Fledermausquartiere nicht möglich. Die Bäume am Rande des
Untersuchungsgebietes wurden untersucht und soweit erreichbar auf potenzielle Fleder-
maushöhlen überprüft. Am Ostrand stehen im Knick nur relativ junge Bäume, deren
Stämme keine Höhlen aufweisen. An der Straße "Seekamp" stehen große Linden, deren
Stämme bis zu einer Höhe von 2 m ohne Fledermaushöhlen sind. In den höheren

Stamm- und Kronenbereichen, die nicht eingesehen werden können, werden vorsorglich
kleine Fledermausquartiere (Spalten, Tagesquartiere für einzelne Individuen) als
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möglich angenommen. Die Bäume werden im Sinne der Verkehrssicherungspflicht an
der Straße gepflegt. Größere Totholzbereiche sind nicht vorhanden. Die Reihe großer
Linden und der Knick am Ostrand haben das Potenzial für Nahrungsflächen für Fleder-
mäuse. Sie entsprechen den Kriterien für mittlere potenzielle Bedeutung.

Haselmaus

Ratekau liegt nach BORKENHAGEN (2011) und FÖAG (2023) im Verbreitungsgebiet der
Haselmaus (Muscardinus avellananus). Sie besiedelt Wälder, Parklandschaften, Feld-
gehölze und Gebüsche (MEINIG et ai. 2004, JUÖKAITIS & BÜCHNER 2010). Von besonde-
rer Bedeutung sind sonnige und fruchtreiche Gebüschlandschaften. Sie benötigt, dichte
fruchttragende und besonnte Hecken. An den Gehölzrändern wurde intensiv nach Ko-
beln und Fraßspuren gesucht, jedoch keine gefunden. Die Haselmaus nutzt relativ kleine
Reviere (< 1 ha) und ist wenig mobil. Ortswechsel beschränken sich gewöhnlich auf
wenige 100 m (MEINIG et ai. 2004), weshalb Anschluss an größere Gehölze nötig ist. Ein
Vorkommen der Haselmaus ist unwahrscheinlich. Vorsorglich wird dennoch ein Vorkom-
men angenommen, denn nach HASELMAUSPAPIER (2018) reicht diese Vorgehensweise
nicht aus, ein Haselmausvorkommen sicher auszuschließen. In Frage kommen als Le-
bensraum nur der Knick und die Bäume am Nord- und Ostrand des Untersuchungsge-
bietes

Weitere otenzielle Arten des Anhan ;; IV

Da keine geeigneten Gewässer vorhanden sind, können Lebensstätten von Amphibien,
Mollusken, Krebsen und Libellen des Anhangs IV nicht vorhanden sein.

Die Käferart Eremit (Osmoderma eremita) kann in mächtigen, alten Laubbäumen vor-
kommen. Die bis zu 7,5 cm großen Larven des Eremiten leben 3-4 Jahre im Mulm von
Baumhöhlen, die Z. B. von Spechten angelegt worden sind. Eine Larve benötigt zu ihrer
Entwicklung mindestens 1 l Mulm. Brutstätte des Eremiten kann fast jeder Laubbauri

sein, der einen Mindestdurchmesser von ca. 80 Zentimetern hat und große Höhlungen
im Stamm oder an Asten aufweist. Bevorzugt werden aber die ganz alten Bäume. Sold i
große Bäume mit großen Höhlungen bzw. Totholzbereichen sind hier nicht vorhanden.

Andere Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sind nicht zu erwarten, da die übrigen
Arten des Anhangs IV sehr spezielle Lebensraumansprüche haben (Trockenrasen, Hei-
den, Moore, alte Wälder, spezielle Gewässer marine Lebensräume), die hier nicht erfüllt
werden.

Pflanzenarten des Anhan s IV

In Schleswig-Holstein kommen nur vier sehr seltene Pflanzenarten des Anhangs IV vor
(FFH-BERICHT 2018): Apium repens (Kriechender Scheiberich) (Feuchtwiesen, Ufer),
Luronium natans (Froschzunge) (Gewässerpflanze), Oenanthe conioides (Schiertings-
Wasserfenchel) (Süßwasserwatten), Hamatocaulis vernicosus (Firnisglänzendes Si-
chelmoos) (Moore, Nasswiesen, Gewässemfer).

Diese Pflanzenarten des Anhangs IV benötigen ebenfalls sehr spezielle Standorte un .
können hier nicht vorkommen.
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Brutvö el

Die in der Saison 2024 vorhandenen Brutvogelarten sind in der Tab. 2 dargestellt.

SH DE Offenl, Gehölz Trend

Arten mit sehr großen Revieren

Eichelhäher Garrulus glandarius - - o
Elster Pica pica - - o o
Rabenkrähe Corvus corone - - o o

Ringeltaube Columba palumbus - - o 2

Verbreitete Gehölzvögel
Amsel Turdus merula - - o 3

Blaumeise Pams caeruleus - - 1

Buchfink Fringilla coelebs - - 2
Gelbspötter Hippolais icterina - - 1
Heckenbraunelle Prunella modularis - - 1

Kohlmeise Parus major - - 1

Mönchsgrasmücke Sylvia atricapilla - - 1
Rotkehlchen Erithacus rubecula - - 1

Grünfink Chlons chloris - - 1

Zaunkönig Troglodytes t. - - 1
Zilpzalp Phylloscopus collybita - - 2
Arten des Offenlandes und seiner Ränder

Bachstelze Motacilla alba - - o

Dorngrasmücke Sylvia communis - - 1
Goldammer Emberiza citrinella - - o 1

Tab. 2: Artenliste der festgestellten Vogelarten Dipl. -Biol. Karsten Lutz

/

/

/

/

/

+

/

/

+

+

+

/

/

+

+

/

/

/

Potenzielles Vorkommen in den Teilgebieten Offenland (Acker und Grasland); Randge-
hölz/Knick/ Hausgarten (Gehölz): Zahl = in der Saison 2024 festgestellte Anzahl, o = nur Nah-
mngsgebiet, SH: Rote-Liste-Status nach KIECKBUSCH et ai. (2021) und DE: nach RYSLAVY et ai.
(2020). - ^ ungefährdet; Trend = kurzfristige Bestandsentwicklung nach KIECKBUSCH et ai.
(2021): - = Rückgang, / = stabil, + = Zunahme

Arten, deren Vorkommen im Untersuchungsgebiet mit dem Untersuchungszeitraum von
März bis Juni ausgeschlossen werden können, Z. B. Feldlerchen, werden in der Tabelle
nicht aufgeführt. Alle Vogelarten sind nach § 7 BNatSchG als "europäische Vogelarten"
besonders geschützt. Es kommt keine Art vor, die nach Roter Liste Schleswig-Holsteins
(KIECKBUSCH et ai 2021) gefährdet ist. Für die ,Arten mit großen Revieren" wird ange-
nommen, dass die Art zwar im Untersuchungsgebiet brüten kann, das Untersuch ungs-

gebiet aber zu klein für ein ganzes Revier ist. Die Art muss weitere Gebiete in der Um-
gebung mit nutzen.

3. 3. 6 Orts- und Landschaftsbild

Das Orts- und Landschaftsbild wird derzeit geprägt durch die vorherrschende landwirt-
schaftliche Nutzung und die angrenzenden dörflichen Strukturen von Offendorf. Entlang
der K15 gibt es eine bestehende Eingrünung aus einer Allee bzw. einer Baumreihe und
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Gehölzen. Der östliche Randbereich des Plangebietes entlang des Feldweges weist eine
Eingrünung durch einen bestehenden Redder auf

3.3.7 Erholung

Das Plangebiet selbst weist keine eigenständige Erholungsfunktion auf. Gleichwohl ist
die Fuß- und Radwegeverbindung entlang der K 15 eine attraktive Wegeverbindung in
die freie Landschaft.

3.4 Denkmalschutz

Innerhalb und angrenzend an das Plangebiet befinden sich keine baulichen Denkmale
oder Kulturdenkmale.

Das Plangebiet befindet sich in einem archäologischen Interessengebiet. Archäologi-
sehe Interessengebiete dienen der Orientiemng, ob mit einem erhöhten Aufkommen an
archäologischer Substanz zu rechnen ist.

Abb. 9 Darstellung des archäologischen Interessengebietes um den Ort Offendorf und ungefähre
Lage des Plangeltungsbereiches Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein

3.5 Eigentumsverhältnisse

Die Flächen innerhalb des Geltungsbereiches des künftigen Bebauungsplanes befinden
sich - mit Ausnahme der Straßenverkehrsflächen - in privatem Eigentum. Über einen
Kaufvertrag wurde geregelt, dass die Flächen in das Eigentum der Gemeinde Ratekau
übergehen, sobald die 36. Änderung des Flächennutzungsplans und der Bebauungsplan
Nr. 109 rechtskräftig sind.
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3.6 Ver- und Entsorgung

Frischwasser

Träger der zentralen Wasserversorgung der Gemeinde Ratekau ist der Zweckverband
Ostholstein (ZVO).

Abwasser

Der Zweckverband Ostholstein (ZVO) ist ebenfalls Träger der Abwasserentsorgung der
Gemeinde.

Strom Gas Telekommunikation

Die Sicherung der Stromversorgung in der Gemeinde erfolgt durch die Trave Netz
GmbH. Die Gasversorgung erfolgt durch den Zweckverband Ostholstein (ZVO). Der An-
schluss an die kabelgebundenen Mediennetze erfolgt durch private Anbieter.

Niederschla swasser

Aufgrund der Bestandsnutzung als landwirtschaftliche Fläche wird das Niederschlags-
wasser derzeit gesamt versickert. Ein Anschluss an die umgebenden Leitungen sowie
technische Versickerungseinrichtungen bestehen nicht.

Löschwasserversor un

Aufgrund der Bestandsnutzung als landwirtschaftliche Fläche besteht aktuell kein An-
schluss an die Löschwasserversorgung.

3.7 Immissionsschutz

Seveso 111-Richtlinie

Die im Juli 2012 neu gefasste Richtlinie 2012/18/EU ("Seveso lll-Richtlinie") dient der
Beherrschung von Gefahren bei schweren Unfällen mit gefährlichen Stoffen. Diese mit
der Störfallverordnung von März 2017 in deutsches Recht umgesetzte Richtlinie regelt
wesentlich die Pflichten von Betreibern besonders gefahrenrelevanter Industrieanlagen,
d. h. solcher Anlagen, in denen mit gefährlichen Stoffen (z. B. sehr giftige oder giftige
Stoffe oder entzündliche Flüssigkeiten) in größeren Mengen umgegangen wird (Störfall-
anlagen). Dies sind beispielsweise Anlagen der chemischen Industrie, der Petrochemie
oder Lageranlagen für brennbare Flüssigkeiten. Der Vollzug dieser Verordnung erfolgt
insbesondere durch die Uberwachungsbehörden, die den für den Umweltschutz zustän-
digen Landesministerien nachgeordnet sind.

In Artikel 13 der Seveso lll-Richtlinie ("Land-use-planning") ist eine Vorgabe enthalten,
die über ein Abstandsgebot zwischen einer Störfallanlage und verschiedenen Umge-
bungsnutzungen wie Wohnbebauung oder öffentlich genutzten Gebäuden auf Verfahren
der Bauleitplanung Einfluss nimmt. Diese Vorgaben sind sowohl bei der Errichtung bzw.
Änderung von Störfallbetrieben als auch bei neuen Entwicklungen in der Nachbarschaft
bestehender Betriebe zu berücksichtigen.
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In der Gemeinde Ratekau selbst gibt es keinen Betrieb, der unter die Störfallverordnung
fällt. Der nächstgelegenen Betrieb, der im Uberwachungsplan nach der Störfallverord-
nung des Landes Schleswig-Holstein gelistet wird, ist die UTM Umwelt-Technik-Metall-
recycling GmbH in Lübeck-Kücknitz. Der Betriebsbereich befindet sich rund 5,5 km vom
Plangebiet entfernt. Auswirkungen auf das Vorhaben sind aufgrund der großen Distanz
zum Plangebiet nicht zu erwarten

Ziel des Bebauungsplanes ist die Entwicklung eines neuen Standortes für die Freiwillige
Feuerwehr. Die Zulässigkeit eines Störfallbetriebes im Plangeltungsbereich ist mit der
vorliegenden Planung nicht gegeben.

Es kann somit davon ausgegangen werden, dass derzeit keine Betriebe, die unter die
Störfallverordnung fallen, auf die Planung einwirken und von der Planung auch keine
derartigen Auswirkungen auf benachbarte Schutzgebiete ausgehen.

Immissionen aus landwirtschaftlicher Nutzun

Das Plangebiet grenzt direkt an landwirtschaftliche Flächen an. Die aus einer ordnungs-
gemäßen landwirtschaftlichen Nutzung resultierenden Immissionen (Lärm, Gerüche und
Staub) können zeitlich begrenzt auf das Plangebiet einwirken.

4 Planung

4.1 Ziele und Zweck der Planung

Der aktuelle Standort der freiwilligen Feuerwehr Offendorf erfüllt diverse Anforderungen
der Hanseatischen Feuerwehrunfallkasse Nord (HFUK Nord) nicht mehr. So fehlt es bei-
spielsweise an befestigten und für die Feuerwehr reservierten Stellplätzen mit ausrei-
chenden Breiten, an Lagerkapazitäten für Ausrüstungen und Arbeitsstoffen, an einem
ausreichend großem Schulungsraum sowie an ausreichenden Sanitäranlagen und Um-
kleideräumen.

Im Vorfeld der Aufetellung des Bebauungsplanes Nr. 109 hat die Gemeinde Ratekau
eine umfassende Standortalternativenvergleich5 durchgeführt, um den passenden
Standort für den Neubau der Freiwilligen Feuerwehr für die Dorfschaften Offendorf und
Kreuzkamp zu finden. So fußt die letztliche Wahl des Plangebietes auf einer breiten
fachlichen Abwägung von verschiedensten Belangen. Dazu zählen u.a. Belange der
Raumordnung, der Bauleitplanung, des Natur- und Artenschutzes, des Städtebaus und
des Landschaftsbildes, aber auch der Feuerwehr oder des Immissionsschutzes.

5 PROKOM Stadtplaner und Ingenieure GmbH: Standortvergleich Neubau Freiwillige Feuenwehr
Offendorf/ Kreuzkamp Stand: 22. 11 .2022
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4.2 Flächenbilanz

Plangeltungsbereich

Fläche für Gemeinbedarf "Feuerwehr"

öffentliche Verkehrsflächen

private Grünflächen

Tab. 3 Flächenbilanz

gesamt 7. 628 m2

4.432 m2

1. 029m2

2. 167 m2

4.3 Städtebauliches Konzept

Da der derzeitige Feuerwehrstandort der Freiwilligen Feuerwehr Offendorf diverse An-
forderungen der Hanseatischen Feuerwehrunfallkasse Nord (HFUK) nicht mehr erfüllt,
wurde ein neuer Standort gesucht, auf dem die Anforderungen erfüllt werden können.
Am Ende der Suche stand die Fläche am südwestlichen Ortsrand von Offendorf, für die

anschließend ein erstes Konzept für einen neuen Feuerwehrstandort erarbeitet wurde.

Für das Plangebiet ist die Errichtung eines neuen Feuerwehrgebäudes auf derzeit land-
wirtschaftlich genutzten Flächen vorgesehen. Der städtebauliche Entwurf sieht einen
eingeschossigen, freistehenden Baukörper vor, der Schulungs- und Sozialräume sowie
moderne Umkleide- und Sanitäreinrichtungen umfasst. Ergänzend sind verschiedene
Lager- und Nebenräume für die Belange der Feuerwehr eingeplant. In der angeschlos-
senen Fahrzeughalle sollen bis zu zwei Einsatzfahrzeuge der Freiwilligen Feuerwehr
untergebracht werden können.

4.4 Erschließung und Stellplätze

Das Plangebiet befindet sich unmittelbar an dem Kreuzungspunkt der K 15 / Seekamp
und einem, überwiegend landwirtschaftlich genutzten Weg. Die Straße Seekamp macht
nördlich des Plangebietes eine Kurve, sodass die Erschließung der Feuerwehr nicht mit
einer zusätzlichen Zufahrt auf die Kreisstraße erfolgen soll, sondern der bestehende
landwirtschaftliche Weg für die Zufahrt genutzt werden soll.

Der Feuerwehrstandort selbst soll zwei Anbindungen an den landwirtschaftlichen Weg
erhalten. Die nördliche Zufahrt dient als Zufahrt für die angegliederte Stellplatzanlage
mit voraussichtlich 22 Stellplätzen und die südliche Zufahrt als Erschließung für die Fahr-
zeughalle.

Bei der Errichtung von Stellplatzanlagen sind insbesondere die aktuellen Vorgaben der
DGUV Information 205-008 "Sicherheit im Feuerwehrhaus" zu berücksichtigen.

4.5 Grün- und Freiraumkonzept

Der geplante Feuerwehrstandort berücksichtigt die vorhandenen Grünstrukturen größ-
tenteils und nutzt diese für eine Einbindung in die Landschaft. So bleibt die Baumreihe
an der nördlichen Grenze des Plangebietes unberührt. Der bestehende westliche Knick
des Redders entlang des landwirtschaftlichen Weges muss auf einer Länge von ca.
35,0 m zurückgenommen werden, um die notwendigen Zufahrten errichten zu können.
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Dafür soll als Abgrenzung gegenüber der Ackernutzung an der westlichen Plangebiets-
grenze ein neuer Knick von run< 1135,0 m angelegt werden.

4.6 Natur- und Artenschutz

4.6. 1 Geschützte Biotope

Geschützte Bioto e em. 30 Bundesnaturschutz esetz

Knicks weisen grundsätzlich eine hohe naturschutzfachliche Bedeutung auf und unter-
liegen dem gesetzlichen Schutz nach § 30 Abs. 2 BNatSchG i.V. m. § 21 Abs. 1 Nr. 4
LNatSchG. Handlungen, die zu einer Zerstörung oder sonstigen erheblichen Beeinträch-
tigung von Knicks führen, bedürfen einer Ausnahme und sind auszugleichen.

4. 6.2 Artenschutz

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes wurde durch den Dipl. -Biol. Karsten
Lutz eine Artenschutzuntersuchung für das geplante Vorhaben6 erarbeitet. Die Inhalte

des Gutachtens werden nachfolgend zusammenfassend wiedergegeben:

Beschreibun des Vorhabens und seiner Wirkun

Die Ackerfläche wird zum Teil für ein neues Feuerwehrgelände überbaut werden. Die
Linden am Nordrand bleiben erhalten. Der Knick am Ostrand wird nur zum kleinen Teil

für eine Zufahrt im Nordosten gerodet. Am West- und Südrand des neuen Feuerwehr-
geländes wird ein Gehölzsaum gepflanzt. Insgesamt wird ungefähr 0, 6 ha Acker besei-
tigt, während die Gehölzflächen und Gehölzränder im Wesentlichen erhalten bleiben.

Die Wirkungen des Baubetriebes werden im Rahmen des im Hochbau üblichen liegen.
Spezielle Arbeiten, die besonderen Lärm oder Schadstoffemissionen verursachen, sind
nicht vorgesehen.

Zum Brutvogelschutz wird im Einzelfall zu entnehmender Gehölzbestand gemäß der all-
gemein gültigen Regelung des § 30 BNatSchG in der Zeit nach dem 30. September u d
vor dem 01. März beseitigt.

Wirkun aufBrutvö el

In Tab. 4 sind in einer tabellarischen Übersicht die Wirkungen auf die Arten dargestellt.

Die Bachstelze ist eine typische Art des Siedlungsrandes. Sie behält ihren Lebensraum.
Die Dorngrasmücke und Goldammer kommen am östlichen Gehölzrand vor. Diese Situ-
ation bleibt im Wesentlichen erhalten, so dass die Brutreviere beider Arten erhalten blei-

ben. Mit der Hecke um das neue Feuerwehrgelände entsteht für sie neuer Lebensraum.
Da die Gehölzmenge durch die Neupflanzungen nicht verringert wird und langfristig er-
halten und tendenziell vermehrt wird, verlieren die in Tab. 2 (Kap. 3.3.5)aufgeführten
potenziellen Brutvogelarten der Gehölze (Amsel bis Zilpzalp) nicht ihren Lebensraum.
Die übrigen Arten der Tab. 2 mit großen Revieren (Eichelhäher bis Ringeltaube) können

Dipl. -Biol. Karsten Lutz: Faunistische Potenzialabschätzung, Brutbestandserfassung und Artenschut-
zuntersuchung für den Neubau eines Feuerwehrgerätehauses in Ratekau - Offendorf, Stand:
12.06.2024

29



Bebauungsplan Nr. 109 der Gemeinde Ratekau

in die Umgebung ausweichen. Diese Arten gehören zu den Arten deren Bestand in
Schleswig-Holstein zunimmt oder auf relativ hohem Niveau stabil ist (KOOP & BERNDT
2014, KIECKBUSCH et ai. 2021). Mit einem neuen Gebüschsaum um die neue Feuerwehr
verbessert sich für sie tendenziell die Situation.

Art (Anzahl) Wiri<ung des Vorhabens
Arten mit großen Revie- Kein Verlust von Revieren
ren der Tab. 2

Übrige Gehölzvögel der Kein Vertust von Revieren.
Tab. 2
(Amsel - Zilpzalp)
Bachstelze Kein Verlust von Revieren.

Folgen der Vorhabenswirkungen

Keine Beschädigung von Revieren

(l)
Keine Beschädigung von Revieren
(Il)

Dorngrasmücke und
Goldammer

Keine Beschädigung von Revieren

(Il)
Kein oder nur geringer Verlust Ausweichen möglich (IV)
des Brut- oder Nahmngshabi-
tats.

Tab. 4: Wirkung auf Brutvögel - Begründung der Folgen der Vorhabenwirkung im Text (siehe l
bis III) Dipl. Biol. Karsten Lutz

l. Die insgesamt anpassungsfähigen Arten mit großen Revieren können in die Umge-
bung ausweichen. Im Umfeld sind genug ähnliche Lebensräume und Gehölzflächen
vorhanden, so dass die ökologischen Funktionen erhalten bleiben.

II. Die Gehölzvögel erfahren keinen Verlust von Lebensräumen. Die ökologischen
Funktionen im Sinne des § 44 Abs. 5 BNatSchG bleiben im räumlichen Zusammen-
hang erhalten bzw. verbessern sich mit dem Aufwachsen von Gehölzen am Rand
der neuen Feuerwache.

III. Die Bachstelze erfährt mit der neuen Bebauung keinen Verlust an Siedlungsrand.
Sie wird auch am Rand der neuen Feuerwache Lebensraum haben.

IV. Goldammer und Domgrasmücke verlieren Teile ihrer Lebensräume mit dem Teil des
Knicks, der eventuell gerodet wird. Dennoch verbleiben Säume im Gebiet und ein
Teil der für d lese Arten nutzbaren Flächen bleiben erhalten. Zudem kann langfristig
in die neuen Gebüsche am Süd- und Ostrand der Feuerwache ausgewichen wer-
den, so dass die Funktionen der Säume erhalten bleiben. Dass Brutreviere so ver-

kleinert werden, dass sie ihre Funktion verlieren, ist nicht zu erwarten.

Die hier vorkommenden Vögel gehören sämtlich zu den relativ störungsunempfindlichen
Arten des Siedlungs(rand)bereichs. Störwirkungen der Baumaßnahmen im Untersu-
chungsgebiet werden kaum weiter reichen als der Umfang der Baustelle. Es kommt also
nicht zu weit reichenden Störungen.

Wirkun en auf Fledermäuse

Potenzielle Fledermausquartiere sind nur in den Linden möglich, die von der Planung

nicht betroffen sind, und werden daher nicht beeinträchtigt.

Die potenziellen Nahrungsflächen mittlerer Bedeutung, die Gehölze, werden nur gering
verkleinert und mit dem neuen Gebüschsaum um die neue Wache tendenziell ausge-
weitet. Ein Verlust ist angesichts der potenziell bedeutenderen Flächen der Umgebung
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unbedeutend. Zudem gelten solche Nahrungsräume nicht als Lebensstätten im Sinne
des § 44 BNatSchG. Aufgrund ihres großen Aktionsradius können die potenzietl vorhan-
denen Arten in die Umgebung ausweichen.

Wirkun en auf Haselmäuse

Wie im Falle der Gehölzvögel wird der potenzielle Lebensraum der Haselmaus, die Ge-
holze am Rande, nur gering beeinträchtigt. Der Verlust durch die Zufahrt wird durch den
neuen Gehölzsaum um die Feuerwache langfristig überkompensiert. Verloren geht
Acker, der kein Lebensraumpotenzial für Haselmäuse hat. Der potenzielle Lebensraum
der Haselmaus, die Knicks und Gehölzränder, bleibt erhalten.

Um Tötungen und Verletzungen zu vermeiden, muss beim Roden von kleinen Flächen
vo' i Gebüschen und anderen Gehölzen (Knicks) mit Potenzial für Haselmäuse nach der
im "Haselmauspapier" (LLUR 2018) vorgeschlagenen Vorgehensweise "Maßnahme 1"
verfahren werden: Zuerst im Winter die Gehölze nur auf den Stock setzen und erst spä-
ter, nach dem Verlassen des Winterquartiers durch die Haselmäuse Ende April, Rodung
der Stubben und weitere Erdarbeiten durchführen.

Artenschutzprüfung

Im Abschnitt 5 des Bundesnaturschutzgesetzes sind die Bestimmungen zum Schutz und
zur Pflege wild lebender Tier- und Pflanzenarten festgelegt. Neben dem allgemeinen
Schutz wild lebender Tiere und Pflanzen (§ 41 BNatSchG) sind im § 44 BNatSchG stren-
gere Regeln zum Schutz besonders und streng geschützter Arten festgelegt.

Im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag werden die Bestimmungen des besonderen Ar-
tenschutzes nach § 44 Abs. 1 BNatSchG behandelt.

Ein Bebauungsplan kann selbst nicht gegen die Zugriffsverbote des § 44 BNatSchG ver-
stoßen, sondern nur dessen Vollzug. Er verstößt jedoch gegen § 1 Abs. 3 BauGB, wenn
bei der Beschlussfassung absehbar die Zugriffsverbote des § 44 BNatSchG unüberwind-
liche Hindernisse für die Venwirktichung darstellen. Es ist also festzustellen, ob eventu-
eile Verletzungen der Zugriffsverbote überwundei i werdea können.

Zu berücksichti ende Arten

Bei der Feststellung der vorkommende ii und zu betrachtenden betroffenen Arten wird
unterschieden, ob sie nach europäischem (FFH-RL, VSchRL) oder nur nach deutschem
Recht geschützt sind. Nach der neuen Fassung des BNatSchG ist klargestellt, dass für
nach §15 BNatSchG zulässige Eingriffe sowie für Vorhaben in Gebieten mit Bebauungs-
planen nach § 30 BauGB, während der Planaufstellung nach § 33 BauGB und im Innen-
bereich nach § 34 BauGB die artenschutzrechtlichen Verbote nur noch bezogen auf die
europäisch geschützten Arten, also die Arten des Anhang IV der FFH-Richtlinie und die
europäischen Vogelarten, gelten. Für Arten, die nur nach nationalem Recht (z.B. Bun-
desartenschutzverordnung) besonders geschützt sind, gilt der Schutz des § 44 Abs. 1
BNatSchG nur für Handlungen außerhalb von nach § 15 BNatSchG zugelassenen Ein-
griffen. Eine Verordnung nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG, die weitere Arten benennen
könnte, wurde bisher nicht erlassen.

31



Bebauungsplan Nr. 109 der Gemeinde Ratekau

Im hier vorliegenden Fall befrifft das Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie (Fleder-
mäuse, Haselmaus) und alle Vogelarten.

Zu berücksichti ende Lebensstätten von euro äischen Vo elarten

Nach § 44 BNatSchG ist es verboten, europäischen Vogelarten nachzustellen, sie zu
fangen, zu verletzen, zu töten, sie erheblich zu stören oder ihre Entwicklungsformen,
Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zer-
stören. Der Tatbestand des Tötens, Verietzens oder der Entnahme von Individuen sowie
des Störens wird durch die Wahl des Rodungszeitpunktes von Gehölzen im Winterhalb-
jähr vermieden. Es verbleibt in dieser Untersuchung die Frage nach der Beschädigung
von Fortpflanzungs- und Ruhestätten.

Fortpflanzungsstätten sind die Nester der Vögel inkl. eventueller dauerhafter Bauten,
Z.B. Spechthöhlen. Für Brutvögel, die sich jedes Jahr einen neuen Nistplatz suchen, ist
das Nest nach dem Ausfliegen der letzten Jungvögel funktionslos geworden und eine
Zerstörung des alten Nestes somit kein Verbotstatbestand. In diesen Fällen ist das ge-
samte Brutrevier als relevante Lebensstätte heranzuziehen. Trotz eventueller Inan-

spruchnahme eines Brutplatzes (z. B. altes Nest) kann von der Erhaltung der Brutplatz-
funktion im Brutrevier ausgegangen werden, wenn sich innerhalb des Reviers weitere
vergleichbare Brutmöglichkeiten finden, an denen die Brutvögel ihr neues Nest bauen
können. In diesem Fall ist die Gesamtheit der geeigneten Strukturen des Brutreviers, in
dem ein Brutpaar regelmäßig seinen Brutplatz sucht, als relevante Lebensstätte (Fort-
pflanzungs- und Ruhestätte) anzusehen. Soweit diese Strukturen ihre Funktionen für
das Brutgeschäft trotz einer teilweisen Inanspruchnahme weiter erfüllen, liegt keine nach
§ 44 BNatSchG relevante Beschädigung vor. Vogelfortpflanzungs- und Ruhestätten sind
also dann betroffen, wenn ein ganzes Bmtrevier, indem sich regelmäßig genutzte Brut-
platze befinden, seine Funktion als Brutrevier vertiert oder zumindest stark einge-
schränkt wird.

Zu betrachten ist also, ob Brutreviere von europäischen Vogelarten beseitigt werden.
Die zuvor getroffenen Ausführungen legen dar, dass keine Brutreviere von mit Fortpflan-
zungsstätten vorkommenden Arten so beschädigt werden, dass die Funktionen der Fort-
pflanzungsstätten zerstört oder beschädigt werden.

Zu berücksichti ende Lebensstätten von Fledermäusen

Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Fledermäusen sind ihre Quartiere. Die potenziel-
len Tagesquartiere von Spalten bewohnenden Arten gelten nach der derzeitigen Diskus-
sion nicht als zentrale Lebensstätten und damit nicht als Fortpflanzungs- und Ruhestät-
ten im Sinne des § 44 BNatSchG, denn sie sind i.d.R. so weit verbreitet, dass praktisch
immer ausgewichen werden kann. Jagdgebiete gehören nicht zu den in § 44 BNatSchG
aufgeführten Lebensstätten, jedoch können sie für die Erhaltung der ökologischen Funk-
tion der Fortpflanzungsstätten Bedeutung eriangen. Das trifft dann zu, wenn es sich um
besonders herausragende und für das Vorkommen wichtige limitierende Nahrungs-
räume handelt.

Die vorangegangenen Ausführungen legen dar, dass durch das Vorhaben keine poten-
ziellen Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Fledermäusen verloren gehen. Es gehen
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keine Nahmngsräume in bedeutendem Umfang verioren, so dass es nicht zum Funkti-
onsveriust eventuell vorhandener benachbarter Fortpflanzungsstätten kommt.

Zu berücksichti ende Lebensstätten von Haselmäusen

Analog zu den Brutvögeln sind die Nester der Haselmäuse ihre Fortpflanzungsstätten.
Diese Nester sind nach der Vegetationszeit, wenn die Haselmäuse in Winterschlaf sind,
funktionslos und eine Zerstörung des alten Nestes somit kein Verbotstatbestand. Es ist,
wie bei den Brutvögeln, das Jahresrevier als relevante Lebensstätte heranzuziehen: Die
Gesamtheit der geeigneten Stmkturen des Reviers, in dem Haselmäuse regelmäßig
Jungtiere aufziehen, ist als relevante Lebensstätte (Fortpflanzungs- und Ruhestätte) an-
zusehen. Soweit diese Strukturen ihre Funktionen für Haselmäuse trotz einer teilweisen

Inanspruchnahme weiter erfüllen, liegt keine nach § 44 BNatSchG relevante Beschädi-
gung vor. Fortpflanzungs- und Ruhestätten sind also dann betroffen, wenn ein ganzes
Haselmausrevier, indem sich regelmäßig genutzte Lebensstätten befinden, seine Funk-
tion als Jahreslebensraum verliert. Zu betrachten ist also, ob Haselmausreviere beseitigt
werden. Diese Frage wird in den vorangestellten Ausführungen beantwortet: Es werden
langfristig keine Reviere beseitigt oder beschädigt.

Prüfun des Eintretens der Verbote nach 44 BNatSchG

Die zutreffenden Sachverhalte werden dem Wortlaut des § 44 Abs. 1 BNatSchG stich-
wortartig gegenübergestellt.

Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten (Zugriffsverbote):

wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen,
zu verietzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen,
zu beschädigen oder zu zerstören,

. Dieses Verbot wird nicht verletzt, wenn die eventuelle Rodung von Gehölzen au-
ßerhalb der Brutzeit der Vögel stattfindet (01. März - 30. September; allgemein
gültige Regelung § 39 BNatSchG).
Sollten Gebüsche (Teile des Knicks) gerodet werden, ist zum Schutz der Hasel-
maus nach der "Maßnahme 1" des "Haselmauspapiers (LLUR 2018) vorzugehen:
Auf den Stock setzen im Herbst, Roden der Wurzeln erst ab Ende April

wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten
während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und Wanderungs-
zelten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Stö-
rung der Erhaltungszustand der lokalen Population ei ner Art verschlechtert,

Dieser Tatbestand wird nicht erfüllt, da die Arbeiten zur Baufeldräumung (z.B. Ro-
düng von Gehölzen, Abschieben des Oberbodens) keine Störungen verursachen,
die nicht schon unter Nr. 1 (oben)oder Nr. 3 (unten) behandelt wird. Der Baubetrieb
führt nicht zu erheblichen Störungen der umgebenden Tierwelt der Gärten. Stö-
rungstatbestände nach § 44 (1) Nr. 2 BNatSchG treten durch das Bauvorhaben für
die Fledermausfauna nicht ein.

Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten
Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,
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. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten von Vogelarten werden nicht beschädigt

. Potenzielle Lebensstätten von Fledermäusen werden nicht zerstört oder beschä-

digt

. Potenzielle Lebensstätten von Haselmäusen werden nicht zerstört oder beschädigt

wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen
aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstö-
ren.

. keine Pflanzenarten des Anhangs IV vorhanden.

Bei einer Verwirklichung des Vorhabens kommt es demnach nicht zum Eintreten eines
Verbotes nach § 44 Abs. 1 BNatSchG.

Vermeidun smaßnahme und Köm ensationsmaßnahmen

Es ergeben sich somit aufgrund der Prüfung des Eintretens der Verbote nach
§ 44 BNatSchG folgende notwendige Maßnahmen:

. keine Rodung von Gehölzen in der Brutzeit (01. März bis 30. September, allgemein
gültige Regelung § 39 BNatSchG).

. bei Gebüschrodungen ist die "Maßnahme 1" des "Haselmauspapiers (LLUR 2018)
durchzuführen: Auf den Stock setzen im Herbst, Roden der Wurzeln erst ab Ende

April.

4.7 Ver- und Entsorgung

Frischwasser

Träger der zentralen Wasserversorgung der Gemeinde Ratekau ist der Zweckverband
Ostholstein (ZVO).

Abwasser

Der Zweckverband Ostholstein (ZVO) ist ebenfalls Träger der Abwasserentsorgung der
Gemeinde.

Strom Gas Telekommunikation

Die Sicherung der Stromversorgung in der Gemeinde erfolgt durch die Trave Netz
GmbH.

Die Gasversorgung des Plangebietes durch den Zweckverband Ostholstein (ZVO) ist
theoretisch möglich. Die Versorgung des Plangebietes mit Wärme ist aber über eine
Wärmepumpe in Verbindung mit einer PV-Anlage geplant.

DerAnschluss an die kabelgebundenen Mediennetze erfolgt durch private Anbieter.

Niederschla swasser

Im Rahmen der Aufstellung der Bauleitplanung für das geplante Feuerwehrgerätehaus
der Gemeinde Ratekau in der Dorfschaft Offendorf, wurde durch das Ingenieurbüro

34



PROKOM Stadtplaner und Ingenieure GmbH

Brandt eine orientierende Voruntersuchung für ein Entwässerungskonzept7 erarbeitet,
deren Ergebnisse nachfolgend zusammenfassend wiedergegeben werden:

ZieE dieser Voruntersuchung ist es, die ortsspezifischen Randbedingungen wie geologi-
sehe Verhältnisse und vorhandene öffentliche Entwässerungsanlagen zu erfassen, um
daraus Lösungsansätze zu entwickeln, wie künftig mit den anfallenden Niederschlags-
Wasserabflüssen umgegangen werden soll. Die erarbeiteten Lösungen dienen als
Grundlage für die wasserwirtschaftliche Bewertung im Rahmen des weiteren Bauleit-
planverfahrens und für eine spätere technische Erschließungsplanung.

Nach den Bestandsunterlagen liegt in der Kreisstraße 15 (Seekamp) eine Rohrleitung
DN 150 bis 200 zur Ableitung des Niederschlagswassers. Aufgrund der vorhandenen
Rohrquerschnitte wird davon ausgegangen, dass die Rohrleitung ausschließlich das
Oberflächenwasser von den Verkehrsflächen aufnimmt und schadlos zum Vorfluter ab-

leitet. Bei Auswertung der Gewässerkarte zeigt, dass sich in unmittelbarer Nähe des
Plangebietes kein Vorfluter befindet, der für eine Oberflächenentwässerung genutzt wer-
den kann.

Im Plangebiet sollen zur Anpassung an den Klimawandel möglichst wasserdurchlässige
Beläge mit geringem Abflussbeiwert verwendet werden, um die Versiegelung zu mini-
mieren. Bei der Befestigung von Wegen und Flächen sind die einschlägigen technischen
Regeln sowie die Vorgaben für Feuerwehrhäuser und die Unfallverhütung zu beachten.
Die Oberflächen müssen sicher begeh- und befahrbar sein; wassergebundene Beläge
wie Rasengitter oder Kiesflächen sind hierfür ungeeignet.

Für die Planung werden zunächst Spitzenabflussbeiwerte angesetzt, die in der späteren
Ausführungsplanung zu konkretisieren sind. Zur Reduzierung der Versiegelung sollen
Stellplätze mit wasserdurchlässigem Pflaster und - sofern wirtschaftlich vertretbar - be-
grünte Dachflächen ausgeführt werden. Das anfallende Niederschlagswasser soll über
oberirdische Muldenversickerungen auf dem Grundstück aufgenommen, zwischenge-
speichert und über die belebte Bodenzone versickert bzw. verdunstet. Die Mulden erhal-
ten flache Böschungen, eine waagerechte Sohle sowie teils einen unterlagernden Rigo-
lenraum aus Kunststofffüllkörpern, um den schwach durchlässigen Bodenverhältnissen
Rechnung zu tragen. Gelände und Außenanlagen werden mit leichtem Gefalle zu den
Mulden modelliert, das Dachwasser läuft frei aus (detaillierte Planungen sind dem Gut-
achten zu entnehmen).

Darüber hinaus ist festzustellen, dass besondere AwSV8-relevante Flächen auf dem
Grundstück nicht berücksichtigt werden müssen. Nach jedem Einsatz werden die Feu-
erwehrfahrzeuge auf dem Bauhof der Gemeinde Ratekau gewaschen und in der Fahr-
zeughalle abgestellt, wodurch eine zusätzliche Belastung des Entwässerungssystems
vermieden wird.

7 Ingenieurbüro Brandt: Orientierende Voruntersuchung Entwässerungskonzept zum Bebauungsplan Nr.
109 Feuerwehr Offendorf, Stand: Mai 2026

8 AwSV - Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen
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Bewertun der Wasserhaushaltsbilanz

Für die Bewertung der Wasserhaushaltsbilanz werden zwei Varianten - einmal ohne
und einmal mit Regenwasserbewirtschaftungsmaßnahmen - aufgestellt und miteinander
verglichen. Während bei der ersten Variante keine weiteren Wasserbewirtschaftungs-
maßnahmen getroffen werden und das anfallenden Niederschlagswassers größtenteils
abgeleitet und auf Freiflächen versickert wird, wurden bei der 2. Variante anteilig exten-
sive Gründächer sowie Pflasterbeläge mit offenen Fugen berücksichtigt. Nähere Anga-
ben sind dem Gutachten zu entnehmen.

Der Vergleich beider Varianten in Bezug auf die natürliche Wasserhaushaltsbilanz ist

der nachfolgende Tabelle zu entnehmen:

Variante

Referenzzustand

Ostholstein (H2)

Variante 1

(ohne Maßnahmen)

Variante 2

(mit Maßnahmen)

Abf l uss

0, 025
4, 2%

0,017
2,82%

0,017
2,82%

Versickerun

0, 156
25, 8%

0,231
38, 31%

0, 238
39,47%

Verdunstung

0, 422
70, 0%

0, 355
58, 87 %

0, 350
58, 04%

Tab. 5: Vergleich der Varianten und mit dem natürlichen Referenzzustand
Ingenieurbüro Brandt

Die Unterschiede zwischen beiden betrachteten Varianten sind marginal. So ergibt sich
bei beiden betrachteten Varianten im Vergleich zum natürlichen Referenzzustand eine
deutliche Schädigung des Wasserhaushaltes, da sich sowohl der versickemngs- wie
auch der verdunstungswirksame Anteil um mehr als 5 % im Vergleich zum Ursprungs-
zustand verändern.

Gemäß dem Entwässerungskonzept ist das im Plangebiet anfallende Oberflächenwas-
ser von Dachflächen und sonstigen befestigten Flächen innerhalb des Ptangebietes zu
versickern.

Die Versickerung des auf den Grundstücksflächen anfallenden Niederschlagswassers
ist in Erdmulden bzw. Geländevertiefungen vorgesehen. Die Erbringung der Nachweise
erfolgt gemäß dem Arbeitsblatt DWA-A 138-1.

Die Regenfallrohre der Gebäude sind oberirdisch an die Mulden anzuschließen. Nach
den geltenden Vorgaben sind sämtliche Stellplatzflächen mit einer Befestigung zu ver-
sehen, die eine Versickerung ermöglicht. Als Beispiel kann hier eine Pflasterung mit of-
fenen Fugen dienen.

Flächen für die Feuerwehr und Löschwasserversor un

Für die öffentlichen Verkehrsflächen und Zuwegungen sind die entsprechenden Bestim-
mungen unter § 5 der Landesbauordnung sinngemäß zu beachten.

Gemäß § 2 des Brandschutzgesetzes hat die Gemeinde in dem Gebiet für eine ausrei-
chende Löschwasserversorgung zu sorgen. Als Arbeitshilfe zur Bereitstellung und Be-
messung des Löschwasserbedarfs dienen die DVWG (Deutscher Verein des Gas- und
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Wasserfaches) Arbeitsblätter W 405, W 331, und W 400. Aus Sicht der Brandschutz-
dienststelle wird eine Löschwassermenge von mindestens 48 cbm/h für eine Löschdauer
von 2 Stunden für erforderlich gehalten.

Sind in dem Gebiet weiche Bedachungen oder nicht mindestens feuerhemmende Au-
ßenwände vorhanden oder geplant, ist eine Löschwassermenge von 96 cbm/h für eine
Löschdauer von 2 Stunden bereitzuhalten.

Gemäß eines von der ZVO Energie GmbH durchgeführten Feuerlöschnachweises am
17. 07. 2025, ist eine Löschwasserentnahme von 96 m3/h für die Zeit von 2 Stunden aus

dem öffentlichen Trinkwassernetz sichergestellt.

4.8 Immissionsschutz

Gewerbelärm

Im Rahmen des Aufstellungsprozesses der Bauleitplanung für ein neues Feuerwehrge-
rätehaus der Gemeinde Ratekau in der Dorfschaft Offendorf. wurde durch das Ingeni-
eurbüro Wasser- und Verkehrs- Konto GmbH eine lärmtechnische Untersuchung9 erar-

beitet. Die Ergebnisse werden nachfolgend zusammenfassend wiedergegeben:

Grundla en der Beurteilun

In unmittelbarer Nachbarschaft zum Plangebiet befinden sich Wohngebäude, die durch
Schal;emissionen der Feuerwehr beeinträchtigt werden können. Im Rahmen der lärm-
technischen Untersuchung wird die zu erwartende lmmissionsbe!astung an den maß-
geblichen Immissionsorten gemäß TA Lärm in Verbindung mit DIN ISO 9613-2 berech-
net. Bei festgestellten Überschreitungen sind geeignete Lärmschutzmaßnahmen zu prü-
fen und darzustellen.

Die Einstufung der Schutzbedürftigkeit der vorhandenen Bebauung wird entsprechend
des gültigen Flächennutzungsplanes der Gemeinde Ratekau vorgenommen. Für die be-
troffenen Bereiche existieren keine Bebauungspläne. Der Fiächennutzungsplan der Ge-
meinde Ratekau sieht Gemischte Bauflächen (M) vor. Entsprechend des Umfeldes, wel-
ches einem typisch dörflichen Charakter mit landwirtschaftlichen Betrieben, Wohnhäu-
sern und Ferienunterkünften entspricht, wird die Einstufung als Dorf- oder Mischgebiet
(MI) als passend erachtet und der Schutzanspruch eines Dorf-/Mischgebietes (MI) für
die umliegende Bebauung berücksichtigt.

Die Beurteilung der Lärmeinwirkungen erfolgt über den Beurteilungspegel, bei dem
schwankende Geräusche auf ein energetisch gleichwertiges Dauergeräusch umgerech-
net werden. Grundlage sind die Beurteilungszeiträume der TA Lärm: tagsüber 16 Stun-
den (6. 00 - 22. 00 Uhr) und nachts 8 Stunden (22. 00 - 6.00 Uhr), wobei in der Nacht die
lauteste Stunde maßgeblich ist.

Die maßgeblichen Immissionsorte werden gemäß TA Lärm im Einwirkungsbereich der
Anlage festgelegt. Bei bestehenden Gebäuden liegen sie 0, 5 m vor der Mitte des am
stärksten betroffenen, schutzbedürftigen Fensters. Da die Immissionsrichtwerte

Wasser- und Verkehrs- Kontor GmbH: Gemeinde Ratekau Aufstellung B-Plan Nr. 109 Neubau Feuer-
wehrgerätehaus, Lärmtechnische Untersuchung Gewerbelärm nach TA Lärm, Stand: 15. 10.2025
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Außenwerte sind, können passive bauliche Maßnahmen keinen ausreichenden Schutz
gewährleisten; erforderlich sind vielmehr architektonische Lösungen wie die lärmabge-
wandte Anordnung schutzbedürftiger Räume oder Abschirmungen. Bei unbebauten Flä-
chen liegt der Immissionsort am potenziell am stärksten betroffenen Rand, die Berech-
nung erfolgt geschossweise ab 1, 60 m Höhe. Außenwohnbereiche (Z. B. Gärten, Terras-
sen oder Balkone) sind für die Beurteilung nicht maßgeblich.

Gemäß der Beurteilung der angrenzenden Nutzungen als Mischgebiet ergeben sich ge-
maß TA Lärm folgende Beurteilungspegel:

. am Tag: 60 dB(A); für kurzzeitige Geräuschspitzen bis zu 90 dB(A);

. in der Nacht 45 dB(A); für kurzzeitige Geräuschspitzen bis zu 65 dB(A).

Kurzzeitige Geräuschspitzen sind durch Einzelereignisse hervorgemfene Maximalwerte
des Schalldruckpegels, die im bestimmungsgemäßen Betriebsablauf auftreten. Kurzzei-
tige Geräuschspitzen werden durch den Maximalpegel beschrieben. Für die einzelnen
Immissionsorte werden die Maximalpegel jeweils aus der ungünstigsten Lage der Schall-
quelle zum Immissionsort berechnet.

Besonderheiten bei der Beurteilun von Feuerwehren Martinshorn

Der Betrieb des Martinshorns führt aufgrund seiner sehr hohen Schallleistung selbst in
großer Entfernung regelmäßig zu Überschreitungen der nächtlichen Immissionsricht-
werte, wobei eine ausreichende Abschirmung technisch nicht möglich ist. Da Feuerweh-
ren jedoch zwingend in Nähe schutzbedürftiger Nutzungen liegen müssen, sind diese
Überschreitungen grundsätzlich nicht vermeidbar. Die Immissionsrichtwerte können
meist nur eingehalten werden, wenn das Martinshorn erst auf öffentlichen Straßen ein-
geschaltet wird, wo Sonderechte nach § 35 StVO gelten. Aufgrund der herkömmlichen
und sozial adäquaten Bedeutung von Rettungseinsätzen ist eine Sonderfallprüfung nach
TA Lärm gerechtfertigt; gemäß aktueller Rechtsprechung sind die hierdurch bedingten
Überschreitungen im Einzelfall als zumutbar anzusehen.

Ermittlun der Geräuschemissionen

Die lärmtechnischen Berechnungen werden für einen mittleren Spitzentag durchgeführt,
an dem erhöhte Lärmbelastungen vorhanden sind. Zur Ermittlung der Lärmemissionen,
ausgehend von der Freiwilligen Feuerwehr Ratekau, wurde im August 2025 eine Be-
triebsbefragung mit dem Wehrführer durchgeführt.

Zur Ermittlung der Geräuschemissionen wurden im Zuge der Gutachtenerstellung ver-
schiedene Schallquellen, die typisch für den Betrieb einer Feuerwehr sind, aufgestellt
und berechnet. Dazu zählen im Einzelnen: die Pkw-Stellplatzanlage, die Feuerwehrfahr-
zeuge bzw. die Fahrzeughalle, haustechnische Anlagen, der Ubungsbetrieb, das Mar-
tinshom sowie Veranstaltungen wie Z. B. ein Erste-Hilfe-Kurs aufderAußenterrasse (inkl.
Berücksichtigung der Stellplatzanlage). Mit Hilfe dieser Schallquellen erfolgt die Beurtei-
lung des Vorhabens anhand verschiedener Szenarien. Aus Gründen der Lesbarkeit wer-
den diese Szenarien an dieser Stelle nur benannt. Ergänzend folgt eine Zusammenfas-
sung der gutachterlichen Einschätzung des jeweiligen Planfalls. Detailliertere Darstel-
lungen können dem Gutachten entnommen werden.
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. Planfall 1. Nutzun- der Außenterrasse im Regelbetrieb

Die Nutzung der Außenterrasse führt nicht zu Konflikten mit der Nachbarschaft. Auch
ein Abfahrt im Pulk bei Vollbelegung des Parkplatzes, wäre nach 22.00 Uhr möglich.

. Planfall 2: Regel- und Einsatzbetrieo der Freiwilligen Feuerwehr (ohne Martinshorn)

Der Regel- und Einsatebetrieb der Feuerwehr im Beurteilungszeitraum TAG zwischen
6.00 Uhr und 22.00 Uhr ist ohne abschirmende Lärmschutzmaßnahmen möglich.
Auch ein Fehlalarm im Beurteilungsraum NACHT führt an den, in der Umgebung des
Vorhabens bestimmten Immissionsorten nicht zu einer Richtwertüberschreitung der
Beurteilungspegel. Überschreitungen treten lediglich nachts kurzzeitig durch dasAus-
lösen der Druckluftbremse auf, gelten aber aufgrund ihrer Zuordnung zur Sonderfall-
Prüfung als hinnehmbar.

Obwohl die Überschreitungen im Rahmen der Sonderfallprüfung als hinnehmbar gel-
ten, werden zur Verbesserung der Situation dennoch mögliche Lärmschubmaßnah-
men geprüft (s. Planfall 2a)

. Planfall 2a: Regel- und Einsatzbetrieb der Freiwilligen Feuerwehr mit Lärmschutz
(ohne Martinshorn)

Mit Hilfe eine Lärmschutzwand könnten die Immissionen aus Planfall 2 um 2 dB(A)
reduziert werden. Grundsätzlich ändert dies jedoch nichts daran, dass die Uberschrei-
tungen der Maximalpegel der TA Lärm im Rahmen der Sonderfallprüfung hinzuneh-
men sind.

Aufgrund des für das menschliche Ohr kaum wahrnehmbaren Reduzierungseffektes
der Lärmschutzwand von 2 dB(A), sowie der weiterhin geltenden Sonderfallregelun-
gen für Feuerwehren, soll jedoch auf die Errichtung der vorgeschlagenen Lärm-
schutzwand verzichtet werden.

. Planfall 3: Martinshorn mit Lärmschutzmaßnahme

Trotz aktiver Lärmschutzmaßnahmen können die nächtlichen Immissionsrichtwerte

nicht eingehalten werden. Sie wären nur erfüllbar, wenn das Martinshorn erst auf der
öffentlichen Straße eingeschaltet wird, wo es dem Verkehrslärm zugeordnet ist und
von der Nachbarschaft hinzunehmen ist. Da die schutzbedürftige Bebauung seitlich
der Straße liegt und das Martinshorn dort ohnehin zulässig ist, gelten die Uberschrei-
tungen als hinnehmbar. Auch eine Lichtsignalanlage würde die nächtliche Störung
nicht verhindern. Im Rahmen der Sonderfallprüfung werden die Überschreitungen da-
her insgesamt als akzeptabel eingestuft.

Unter Berücksichtigung der Berechnungsergebnisse wird von gutachterlicher Seite fol-
gendes Lärmschutzkonzept vorgeschlagen:

. Nutzung der Außenterrasse / Sonderveranstaltungen

Im regulären Betrieb sind keine erheblichen Lärmkonftikte zu erwarten, auch die Nut-
zung der Außenterrasse gilt als unkritisch. Sonderveranstaltungen an weniger als
zehn Tagen im Jahr können als "seltene Ereignisse" nach TA Lärm zulässig sein,
selbst wenn dabei Immissionsrichtwerte überschritten werden. Da solche
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Veranstaltungen planbar sind, sollten Feuerwehr bzw. Gemeinde durch geeignete
Maßnahmen sicherstellen, dass Beeinträchtigungen der Nachbarschaft möglichst ge-
ring bleiben.

. Stellplatz / Zufahrt / Übungsplatz

Die Fahrgassen und sonstigen Fahrflächen sind mindestens als ebenes Pflaster oder
alternativ in Asphalt auszubauen. Die Alarmstellplätze verursachen keine relevanten
Lärmkonflikte, auch nicht nachts, da sie ausschließlich für Einsatzkräfte freigehalten
werden. Der regelmäßige Ubungsbetrieb ist auf den Zeitraum zwischen 06:00 und
22:00 Uhr zu beschränken.

. Wärmepumpe / außenliegende Haustechnik

Außenliegende haustechnische Anlagen sind möglichst weit von der Wohnbebauung
entfernt anzuordnen; bei einer Nähe zu sensiblen Wohn- und Schlafräumen sind
lärmarme Geräte oder schalldämmende Einhausungen erforderlich.

. Absauganlage

Zum Schutz der vorhandenen Bebauung wird empfohlen eine lärmarme Absaugan-
läge mit einem geringen Schallleitungspeget, Z.B. mit LWA = 75 dB(A) zu installieren.
Diese sollte idealerweise etwa mittig auf dem Dach der Fahrzeughalle installiert wer-
den.

. Nächtlicher Betrieb / Martinshorn

Rettungseinsätze der Feuerwehr stellen aufgmnd ihrer Herkömmlichkeit und sozialen
Adäquanz einen Sonderfall nach TA Lärm dar, sodass Richtwertüberschreitungen
rechtlich als zumutbar gelten. Dies betrifft insbesondere nächtliche Ausrückungen,
die in den vergangenen zehn Jahren mit durchschnittlich 0,7 Einsätzen pro Jahr nur
selten vorkamen, jedoch weiterhin die zulässigen Maximalwerte von 65 d8(A) über-
schreiten.

Parallel zum Vorplatz der Fahrzeughalle kann eine Lärmschutzwand über eine Länge
von 9, 00 m und einer Höhe von 1, 20 m oberhalb der Fahrbahnhöhe des Vorplatzes
vorgesehen werden, die eine Pegelminderung kurzzeitiger Spitzen um 2 dB(A) be-
wirkt.

. Fahnenmasten

Bei der Installation von Fahnenmasten sind innenliegende Hissvorrichtungen mit frei-
beweglichem Kragarm zu verwenden. Da beschwerte Fahnen impulshaltige Geräu-
sehe verursachen können, sind geeignete Maßnahmen - etwa gummierte Gewichte

vorzusehen, um ein Anschlagen an den Mast und damit Lärmbelastungen zu ver-
meiden.
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5 Planungsrechtliche Festsetzungen

5. 1 i lachen für den Gemeinbedarf

Ziel des Bebauungsplans ist die Entwicklung einer Fläche für den Neubau der Freiwilli-
gen Feuerwehr Offendorf. Bei einer Fläche für den Gemeinbedarf gemäß § 9 Abs. 1
Nr. 5 BauGB handelt es sich zunächst nicht um ein Baugebiet im Sinne der Baunut-
zungsverordnung. Dies bedingt u.a. eine konkrete Definition der planerisch gewollten
"Art der baulichen Nutzung" der Fläche.

Die Fläche für den Gemeinbedarf wird mit der Zweckbestimmung "Feuerwehr" festge-
setzt. Innerhalb dieser Fläche ist die Errichtung von baulichen Anlagen zulässig, die der
Feuerwehr, dem Rettungswesen und der Sichemng des Brandschutzes dienen und die-
ser Nutzung räumlich und funktionale zugeordnet sind. Hierzu zählen neben den erfor-
derlichen Fahrzeughallen mit Geräte- und Lagerräumen auch Sozialräume, Umkleiden,
Sanitäreinrichtungen, Schulungs- und Seminarräume sowie Stellplätze.

5.2 Maß der baulichen Nutzung

Das Maß der baulichen Nutzung wird über die Festsetzung einer Grundflächenzahl
(GRZ) sowie über Festsetzungen zur Höhe der baulichen Anlage und zur Zahl der Voll-
geschosse bestimmt.

Grundflächenzahl GRZ

Ziel des Bebauungsplanes ist es der Freiwilligen Feuerwehr von Offendorf einen Neubau
zu ermöglichen, der in Bezug auf das Raumangebot einem modernen Feuerwehrstand-
ort gerecht wird. Gleichzeitig soll sich der Standort in die dörflichen Stmkturen der Dorf-
schaft Offendorf einfügen und sich in der Bebauungsdichte an das nähere Umfeld an-
passen. Die Grundflächenzahl (GRZ) wird daher auf 0,3 festgesetzt. Dies gewährleistet
der Feuerwehr eine weitgehende Flexibilität in der Gestaltung des Baugrund Stückes und
sichert im Gegenzug die gewünschte lockere Bebauung mit großzügigen, ortstypischen
Grundstücksgrößen und Gebäuden.

Höhe baulicher Anla en / Zahl der Voll eschosse

Zusätzlich zur Festsetzung der zulässigen Grundflächen werden für die zu errichtenden
Gebäude Höhenfestsetzungen getroffen, um das Maß der baulichen Nutzung auf eine
städtebaulich verträgliche Größe zu begrenzen. Als unterer Bezugspunkt wird ein Punkt
auf dem landwirtschaftlichen Weg, der der Zufahrt für die zukünftige Feuerwehr vorge-
lagert ist, festgesetzt. Der untere Höhenbezugspunkt ist entsprechend in der Planzeich-
nung dargestellt.

Innerhalb des Plangebietes ist die Errichtung von maximal einem Vollgeschoss zulässig.
Die maximale Gebäudehöhe wird dabei auf 23,0 m ü. NHN festgesetzt, was unter Be-
rücksichtigung des unteren Bezugspunktes eine sichtbare Gebäudehöhe von knapp
9,0 m ermöglicht.

Die festgesetzten maximalen Gebäudehöhen dürfen durch Lüftungsanlagen, Aufzugs-
bauten, Schornsteine, Lichtkuppeln und sonstige technisch notwendige Dachaufbauten
um maximal 1, 5 m überschritten werden. Der hochstzulässige Flächenanteil aller
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Überschreitungen ist auf insgesamt 20 vom Hundert der zugehörigen Dachfläche be-
grenzt. Die vorgenannten Aufbauten müssen mindestens einen Abstand entsprechend
ihrer Höhe von der baulich zugeordneten Dachkante aufweisen. Um ausreichend Platz
für Anlagen zur Nutzung der solaren Strahlungsenergie zu bieten, sind diese Anlagen
von der Flächenbeschränkung ausgenommen und allgemein zulässig.

5.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche

Für das Plangebiet wird die offene Bauweise festgesetzt. Dabei sind Gebäude mit seitli-
chem Grenzabstand als Einzelhäuser, Doppelhäuser oder Hausgruppen zu errichten.
Die längste Seite eines Gebäudes darf 50, 0 m nicht überschreiten.

Die überbaubare Grundstücksfläche wird mittels Baugrenzen zeichnerisch festgesetzt.
Baugrenzen definieren den Bereich des Grundstücks, den Gebäude oder Gebäudeteile
nicht überschreiten dürfen. Das festgesetzte Baufeld wird im Bebauungsplan weitestge-
hend großzügig bemessen. Gegenüber der vorgelagerten Verkehrsfläche und den seit-
lichen Grünstrukturen wird ein Mindestabstand von 3, 0 m festgesetzt. Somit bietet der
Bebauungsplan großzügige Gestaltungsmöglichkeiten und eine bestmögliche Ausnut-
zunge des Grundstückes. Gleichzeitig werden die angrenzenden Grünstmkturen vor ei-
nern zu nahen Heranrücken der Baukörper geschützt.

5.4 Private Grünflächen

Einarünuna

Durch die exponierte Lage am Ortseingang der Dorfschaft Offendorf auf einer, ansons-
ten freien Ackerfläche, kommt der Eingrünung des Plangebietes eine besondere Rolle
zu. Die Eingrünung Richtung Westen, Süden und Osten soll mit anzupflanzenden bzw.
bestehenden Knicks erzielt werden, die entsprechend im Bebauungsplan festgesetzt
werden. Zum Schutz der Knicks ist zudem ein Knickschutzstreifen eingeplant. Zusam-
men bilden die genannten Flächen die private Grünfläche mit der Zweckbestimmung
"Eingrünung".

Straßenbe leit rün

Auch von der nördlichen Seite soll das Plangebiet über Grünstrukturen in das Land-
schaftsbild eingebunden werden. Dazu wird das bestehende Sfraßenbegleitgrün inklu-
sive der, im Plangebiet liegenden neun Einzelbäume, genutzt. Dieses, hauptsächlich aus
Gebüschen und Staudenfluren bestehende Grün wird im Bebauungsplan als private
Grünfläche mit der Zweckbestimmung "Straßenbegleitgrün" festgesetzt.

Wildblumenwiese

In den Randbereichen im Nordwesten zwischen dem Straßenbegleitgrün und der Ein-
grünung sowie im Süden zwischen dem bestehenden Knick und der Knickneuanlage ist
die Anlage einer Wildblumenwiese geplant. Diese Flächen werden mit der entsprechen-
den Zweckbestimmung ebenfalls als private Grünflächen festgesetzt.
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5.5 Geh-, Fahr- und Leitungs rechte

Die Stadtwerke Lübeck Energie GmbH plant am nördlichen Rand des Plangebietes pa-
rallel zur Kreisstraße die Errichtung einer Rohwasserleitung um das Wasserwerk in Klei-
nensee langfristig und nachhaltig mit Rohwasser zu versorgen. Die Rohwasserleitung
wird mit ausreichender Überdeckung ausgeführt, so dass die Oberfläche befahrbar sein
wird.

Im Zuge des Planverfahrens ist die genau Lage der Rohwasserleitung mit dem Vorha-
benträger abgestimmt worden. Entsprechend des Abstimmungsergebnisses ist die Lage
der Leitung im Bebauungsplan dargestellt. Zum Schutz vor Überbauung sowie für ggf.
notwendige Reparaturarbeiten wird beidseitig der Rohwasserleitung ein 2,0 m breiter
Schutzstreifen (insgesamt 4,0 m Schutzstreifen) als Leitungsrecht festgesetzt. Das Lei-
tungsrecht begünstigt den zuständigen Versorgungsbetreiber der Leitung.

5.6 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft

Wasser- und luftdurchlässi e Oberflächen

Der menschengemachte Klimawandel bringt zahlreiche Herausforderungen, insbeson-
dere auch für die Stadtplanung mit sich. Eine Folge des Klimawandels sind Extremwet-
terereignisse oder lange Hitzeperioden. Um die Auswirkungen dieser Extremereignisse
abzumildern, gilt es den Versiegelungsrad zu reduzieren bzw. bei Neuplanungen mög-
lichst gering zu halten. Dadurch kann anfallendes Niederschlagswasser schneller versi-
ckem und die Gefahr von Sturzfluten wird reduziert. Zudem kann durch einen geringeren

Versiegelungsrad Hitzestress minimiert werden.

Um den Folgen des Klimawandels gerecht zu werden sind innerhalb des Plangebietes
Wegeflächen, Stellplätze und Stellplatzanlagen einschließlich deren Zufahrten mit was-
ser- und luftdurchlässigen Belagen mit einem Abflussbeiwert < 0, 7 (Z. B. Pflaster mit min-
destens 15 % Fugenanteil, Sickerpflaster, Rasenfugenpflaster oder vergleichbare Be-
festigungen) sowie entsprechend wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen.

Knickschutzstreifen

Um eine landschaftsbildverträgliche Eingrünung des Plangebietes zu erzielen, sollen so-
wohl der bestehende Knick genutzt werden, als auch ein neuer Knick angelegt werden.
Zum Schutz der bestehenden und der anzupflanzenden Knicks wird ein 3,0 m breiter
Knickschutzstreifen als Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft festgesetzt. Der eigentliche Schutzstreifen darf
nur extensiv gepflegt und nicht für bauliche Anlagen, Aufschüttungen und Abgrabungen
oder der Lagerung sonstiger Materialien genutzt werden. Der Schutzbereich ist als na-
turnaher, feldrainartiger Wildkrautstreifen zu entwickeln, 1 x jährlich, frühestens ab dem
01. Juli des Jahres, zu mähen (inkl. Abfuhr des Mähgutes) und auf Dauer zu erhalten.
Weiter ist der Knickschutzstreifen mit einer max. 1,50 m hohen Einfriedigung von gärt-
nerischen und sonstigen Nutzungen zu trennen. Der Zaun ist 0,2 m über dem Boden
anzubringen und darf eine Maschenbreite von 0, 15 m nicht unterschreiten.
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Maßnahmenfläche M1 Wildblumenwiese

Im nordwestlichen und südlichen Bereich des Plangebietes wird innerhalb der privaten
Grünfläche mit der Zweckbestimmung Wildblumenwiese die Maßnahmenfläche "M1"
festgesetzt. Diese Flächen sind als artenreiche Wildblumenwiese mit einer standorttypi-
sehen Pflanzenmischung aus regionaler Herkunft für das Gebiet 3 "Nordostdeutsches
Tiefland" anzusäen und durch maximal zweimalige Mahd (inkl. Abfuhr des Mähgutes) im
Jahr zu pflegen. Der Mahdtermin ist ab 01.06. vorgegeben. Die Entwicklung der Wild-
blumenwiese dient als Ausgleichsmaßnahme für die Eingriffe in Natur und Landschaft
durch die Entwicklung des Feuerwehrstandortes.

Ein früher Schnitt ist umso wichtiger, je nährstoffreicher der Standort ist. Gräserbetonte
Wiesen an nährstoffreichen Standorten bilden im Frühsommer einen enormen Massen-

wuchs. Dieser Effekt wird durch die zunehmende Erwärmung unseres Klimas noch ver-
stärkt. Mit einem frühen Schnitt zwischen Ende Mai und Mitte Juni wird den Gräsern viel

von ihrem Wuchs genommen und sorgt für ausreichend Licht auch für die konkurrenz-
schwächeren Blumen in der Wiese. Bei einer frühen Mahd haben einige Arten aber ihre
Samenbildung noch nicht abgeschlossen und bilden im Laufe des Sommers einen neuen
Blutenstand, der oft erst im Spätsommer reift. Hierzu muss den Blumen ausreichend Zeit
gelassen werden, so dass der zweite Schnitt nicht vor Anfang bis Mitte September liegen
sollte. Die Samen dieser späten Blüten reichen aus, um die Arten der Wiese zu erhalten,
da es sich um ausdauernde Gräser- und Staudengesellschaften handelt, die sich nicht
jedes Jahr neu aus Samen entwickeln müssen.

Die Anforderungen an die Pflege sichern die extensive Bewirtschaftung der Maßnah-
menfläche M1. Damit stehen die Flächen für Insekten, Vögel und Kleinsäuger als zu-
sätzlicher Lebensraum zur Verfügung und bilden gegenüber der bestehenden intensiven
Ackernutzung eine Verbesserung der Lebensraumsituation.

Dachbe rünun

Die extensive Begrünung der Flachdächer und flachgeneigten Dachflächen bietet viel-
faltige ökologische und städtebauliche Vorteile, die erheblich zur Qualitätssteigerung des
Bauvorhabens und seiner Umgebung beitragen. Begrünte Dächer verbessern das lokale
Mikroklima, indem sie N led erschlagswasser zurückhalte n, verzögert abgeben und durch
Verdunstung für eine natürliche Kühlung sorgen. Dadurch werden Hitzeentwicklung und
Oberflächenabflüsse reduziert.. Die eingesetzten Sedum-, Krauter- und Gräserarten bil-
den ein robustes Vegetationssystem, das Feinstaub bindet und einen Beitrag zur Ver-
bessern ng der Luftqualität leistet.

Durch die Lage des Plangebiets am Rand des regionalen Grünzuges entfalten begrünte
Dachflächen darüber hinaus einen besonderen Mehrwert: Sie stärken die ökologische
Durchlässigkeit zwischen Siedlungsgebiet und freier Landschaft und tragen zu einer har-
manischen Einbindung des Vorhabens in das Landschaftsbild bei. Die Dachbegrünung
schafft kleinstrukturierte Vegetationsflächen, die als zusätzliche Lebens- und Nahrungs-
räume für verschiedene Insekten- und Vogelarten dienen und damit die biologische Viel-
falt fördern. Die Vegetationsflächen wirken optisch ausgleichend, verringern die wahr-
nehmbare Versiegelung des Gebietes und unterstützen das landschaftsökologische Ge-
füge des angrenzenden Grünzuges.
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Auch in Verbindung mit Solaranlagen ergeben sich positive Synergieeffekte: Photovol-
taik und Dachbegrünung können sich gegenseitig unterstützen, da die kühlende Wirkung
der Vegetation die Effizienz von Solarmodulen verbessern kann.

Aus den o.g. Gründen setzt der Bebauungsplan fest, dass Flachdächer und flachge-
neigte Dächer mit einer Neigung von bis zu 15 Grad - mit Ausnahme von Flächen für
technischer Aufbauten - mit einer Substratdeckschicht von mindestens 8 cm mit einer

Sedum-Gras-Kräutermischung extensiv zu begrünen sind.

5.7 Anpflanzungen und Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen

Anzu flanzender Knick

Zur vollständigen Eingrünun'j des Plangebietes soll im westlichen bzw. südwestlichen
Randbereich des Plangebietes ein neuer Knick angelegt werden. Der anzupflanzende
Knick ist mit gebietseigenen Straucharten aus dem Vorkommensgebiet 1 "Nordwest-
deutsches Tiefland" (gemäß Pflanzenliste 1 (s. Tel! B - textliche Festsetzungen)) auf
einem Knickwall mit einer Basis von 3, 5 m und einer Wallhöhe von 1,2 m herzustellen.

Der Knickwall ist zweireihig mit standortheimischen Gehölzarten mit einem Abstand von
0,75 m zwischen den Pflanzen zu bepflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang
gleichartig zu ersetzen. Alle 40,0 m ist ein Uberhälter in der Mindestqualität 3-mal ver-
pflanzt, 14/16 cm Stammumfang als Hochstamm zu pflanzen, auf Dauer zu erhalten und
bei Abgang gleichartig zu ersetzen. Das Merkblatt zur Knickneuanlage des Kreises Ost-
holstein ist zu beachten.

Um die neu angepflanzten Gehölze vor Wildveit>iss zu schützen, wird ein Wildschutz-
zäun errichtet, der nach erfolgreichem Anwuchs der Gehölze wieder restlos entfernt wird.

Der Knick ist gemäß den aktuellen Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz und
der Biotopverordnung zu pflegen.

Bestehender Knick

Der bestehende Knick innerhalb des Plangebietes wird in der Planzeichnung gekenn-
zeichnet und mit einer Erhaltungsbindung festgesetzt. Auch er ist gemäß der aktuellen
Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz und der Biotopverordnung zu pflegen,
dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichartig zu ersetzen. Die bestehende Knicklü-
cke im südlichen Abschnitt des Bestandsknicks soll wieder aufgeforstet werden.

Bestehende Baumreihe

Innerhalb des Plangebietes parallel zur K 15 / Seekamp befinden sich insgesamt neun
Einzelbäume die zusammen eine Baumreihe bilden und das Ortsbild an dieser Stelle

maßgeblich prägen. Ihre Wirkung wird vor aliem im Zusammenspiel mit der Allee entlang
der K 15 außerhalb des Plangebietes deutlich. Um dieses prägende Ortsbild auch lang-
fristig zu sichern, werden die neun innerhalb des Plangebietes liegenden Einzelbäume
gem. §9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB mit einer Erhaltungsbindung festgesetzt. Die Bäume
sind dauerhaft zu erhalten, zu pflegen und bei Abgang innerhalb des nächsten Pflanz-
periode gleichartig zu ersetzen.
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6 Hinweise

Soweit sich aus anderen Fachgesetzen, Untersuchungs-, Genehmigungs- oder Abstim-
mungspflichten oder sonstige für die Umsetzung des Bebauungsplanes relevanten
Sachverhalte ergeben, wird hierauf in Teil B des Bebauungsplanes im Anschluss an die
textlichen Festsetzungen hingewiesen.

7 Umweltbericht

Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB wird für die Belange des Umweltschutzes eine Umweltprüfung
durchgeführt, in der die voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und
in einem Umweltbericht nach Anlage 1 zu § 2a in Verbindung mit § 2 Abs. 4 BauGB
beschrieben werden.

7. 1 Vorbemerkung

7. 1. 1 Kurzbeschreibung der Ziele und wichtigsten Inhalte des
Bebauungsplanes

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Ratekau hat die Aufstellung des Bebauungspla-
nes Nr. 109 für das Gebiet am südwestlichen Ortseingang von Offendorf, südlich der
K15 (Seekamp) und westlich des Feldweges in der Gemeinde Ratekau beschlossen. Mit
der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 109 möchte die Gemeinde Ratekau die pla-
nungsrechtlichen Grundlagen zur Entwicklung eines neuen Feuerwehrstandortes in der
Dorfschaft Offendorf schaffen.

Das Plangebiet hat eine Größe von rd. 0, 76 ha und wird derzeit überwiegend landwirt-
schaftlich als Acker genutzt. Nördlich wird das Plangebiet durch die Straße Seekamp
sowie östlich durch einen Feldweg begrenzt. Südlich und westlich des Plangebietes setzt
sich die landwirtschaftliche Nutzung fort.

Aufgrund einer breiten fachlichen Abwägung von verschiedenen Belangen fiel die Wahl
des neuen Standorts für den Feuerwehrstandort auf die Fläche am südwestlichen Orts-

rand von Offendorf. Es ist dabei ein freistehender Baukörper vorgesehen, der über den
aktuell überwiegend landwirtschaftlich genutzten Weg erschlossen wird.

Im Plangebiet wird eine Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Feu-
erwehr" festgesetzt.

Die festgesetzte Grundflächenzahl von 0,3 darf durch die Anlagen nach §19 Abs. 4
BauNVO bis zu einer GRZ von 0,45 überschritten werden. Innerhalb des Plangebietes
ist die Errichtung von maximal einem Vollgeschoss zulässig. Die maximale Gebäude-
höhe wird dabei auf 23,0 m ü. NHN festgesetzt, was unter Berücksichtigung des unteren
Bezugspunktes, auf dem landwirtschaftlichen Weg, eine sichtbare Gebäudehöhe von
knapp 9, 0 m ermöglicht.

Das Plangebiet befindet sich unmittelbar an dem Kreuzungspunkt der K 15 / Seekamp
und einem, überwiegend landwirtschaftlich genutzten Weg. Die Straße Seekamp macht
nördlich des Plangebietes eine Kurve, sodass die Erschließung der Feuerwehr nicht mit
einer zusätzlichen Zufahrt auf die Kreisstraße erfolgt, sondern der bestehende tandwirt-
schaftliche Weg für die Zufahrt genutzt werden soll.
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Der Feuerwehrstandort selbst soll zwei Anbindungen an den landwirtschaftlichen Weg
erhalten. Die nördliche Zufahrt dient als Zufahrt für die angegliederte Stellplatzanlage
mit voraussichtlich 22 Stellplätzen und die südliche Zufahrt als Erschließung für die Fahr-
zeughalle.

Bei der Errichtung von Stellplatzanlagen sind insbesondere die aktuellen Vorgaben der
DGUV Information 205-008 "Sicherheit im Feuerwehrhaus" zu berücksichtigen.

Die landschaftliche Eingrünung des Plangebietes soll mit geplanten bzw. bestehenden
Knicks erzielt werden, die entsprechend im Bebauungsplan festgesetzt werden. Der an-
zupflanzende Knick ist auf einem Knickwall mit einer Basis von 3,5 m und einer Wallhöhe
von 1,2 m herzustellen. Zum Schutz der bestehenden und geplanten Knicks wird ein
3,0 m breiter Knickschutzstreifen als Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und
zur Enhvicklung von Boden, Natur und Landschaft festgesetzt. Zusammen bilden die
genannten Flächen die private Grünfläche mit der Zweckbestimmung "Eingrünung".

Im nordwestlichen und südlichen Bereich des Plangebietes wird innerhalb der privaten
Grünfläche mit der Zweckbestimmung Wildblumenwiese die Maßnahmenfläche "M1"
festgesetzt. Die Entwicklung der Wildblumenwiese dient als Ausgleichsmaßnahme für
die Eingriffe in Natur und Landschaft durch die Entwicklung des Feuerwehrstandortes.

7.1.2 Bedarf an Grund und Boden des geplanten Vorhabens

Innerhalb des ca. 0, 76 ha großen Plangeltungsbereiches wird auf einem Großteil der
Fläche eine Fläche für Gemeinbedarf "Feuerwehr" festgesetzt. Die Fläche macht insge-
samt 4.432 m2 der Gesamtfläche aus. Ergänzend sind für die Erschließung erforderli-

chen Verkehrsflächen in einem Umfang von 1.029 m2 (719 m2 Bestand und 310 m2 Pla-

nung) geplant. Die privaten Grünflächen (Knick, Knickschutzstreifen, Blühwiese) weisen
einen Umfang von rd. 2. 167 m2 auf.

7.2 Fachgesetzliche und fachplanerische Ziele des Umweltberichtes

7.2. 1 Fachgesetzliche Grundlagen

Umweltschutz

§ 1 Abs. 5 sowie § 1a Baugesetzbuch (BauGB): Bauleitpläne sollen u.a. dazu beitragen,
eine menschenwürdige Umwelt zu sichern und die natürlichen Lebensgrundlagen zu
schützen und zu entwickeln. Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind u. a. die Belange
des Umweltschutzes und des Naturschutzes und der Landschaftspflege gemäß § 1a
BauGB zu berücksichtigen.

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB: Bei der Aufstellung von Bauleitptänen sind insbesondere die
Belange des Umweltschutzes einschließlich des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege zu berücksichtigen.

Die Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter werden im Umweltbericht innerhalb der
vorliegenden Umweltprüfung untersucht und bewertet.

§§1, 2 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG): Natur und Landschaft sind auf Grund
ihres eigenen Wertes und als Grundlage für Leben und Gesundheit des Menschen auch
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in Verantwortung für die zukünftigen Generationen im besiedelten und unbesiedelten
Bereich so zu schützen, dass die biologische Vielfalt, die Leistungs- und Funktionsfähig-
keit des Naturhaushaltes einschließlich der Regenerationsfähigkeit und nachhaltige Nut-
zungsfähigkeit der Naturgüter sowie die Vielfalt, Eigenart und Schönheit und der Erho-
lungswert von Natur und Landschaft auf Dauer gesichert sind; der Schutz umfasst auch
die Pflege, die Entwicklung und, soweit erforderlich, die Wiederherstellung von Natur
und Landschaft.

§ 30 BNatSchG Abs. 2 i.V.m. § 21 Abs. 1 Nr. 4 LNatSchG: Bestimmte Teile von Natur
und Landschaft, die eine besondere Bedeutung als Biotope haben, werden gesetzlich
geschützt. Handlungen, die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen Beein-
trächtigung von in § 30 Abs. 2 BNatSchG und in § 21 Abs. 1 LNatSchG genannten Bio-
tope führen können, sind verboten.

Der im Zusammenhang mit der Realisiemng der Bauleitplanung entstehende Eingriff in
Natur und Landschaft wird durch geeignete Kompensationsmaßnahmen ausgeglichen.
Ein Eingriff in gesetzlich geschützte Biotope ist im Rahmen der Realisierung der Bauleit-
Planung nicht vorgesehen.

Nachteilige Auswirkungen auf Natur und Landschaft werden in dem vorliegenden Um-
weltbericht beschrieben und durch geeignete Maßnahmen vermieden und vermindert
und im Falle der Erheblichkeit ausgeglichen.

§ 1 Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG): Die Funktionen des Bodens sind nachhal-
tig zu sichern. Hierzu sind u.a. schädliche Bodenveränderungen abzuwehren und Vor-
sorge gegen nachteilige Einwirkungen auf den Boden zu treffen. Bei Einwirkungen auf
den Boden sollen Beeinträchtigungen seiner natürlichen Funktionen sowie seiner Funk-
tion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte so weit wie möglich vermieden werden.

§ 1 Landesbodenschutz- und Altlastengesetz (LBodSchG): Die Funktionen des Bodens
sind auf der Grundlage des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG), dieses Geset-
zes sowie der aufgrund dieser Gesetze erlassenen Verordnungen zu schützen, zu be-
wahren und wiederherzustellen. Beeinträchtigungen der natürlichen Funktionen des Bo-
dens und seiner Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte sollen im Rahmen
der Gesetze so weit wie möglich vermieden und die Inanspruchnahme von Flächen auf
das notwendige Maß beschränkt werden.

Nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut Boden werden in dem vorliegenden Um-
weltbericht beschrieben und durch geeignete Maßnahmen vermieden und vermindert
und im Falle der Erheblichkeit ausgeglichen.

§ 6 Wasserhaushaltsgesetz (WHG): Die Gewässer sind als Bestandteile des Naturhaus-
halts und als Lebensraum für Tiere und Pflanzen zu sichern. Sie sind so zu bewirtschaf-

ten, dass sie dem Wohl der Allgemeinheit und im Einklang mit ihm auch dem Nutzen
Einzelner dienen. Vermeidbare Beeinträchtigungen ihrer ökologischen Funktionen und
der direkt von ihnen abhängenden Landökosysteme und Feuchtgebiete im Hinblick auf
deren Wasserhaushalt unterbleiben, damit insgesamt eine nachhaltige Entwicklung ge-
währleistet wird. Jedermann ist verpflichtet, bei Maßnahmen, mit denen Einwirkungen
auf ein Gewässer verbunden sein können, die nach den Umständen erforderliche Sorg-
falt anzuwenden, um eine Verunreinigung des Wassers oder eine sonstige nachteilige
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Verändemn; seiner Eigenschaften zu verhüten, eine mit Rücksicht auf den Wasser-
haushält gebotene sparsame Verwendung des Wassers zu erzielen, die Leistungsfähig-
keit des Wasserhaushalts zu erhalten und eine Vergrößerung und Beschleunigung des
Wasserabflusses zu vermeiden.

Nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser werden durch die in diesem Um-
weltbericht beschriebenen Maßnahmen vermieden bzw. vermindert. Erheblich nachtei-

lige Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser sind durch die Umsetzung der voriiegen-
den Planung nicht abzusehen.

§ 1 Bundesimmissionsschutzgesetz (BlmSchG): Zweck dieses Gesetzes ist es, Men-
sehen, Tiere und Pflanzen, den Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und
sonstige Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen und dem Entste-
hen schädlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen.

§ 50 BlmSchG: Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sind die für eine
bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche
Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienend® 11
Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete, insbesondere öffentlich genutzte
Gebiete, wichtige Verkehrswege, Freizeitgebiete und unter dem Gesichtspunkt des Na-
turschutzes besonders wertvolle oder besonders empfindliche Gebiete und öffentlich ge-
nutzte Gebiete so weit wie möglich vermieden werden.

Nachteilige Auswirkungen vors Immissionen werden durch geeigente Maßnahmen ver-
mieden bzw. vermindert.

EinariffsreaelunG

§18 Abs. 1 BNatSchG: Wenn durch die Aufstellung eines Bebauungsplanes Eingriffe in
Natur und Landschaft zu erwarten sind, ist über die Vermeidung, den Ausgleich und den
Ersatz nach den Vorschriften des Baugesetzbuchs zu entscheiden.

§ 1 a Abs. 3 BauGB: Art und Umfang von Ausgleichsmaßnahmen können auf der Grund-
läge des § 9 BauGB im Bebauungsplan festgesetzt werden. Anstelle von Darstellungeii
und Festsetzungen können auch vertragliche Vereinbarungen nach § 11 oder sonstige
geeignete Maßnahmen zum Ausgleich auf von der Gemeinde bereitgestellten Flächen
getroffen werden.

Die aufgeführten Bestimmungen zur Eingriffsregelung werden bei der Bilanzierung der
durch das Vorhaben notwendig werdenden Eingriffe in die Schutzgüter beachtet.

Artenschutz

§ 44 Abs. 1 BNatSchG: Die Auswirkungen des geplanten Vorhabens auf besonders ge-
schützte Arten sind im Hinblick auf die Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 -4
BNatSchG zu prüfen und ggf. erforderliche Maßnahmen vorzusehen.

Zur Ermittlung der Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere ausgehend von der geplanten
baulichen Entwicklung im Plangebiet wurde eine Artenschutzprüfung auf der Grundlage
einer faunistischen Potenzialanalyse erarbeitet. Die Ergebnisse und Maßnahmen der
Artenschutzprüfung wurden in den vorliegenden Umweltbericht eingearbeitet.
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7.2.2 Fachplanerische Grundlagen

In der Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes Schleswig-Holstein (LEP) aus
dem Jahre 2021 liegt das Plangebiet innerhalb des "Ordnungsraumes". Die Gemeinde
Ratekau befindet sich innerhalb des Zentralbereiches um das Oberzentrum Lübeck.

H

//
Abb. 10 Auszug aus dem Landesentwicklungsplan Schleswig+lolstein (Fortschreibung 2021)

Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport - Landesplanungsbehörde

Die Dorfschaft Offendorf liegt im Ordnungsraum sowie im 10 km Umkreis um das Ober-
Zentrum Lübeck. In den Ordnungsräumen sollen die unterschiedlichen Flächennut-
zungsansprüche besonders sorgfältig aufeinander abgestimmt werden. In den Ord-
nungsräumen besteht ferner für benachbarte Städte und Gemeinden bei Planungen für
Wohnen, Gewerbe, Einzelhandel, Verkehr, Infrastruktur und zur Freiraumgestaltung ein
erhöhtes Abstimmungs- und gemeinsames Planungserfordernis. Sie sollen hier verstärkt
zusammenarbeiten und dabei möglichst interkommunale Vereinbarungen zur Siedlungs-
entwicklung treffen. Die Dorfschaft Offendorf zählt zur Gemeinde Ratekau. Die Dorf-
schaft Ratekau ist im LEP als Stadtrandkern II. Ordnung dargestellt.

Westlich der Dorfechaft Offendorf ist die Autobahn A1 dargestellt. Parallel zur Autobahn
verläuft eine Landesentwicklungsachse. Zudem stellt der LEP zwischen der Hansestadt
Lübeck und der Dorfschaft Luschendorfeine Siedlungsachse dar. Die Siedlungsentwick-
lung ist vorrangig an den Siedlungsachsen auszurichten. In den Regionalplänen sind die
Siedlungsachsen verbindlich abzugrenzen und durch Grünzäsuren zu gliedern.

Darüber hinaus sind im näheren Umfeld um Offendorf zwei bestehende Bahntrassen

dargestellt. Dabei handelt es sich zum Einen um die Verbindung zwischen Lübeck und
Kiel und zum Anderen um die Verbindung zwischen Lübeck und Puttgarden.

Nördlich von Offendorf ist ein Schwerpunktraum für Tourismus und Erholung dargestellt.
Die Darstellung umfasst mehrere Orte entlang der Lübecker Bucht und reicht von Tra-
vemünde im Südosten bis nach Neustadt in Holstein im Norden.
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Über rüfun Innenentwicklun s otentiale

Gemäß Kapitel 3.9 Absatz 4 des Landesentwicklungsplans Schleswig-Holstein (2021)
ist der Vorrang der Innenentwicklung gegenüber der Außenentwicktung zu berücksichti-
gen. Hierzu hat die Gemeinde zu prüfen, inwieweit vorhandene Innenentwicklungspo-
tenziale im Gemeindegebiet ausgeschöpft werden können, bevor neue, bislang uner-
schlossene Bauflächen ausgewiesen werden.

Im Ortsteil Offendorf liegen keine rechtskräftigen Bebauungspläne nach § 30 BauGB
vor; abgesehen vom vorliegenden Verfahren befinden sich auch keine Bauleitplanver-
fahren in der Aufstellung, sodass keine Bereiche bestehen, in denen Vorhaben nach §
33 BauGB zu beurteilen wären. Innenentwicklungspotenziale nach § 34 BauGB wurdeii
bereits im Rahmen einer gemeindeweiten Untersuchung der Bauflächenpotenziale iiii
Jahr 2013 geprüft. Für den betroffenen Ortsteil wurde dabei lediglich eine einzelne Bau-
lücke (westlich der Straße Seekamp / K 15) identifiziert. Diese Fläche wurde in der
Standortalternativenprüfung von 2022 als Alternative 3 betrachtet, jedoch aufgmnd ihrer
unzureichenden Größe für einen zeitgemäßen Feuerwehrstandort verworfen.

Auch bei einer aktuellen Betrachtung der Innenentwicklungspotentiale1 0 konnten keine

geeigneten Standorte identifiziert werden. Das an sich sehr kompakte Siedlungsgefüge
von Offendorf sowie die vorhandenen natürlichen Strukturen, allen voran der Hemmels-

dorfer See, aber auch Teiche und größere Baum- und Gehölzstrukturen sowie das Land-
schaftsschutzgebiet um den Hemmelsdorfer See, schränken die Möglichkeiten von bau-
lichen Entwicklungen im Innenbereich sowie am Siedlungsrand angrenzend, stark ein.
Die Ausweisung des geplanten Standortes im bisher unbeplanten Außenbereich ist da-
her erforderlich, da keine weiteren Innenentwicklungspotenziale zur Verfügung stehen.

Re ional lan für den Planun sraum II 2004

Das Plangebiet liegt innerhalb des Regionalplanes Schleswig-Holstein Ost (Planungs-
räum II) aus 2004. Die Flächen nördlich der Ortschaft Offendorf, unmittelbar entlang des
Hemmelsdorfer Sees sind als Gebiete mit besonderer Bedeutung für den Naturschutz
dargestellt. Gebiete mit der selben Darstellung erstrecken sich auch südlich bzw. süd-
westlich der Ortschaft. Zudem stellt der Regionalplan rund um die Dorfschaft Offendorf
einen regionalen Grünzug dar. Die Darstellung reicht bis an die äußeren Siedlungsgren-
zen der Dorfschaft heran.

Regionale Grünzüge dienen als großräumige zusammenhängende Freiflächen u.a. dem
langfristigen Schutz unbesiedelter Freiräume und dürfen daher im Regelfall nicht bebaut
werden. Das Plangebiet befindet sich jedoch am äußersten Rande des regionalen Grün-
zuges. Der Flächenverlust des regionalen Grünzuges durch eine Uberplanung als Feu-
erwehrstandort ist, im Vergleich zur Gesamtgröße des Grünzuges, sehr gering. Damit
bleibt die Funktionsfähigkeit des Grünzuges erhalten. Wertvolle Lebensräume für Tiere
und Pflanzen, wie etwa die angrenzende Baumallee im Norden oder der östlich gelegene
Redder, werden im Rahmen der Planung berücksichtigt. Da durch die Planung lediglich
eine untergeordneter Flächenanteil an Ackerland überplant wird, bleiben die prägenden
Landschaftsstrukturen erhalten. Die Flächeninanspruchnahme für eine gmndlegende

10 PROKOM Stadtplaner und Ingenieure GmbH: Gemeinde Ratekau - Ortsteil Offendorf, Innenentwick-
tungspotentiale, Stand: 26. 11.2025
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Sicherung der Daseinsvorsorge rund um Offendorf, schließt ferner an bestehende Sied-
lungsstrukturen an, sodass ein Zersiedelung vermieden wird.

.
'-'.

Abb. 11: Auszug aus dem Regionalplan Tür den Planungsraum II (2(N)4)
Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein- (Landesplanungsbehörde

Re ional lan für den Planun sraum III Neuaufstellun 2. Entwurf 2025

Die Landesregierung hat am 8. April 2025 den zweiten Entwürfen für die drei neuen
Regionalpläne im Land zugestimmt. Sie sollen künftig die noch geltenden Regionalpläne
für die ehemals fünf Planungsräume in Schleswig-Holstein ersetzen. Gem. § 3 Abs. 1
Nr. 4 Raumordnungsgesetz (ROG) sind in Aufstellung befindliche Ziele der Raumord-
nung als sonstige Erfordernisse der Raumordnung zu berücksichtigen. Entsprechend
werden nachfolgend die für die Gemeinde Ratekau relevanten Inhalte des 2. Entwurfs
für die Neuaufetellung des Regionalplans für den Planungsraum III zusammenfassend
dargestellt:

Auch dem 2. Entwurf des Regionalplans für den Planungsraum II! ist der unmittelbar an
den Siedlungsrand heranreichende regionale Grünzug zu entnehmen. Zudem wird der
Hemmsldorfer See als Vorranggebiet für den Naturschutz dargestellt. Im Vergleich zum
Regionalplan von 2004 haben sich die Flächen des Vorbehaltsgebietes für Natur und
Landschaft, die südlich des Ortes liegen, vergrößert. Sie reichen nunmehr bis an die
südliche Spitze des Hemmsldorfer Sees heran. Im Entwurf des Regionalplans werden
die Flächen von Offendorf und Umgebung ferner als Entwicklungsgebiet für Tourismus
und Erholung dargestellt. Ergänzend sind mit der Kreisstraße 15 (K 15) und einer Frei-
leitung westlich des Ortes zwei Elemente der Infrastruktur in dem Regionalplan darge-
stellt.
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Abb. 12: Auszug aus dem 2. Entwurf des Regionalplans für den Planungsraum III (2025)
Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport - Landesplanungsbehörde

Landschaftsrahmen lan

Die Dorfechaft Offendorf befindet sich innerhalb des Geltungsbereiches des Landschafs-
rahmenplanes für den Planungsraum III aus dem Jahr 2020.

Gemäß den Darstellungen der Karte 1 des Landschaftsrahmenplans für den Planungs-
räum III von 2020 liegt das Plangebiet in einem Trinkwassergewinnungsgebiet. Im Um-
feld des Plangebietes liegt östlich der hlemmelsdorfer See, welcher als gesetzlich ge-
schütztes Biotop gemäß § 30 BNatSchG i.V.m. § 21 LNatSchG größer 20 Hektar darge-
stellt ist. Zudem zeigt der Landschaftsrahmenplan rund um die südliche Spitze des Sees
mehrere kleinere Verbundachsen und Schwerpunktbereiche. Westlich der Dorfschaft
befindet sich eine weitere Verbundachse, die eine besondere Eignung zum Aufbau eines
Schutzgebiets- und Biotopverbundsystems darstellt. Südlich von Offendorf befindet sich
das Naturschutzgebiet "Sielbektal, Krauzkamper Seenlandschaft und umliegende Wäl-
der". Ein weiteres Naturschutzgebiet befindet sich mit dem "Ruppersdorfer See" westlich
des Plangebietes.

53



Bebauungsplan Nr 109 der Gemeinde Ratekau

t *

%.

-\

Abb. 13 Auszug aus dem Landschaftsrahmenplan für den Planungsraum III (2020) - Karte 1
Ministenum für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung

Karte 2 stellt den Hemmelsdorfer See als Landschaftsschutzgebiet gem. § 26 Abs. 1
BNatSchG i.V.m §15 LNatSchG sowie als Gebiet mit besonderer Erholungseignung dar.
Darüber hinaus werden Flächen südwestlich von Offendorf als Gebiete dargestellt, die
die Voraussetzungen für eine Unterschutzstellung nach § 26 Abs. 1 BNatSchG i.V.m.
§ 15 LNatSchG als Landschaftsschutzgebiet erfüllen. Zudem stellt die Karte 2 die Wald-
flächen der Waldgebiete Hohes Lieth (südwestlich des Plangebietes) und Beutz (südlich
des Plangebietes) dar.

Abb. 14 Auszug aus dem Landschaftsrahmenplan für den Planungsraum III (2020) - Karte 2
Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung
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In der Karte 3 des Landschaftsrahmenplanes wird der Hemmelsdorfer See durch seine
Nähe zur Ostsee und durch die direkte Verbindung zur Lübecker Bucht über die Aalbek
als Hochwasserrisikogebiet nach §§ 73 und 74 WHG dargestellt. Nördlich, östlich und
südlich von Offendorf befinden sich kleinere Flächen mit klimasensitiven Böden. Zudem

sind die zuvor beschrieben Waldflächen in der Karte 3 dargestellt. Südlich von Offendorf
befinden sich größere Flächen von oberflächennahen Rohstoffen sowie das Geotop
Os 013.

^
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Abb. 15 Auszug aus dem Landschaftsrahmenplan für den Planungsraum III (2020) - Karte 3
Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisiemng

NATURA 2000-Gebiete

Der Plangeltungsbereich liegt in keinem und grenzt an kein NATURA 2000-Gebiet.

Die nächstgelegenen Schutzgebiete sind:

. das FFH-Gebiet DE 2030-328 "Schwartautal und Curauer Moor" > 3. 000 m westlich

des Plangeltungsbereiches,

. das FFH-Gebiet DE 2030-351 "Waldhusener Moore und Moorsee" > 3. 000 m südlich

des Plangeltungsbereiches,

das FFH-Gebiet DE 2030-303 "NSG Aalbek-Niederung" > 3.500 m nördlich des Plan-
geltungsbereiches,

Die geplante Entwicklung eines Feuerwehrstandortes im Plangeltungsbereich ist für den
Erhaltungszustand der o.g. FFH-Gebiete nicht relevant.

Fach utachten und umweltrelevante Steltun nahmen

. PROKOM Stadtplaner und Ingenieure GmbH: Standortvergleich Neubau Freiwillige
Feuerwehr Offendorf / Kreuzkamp, Stand: 22. 11. 2022

. PROKOM Stadtplaner und Ingenieure GmbH: Gemeinde Ratekau, Bebauungsplan
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Nr. 109, Bestand Biotop- und Nutzungstypen, Stand 29. 05.2024

. Dipl. -Biol. Karsten Lutz: Faunistische Potenzialabschätzung, Brutbestandserfassung
und Artenschutzuntersuchung für den Neubau eines Feuerwehrgerätehauses in Ra-
tekau - Offendorf, Stand: 12. 06.2024

. Ingenieurbüro Reinberg GmbH & Co. KG: Geotechnischer Bericht, Stand: 28.05.2025

. Ingenieurbüro Brandt: Orientierende Voruntersuchung Entwässerungskonzept zum
Bebauungsplan Nr. 109 Feuerwehr Offendorf, Stand: Mai 2026

. Wasser- und Verkehrs- Kontor GmbH: Gemeinde Ratekau Aufstellung B-Plan Nr. 109
Neubau Feuerwehrgerätehaus, Lärmtechnische Untersuchung Gewerbelärm nach
TA Lärm, Stand: 15. 10.2025

. LfU Hrsg. (2024) Kartieranleitung und erläuterte Standardliste der Biotoptypen
Schleswig-Holsteins, Version 2.2. 1, Stand: Fassung April 2024

. MEKUN SH; UmweltDOrtal Schleswig-Holstein, Kiel, zuletzt abgerufen am 01. 12.2025

. MELUND SH (2021): Kurs Natur 2030 - Strategie zum Erhalt der biologischen Vielfalt
in Schleswig-Holstein, Kiel, 2. überarbeitete Auflage 12/2021

. MELUR (2013): Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Bau-
recht-Anlage: Hinweise zur Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung
in der verbindlichen Bauleitplanung, Kiel, 09. 12.2013

. MELUR (2013): Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Bau-
recht, Kiel, 09. 12.2013

7.3 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen

7.3.1 Wirkfaktoren des Vorhabens

Mit Hilfe des Bebauungsplanes Nr. 109 wird die planungsrechtliche Grundlage für die
Errichtung eines Feuerwehrstandortes geschaffen.

Von Bauvorhaben gehen vielfältige Wirkungen aus, nachfolgend Wirkfaktoren genannt.
Diese Wirkfaktoren können positive und negath/e Auswirkungen auf die jeweiligen
Schutzgüter haben. Um diese Auswirkungen ermitteln und beschreiben zu können,
muss der Ist-Zustand der Schutzgüter jeweils zu den Wirkfaktoren des Vorhabens in
Beziehung gesetzt werden.

Die Wirkungskette kann wie folgt veranschaulicht werden:

Vorhaben -> Wirkfaktoren -^ Schutzgüter -^ Auswirkungen

An dieser Stelle werden deshalb erst einmal die verschiedenen Wirkfaktoren des Vorha-

bens dargestellt. Diese Darstellung orientiert sich an der Aufzählung aa) bis hh) der An-
läge 1 zu § 2 Abs. 4 und § 2 a Satz 2 Nummer 2 BauGB. Gleichzeitig wird - soweit
möglich - verdeutlicht, aufweiche Schutzgüter die Faktoren in erster Linie wirken.

Wirkfaktoren aa) infolge des Baus und des Vorhandenseins des geplanten Vorhabens
und bb) infolge der Nutzung natürlicher Ressourcen.
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Die Realisiemng des geplanten Vorhabens führt zu temporären und dauerhaften Wir-
kungen sowie zu einer temporären und dauerhaften Nutzung natürlicher Ressourcen.
Temporäre Wirkungen sind zumeist auf die Bauphase beschränkt, während dauerhafte
Wirkungen sowohl von dem Vorhandensein des Vorhabens als auch von seinem Betrieb
ausgehen.

Die Wirkfaktoren des Vorhabens und die damit verbundene Nutzung natürlicher Res-
sourcen sowie die potenziell betroffenen Schutzgüter werden in der folgenden Tabelle
zusammengetragen.

baubedingte Wirkfäktoren

(temporäre) Bodenversiegelung und -verdich-
tung; Bodenbewegungen

Rodungen

Licht-, Lärm- und Staubemissionen; Verkehr

anlagebedingte Wirkfaktoren

Flächeninanspmchnahme

Biotopbeeinträchtigung

Versiegelung

visuelle Auffälligkeit

betriebsbedingte Wirkfaktoren

Lärm- und Lichtemissionen

Scheuchwirkung

betroffenes Schutzgut

Boden, Fläche, Wasser, Tiere, Pflanzen

Pflanzen, Tiere

Pflanzen, Tiere, Mensch

betroffenes Schutzgut

Fläche, Tiere, Pflanzen

Tiere, Pflanzen

Boden, Wasser, Pflanze, Tiere

Mensch, Landschaftsbild

betroffenes Schutzgut

Pflanzen, Tiere, Mensch

Tiere

Tab. 6: Übersicht über die Wirkfaktoren des Vorhabens

cc) Art und Menge an Emissionen von Schadstoffen, Lärm, Erschütterungen,
Licht, Wärme und Strahlung sowie der Verursachung von Belästigungen

Der Betrieb eines Feuerwehrstandortes verursacht keine relevanten Schadstoffemissio-

nen. Die üblichen Tätigkeiten innerhalb des Plangebietes erfolgen überwiegend ge-
räuscharm; Geräusche entstehen lediglich bei Fahrzeugbewegungen, bei Übungen oder
im Einsatzfall, was Jedoch auf kurze Zeiträume begrenzt ist. Erschütterungen treten im
regulären Betrieb nicht auf und sind höchstens während der Bauphase möglich. Lichte-
missionen entstehen vorübergehend durch Baustellenbeleuchtung sowie später durch
die Beleuchtung des Gebäudes und der Außenflächen, die gemäß geltenden Vorschrif-
ten und zur Minimierung von Störungen ausgerichtet wird. Zudem kur2zeitig beim Ein-
schalten der Sonderrechte im Einsatzfall. Wärmeemissionen beschränken sich auf die

Abwärme der Heizungsanlage und der Fahrzeuge, ohne relevante Auswirkungen auf die
Umgebung. Strahlungsemissionen sind nicht zu erwarten, abgesehen von elektromag-
netischen Feldern technischer Anlagen, die deutlich unter den gesetzlichen Grenzwerten
liegen. Weitere Belästigungen sind im Betrieb nicht erkennbar; temporäre Beeinträchti-
gungen können während der Bauphase durch Staub und Baustellenverkehr auftreten.
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dd) Art und Menge der erzeugten Abfälle und ihrer Beseitigung und Verwertung

Abfälle fallen ggf. in der Bauphase an. Hierbei wird es sich bei Art und Menge um übliche
Abfälle von Baumaßnahmen bzw. Baumaterialien handeln. Es sind keine Wirkungen zu
erwarten, da für die Abfälle vorgegebene Entsorgungswege bestehen. Während der Be-
triebsphase fallen, neben haushaltsüblichen Abfällen, die auf herkömmliche Weise dem
Stoffkreislauf zugeführt werden, keine nennenswerten Abfälle an. Nach einer Aufgabe
der Nutzung kann das Feuerwehrgebäude einer geordneten Nachnutzung zugeführt
werden. Je nach baulichem Zustand und örtlichem Bedarf kommen sowohl eine Umnut-

zung des Bestandsgebäudes als auch ein Rückbau in Betracht. Im Falle eines Rückbaus
würden die anfallenden Baustoffe über die bestehenden Entsorgungs- und Verwertungs-
Systeme ordnungsgemäß behandelt, sodass keine erheblichen Umweltauswirkungen zu
erwarten sind.

ee) Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt
durch Unfälle oder Katastrophen

Im Zusammenhang mit dem Betrieb eines Feuerwehrstandortes bestehen keine rete-
vanten Risiken für die menschliche Gesundheit. Potenzielle Gefahren können lediglich
im Einsatzfall oder durch technische Defekte entstehen, beispielsweise bei Fahrzeug-
branden oder bei der Lagerung von Betriebsstoffen, wobei Rauchgase freigesetzt wer-
den könnten. Weitere Risiken wie elektrische Gefährdungen sind durch die Einhaltung
technischer Standards und Sicherheitskonzepte minimiert. Anlagen oder Bereiche des
kulturellen Erbes befinden sich nicht in der Nähe des Plangebiets, sodass hier keine
Beeinträchtigungen zu erwarten sind. Risiken für die Umwelt sind im Normalbetrieb nicht
gegeben; sie könnten nur im Ausnahmefall, etwa bei einem Brand, durch austretende

Stoffe aus Fahrzeugen oder technischen Anlagen entstehen.

ff) Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete

Eine Kumulierung mit den Auswirkungen benachbarter Plangebiete ist nicht zu erwarten,
da im Umfeld des Plangebietes keine weiteren Planungen bekannt sind.

Natura-2000-Gebiete werden durch das Vorhaben nicht beeinträchtigt, da das Plange-
biet einen ausreichenden Abstand zu diesen Schutzgebieten einhält.

gg) Auswirkungen des geplanten Vorhabens auf das Klima und der Anfälligkeit
gegenüber den Folgen des Klimawandels

Der geplante Feuerwehrstandort selbst verursacht im Betrieb nur geringe Treibhaus-
gasemissionen, die hauptsächlich aus dem Energieverbrauch und den Fahrzeugbewe-
gungen resultieren. Durch eine energieeffiziente Bauweise und den Einsatz moderner
Heizungs- und Lüftungstechnik können diese Emissionen minimiert werden.

Hinsichtlich der Anfälligkeit gegenüber den Folgen des Klimawandels ist der Standort
grundsätzlich robust. Extreme Wetterereignisse wie Sturm, Starkregen oder Hitze kön-
nen die Einsatzfähigkeit beeinträchtigen oder bauliche Schäden verursachen. Diese Ri-
siken werden jedoch durch die Einhaltung technischer Standards, eine solide Bauweise
sowie geeignete Schutzmaßnahmen (z. B. Dachkonstruktion, Entwässerungssysteme)
minimiert.
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hh) Eingesetzte Techniken und Stoffe

Die bei dem Vorhaben voraussichtlich zum Einsatz kommenden Techniken und Stoffe

entsprechen dem Stand der Technik und werden üblicherweise durch gesetzliche Vor-
gaben geregelt. Hier sind keine gravierenden Wirkungen zu erwarten. Genauere Anga-
ben und Regelungen können ggf. auf der Ebene der Anlagengenehmigung erfolgen.

7.3.2 Schutzgut Fläche

a) Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des Umweltzustandes

Das Schutzgut "Fläche" kann als Umwelt- oder Nachhaltigkeitsindikator für die Boden-
Versiegelung bzw. die Inanspruchnahme von unbebauten Freiflächen verstanden wer-
den.

Bei dem Plangebiet handelt es sich um eine rd. 0,76 ha große Fläche. Auf dem größten
Flächenanteil im Plangebiet besteht eine intensiv bewirtschaftete Ackerfläche. Dem
P'angebset ist damit eine Nutzungsfunktion als Fläche für die Landwirtschaft zuzuspre-
chen. Östiich des Ackers befindet sich ein durch einen Redder gesäumter Feldweg. Zwi
sehen der Ackerfläche und der nördlich angrenzenden Straße Seekamp befindet sich
eine Baumreihe aus heimischen Laubbäumen.

Im Untersuchungsgebiet sind drei Knicks vorhande, i, von denen zwei Knicks einen Red-
der entlang eines Feldweges bilden. Der westliche Redder liegt im östlichen Randbe-
reich des Plangebietes.

Erschlossen wird das Plangebiet über einen vollversiegelten Feldweg im Osten, welcher
im Norden in die vollversiegette Straße Seekamp mündet.

lii < Plangebiet steigt die Topografie relativ moderat von 15,0 m ü. NHN im Nordosten auf
ca. 18,0 m ü. NHN im Westen bzw. Süden an.

Voraussichtliche Entwicklun bei Nichtdurchführun der Planun

Die Fläche wird sich voraussichtlich unter unveränderten Nutzungsvoraussetzungen wie
bislang weiterentwickeln.

b) Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der
Planung

Durch die Umnutzung des Plangebietes hin zu einem Gebiet für den Gemeinbedarf mit
der Zweckbestimmung "Feuerwehr", kommt es zu einer Uberprägung der landwirtschaft-
lichen Fläche. Weiterhin wird eine Erweiterung der Straßenverkehrsfläche vorbereitet,
die das Plangebiet an die bestehende Erschließun') anbindet.
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Die Flächenverteitung des Bebauungsplanes stellt sich zukünftig wie folgt dar:

Plangeltungsbereich gesamt 7.628 mz

Fläche für Gemeinbedarf "Feuerwehr" 4.432 m2

öffentliche Verkehrsflächen

davon Bestand

davon Planung

private Grünflächen

Tab. 7 Flächenbilanz

1. 029m2

719m2

310m2

2. 167 m2

c) Geplante Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung nachteiliger Umwelt-
auswirkungen

Vermeidungsmaßnahmen

. flächensparendes Bauen

Auswirkungen

. sparsamer Umgang mit Boden

Tab. 8 Vermeidungs- und Minimierungsma&nahmen Schutzgut Fläche

d) Geplante Maßnahmen zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen

Die Maßnahmen zum Ausgleich erheblich nachteiliger Auswirkungen auf das Schutzgut
Fläche werden multifunktional mit den Maßnahmen zum Ausgleich der erheblich nach-
teiligen Auswirkungen auf das Schutzgut Boden bilanziert.

7.3.3 Schutzgut Boden

a) Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des Umweltzustandes

Das Plangebiet weist insgesamt ein moderates Gefalle auf. Die Geländehöhen bewegen
sich zwischen 15,0 m ü. NHN und 18,0 m ü. NHN. Dabei liegt der höchste Punkt in
südwestlicher Richtung und fällt gen Nordosten.

Das Plangebiet zählt zum Naturraum "Östliches hlügelland". Gemäß der Bodenüber-
sichtskarte (BUK250) sind die Böden im Plangebiet größtenteils der Pseudogley-Para-
braunerde mit Pseudogley und Pseudogley-Kolluvisol zuzuordnen.

Im Zuge des Aufstellungsverfahrens der Bauleitplanung wurde durch das Ingenieurbüro
Reinberg1 1 ein geotechnischer Bericht erarbeitet. Die Inhalte werden nachfolgend zu-

sammenfassend wiedergegeben:

Zur Erkundung der Baugrundverhältnisse wurden am 24.04.2025 auf dem Grundstück
an insgesamt fünf Untersuchungspunkten Kleinrammbohrungen bis maximal 5,0 m unter
Geländer niedergebracht. Dabei hat sich der nachfolgend beschriebene, sehr gleichmä-
ßige Bodenaufbau ergeben. An der Geländeoberkante wurden ca. 0,4 m bis 1,0 m mäch-
tige, schluffige, stark sandige, schwach kiesige, schwach humose Oberböden angetrof-
fen. Danach folgen überwiegend bis zur Erkundungstiefe gewachsene bindige Geschie-
beböden als entkalkter Geschiebelehm und kalkhaltiger Geschiebemergel in steifer bis
steif-halbfester Zustandsform mit vereinzelt nassen Stand-Streifen. Zwischengelagert

11 Ingenieurbüro Reinberg Gmbh) & Co. KG: Geotechnischer Bericht, Stand: 28.05.2025
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sind unterhalb des Oberbodens am Punkt 4 und 5 in Schichtstärken von ca. 0,6 m ge-
wachsene Sande, die sich kornanalytisch aus schluffigen, schwach kiesigen Fein- bis
Grobsanden zusammensetzen.

Zum Zeitpunkt der Feldarbeiten wurde bis zur Erkundungsendtiefe kein Grund-, Stau-
oder Schichtenwasser angetroffen. Aufgrund von klimatischen bzw. witterungsbedingten
Einflüssen wird es bei ungünstigen regnerischen Wittemngsbedingungen auf den bindi-
gen Böden zu Stauwasserbildung kommen, die bis an die Geländeoberkante reichen
können.

Nach den Vorgaben des Arbeitsblattes der Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft,
Abwasser und Abfall e.V. (DWA-A 138-1) ist eine Versickerung von nicht schädlich ver-
unreinigtem Niederschlagswasser im untersuchten Gebiet aufgrund der Bodenverhält-
nisse nicht mögfich. Die gewachsenen und flächig vorhandenen bindigen Böden sind als
sehr schwach wasserdurchlässig (k-Wert > 10-8 m/s) zu beschreiben und somit für eine
Versickerung nicht geeignet. Eine Versickerung in den vereinzelt angetroffenen schwach
wasserdurchlässigen Sanden (k-Wert 10-6 bis 10-8 m/s) ist ebenfalls nicht möglich.
Grundsätzlich liegt der entwässerungstechnisch relevante Versickern ngsbereich nach
dem o.a. Arbeitsblatt zwischen 1,0*10-3 bis 1,0*10G m/s und es besteht die Forderung
nach einem trockenen Sickerraum ab der Unterkante der Versickerungsanlage bis zum
mittleren höchsten Grundwasserstand von > 1,0 m.

Derzeit liegen keine Hinweise zu Altablagerungen, Altlastenverdachtsfällen oder schäd
lichen Bodenverunreinigungen vor.

Bodenfunktionen

Bei Einwirkungen auf den Boden sollen Beeinträchtigungen seiner natürlichen Funktio-
nen sowie seiner Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte so weit wie möglich
vermieden werden (§1 BBodSchG). Das BBodSchG unterscheidet in § 2 Absatz 2 fol-
gende wichtige Funktionen des Bodens (A-C):

Natürliche Bodenfunktionen (A)

Der Boden nimmt eine Funktion als Lebensgrundlage und Lebensraum für Menschen,
Tiere, Pflanzen und Bodenorganismen ein, die sich über besondere Standorteigenschaf-
ten und die Ertragsfähigkeit (Bodenfruchtbarkeit) definieren. Für die unversiegelten Flä-
chen im Plangebiet ist gemäß Umweltportal SH (2025)12eine hohe Ertragsfähigkeit dar-
gestellt.

Der Boden ist Bestandteil des Naturhaushaltes, insbesondere mit seinen Wasser- und

Nährstoffkreisläufen und nimmt dadurch eine Regelungsfunktion im Wasser- und Stoff-
haushält ein. Die Funktion wird über das Wasserrückhaltevermögen (Feldkapazität im
Effektiven Wurzelraum FKWe) des Bodens beschrieben. Je niedriger die Feldkapazität

ist, desto weniger Wasser kann durch den Boden in niederschlagsreichen Zeiten zurück-
gehalten und in niederschlagsarmen Zeiten teilweise wieder bereitgestellt werden und
desto schneller kommt es in niederschlagsreichen Zeiten zur Versickerung, d.h. zur

12 Umweltportal Schleswig-Holstein, abgerufen am 16.01.2025
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Grundwasserneubildung. Für die unversiegelten Flächen im Plangebiet ist gemäß Um-
weltportal SH (2025) eine hohe Feldkapazität ermittelt worden.

Der Boden ist Abbau- und Ausgleichsmedium für stoffliche Einwirkungen auf Grund der
Filter-, Puffer- und Stoffumwandlungseigenschaften und trägt so insbesondere auch zum
Schutz des Grundwassers bei. Der Boden filtert beispielsweise Schwermetalle, organi-
sehe Schadstoffe und versauernd wirkende Einträge. Maßgeblich zur Erfüllung dieser
Funktion sind die Kationenaustauschkapazrtät und die Luftkapazität des Bodens. Die
Filterwirkung ist in feinkörnigem Bodenmaterial mit geringer Luftkapazität am größten,
wie Z. B. in der Marsch und im Östlichen Hügelland, und in grobkörnigem Bodenmaterial
mit hoher Luftkapazität am geringsten, wie Z.B. in der Vorgeest.

Funktionen als "Archiv der Natur- und Kulturgeschichte" (B)

Da der Boden im Plangeltungsbereich weder naturgeschichtlich (ais seltener Boden)
noch kulturgeschichtlich (geprägt durch bestimmte Bewirtschaftungsformen) eine Be-
deutung hat, ist die Archivfunktion des Bodens im Plangeltungsbereich nach jetzigem
Kenntnisstand nicht gegeben.

Das Plangebiet befindet sich innerhalb eines großflächigen archäologischen Interes-
sensgebietes.

Nutzungsfunktionen (C)

In seiner Nutzungsfunktion dient der Boden dem Menschen als Rohstofflagerstätte, Flä-
ehe für Siedlung und Erholung, Standort für die land- und forstwirtschaftliche Nutzung,
Standort für sonstige wirtschaftliche und öffentliche Nutzungen und als Fläche für den
Verkehr sowie die Ver- und Entsorgung.

Der Boden im Plangebiet weist eine landwirtschaftliche Nutzung auf.

Voraussichtliche Entwicklun bei Nichtdurchführun der Planun

Die Fläche wird sich voraussichtlich unter unveränderten Nutzungsvoraussetzungen wie
bislang weiterentwickeln.

b) Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der
Planung

Während der Bauzeit könnte es durch baulich bedingte Schadstoffemissionen potenziell
zu lokalen Verunreinigungen des Bodens kommen. Dieses bzw. das entsprechende Ri-
siko ist jedoch bei Verwendung von Maschinen, Baufahrzeugen und technischen Ver-
fahren, die dem Stand der Technik entsprechen und unter Beachtung der einschlägigen
Rechtsvorschriften zum Bodenschutz als gering einzuschätzen.

Im Bereich der neu zu überbauenden bzw. zu versiegelnden Flächen gehen alle Boden-
funktionen verloren. Im Bereich der noch nicht überbauten oder befestigten, lediglich
bauzeitlich beanspruchten Flächen treten weniger schwerwiegende, überwiegend tem-
porär begrenzte Beeinträchtigungen auf. Böden mit besonderer Bedeutung, Z.B. seltene
Böden, sind von der Planung nicht betroffen. Aufgrund der Planung eines Feuerwehr-
hauses, werden erhebliche nachteilige Auswirkungen für die Bodenfunktion, Z. B. in Form
von Voll- und Teilversiegelung, hen/orgemfen. Dadurch werden sowohl Maßnahmen zur
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Vermeidung und Verringemng nachteiliger Auswirkungen als auch Maßnahmen zum
Ausgleich erheblich nachteiliger Auswirkungen notwendig.

Innerhalb der Fläche für den Gemeinbedarf sind in erster Linie bauliche Anlagen, die der
Feuerwehr, dem Rettungswesen und der Sichemng des Brandschutzes dienen und die-
ser Nutzung räumlich und funktionale zugeordnet sind, zulässig. Hier kommt es v.a. zu
einer Versiegelung von Flächen durch die Errichtung baulicher Anlagen wie Fahrzeug-
hallen mit Geräte- und Lagerräumen auch Sozialräume, Umkleiden, Sanitäreinrichtun
gen, Schulungs- und Seminarräume, Wegen, Zufahrten und Stellplätzen. Innerhalb aller
Teilflächen der Fläche für den Gemeinbedarf ist eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,3
vorgesehen. Die Grundflächen von Anlagen, die in § 19 Abs. 4 BauNVO genannten wer-
den, dürfen die festgesetzte GRZ bis 0,45 überschreiten. Angenommen wird hier eine
Vollversiegelung, sodass innerhalb der Fläche für den Gemeinbedarf planungsrechtlich
insgesamt ungefähr 2. 199 m2 voll versiegelt werden können.

Für die Erschließung des Feuerwehrstandorts ist der bestehende landwirtschaftlich ge-
nutzte Weg vorgesehen. Der Feuerwehrstandort selbst soll zwei Anbindungen an den
landwirtschaftlichen Weg erhalten. Die nördliche Zufahrt dient als Zufahrt für die ange-
gliederte Stellplatzanlage mit voraussichtlich 22 Stellplätzen und die südliche Zufahrt als
Erschließung für die Fahrzeughalle. Die Stellplätze und Auffahrten sind dabei Teil der
Fläche für Gemeinbedarf, sodass sich die Verkehrsflächen auf die Straßenverkehrsflä-
chen beschränken. Der Umfang der Verkehrsflächen beträgt 1.029 m2 (719 m2 Bestand

und 310 m2 Neuversiegelung).

Das Plangebiet wird im Osten durch einen Redder von dem landwirtschaftlichen Weg
abgrenzt. Zum Schutz und zur Pflege ist die Anlage eines Knickschutzstreifens vorge-
sehen. Zudem wird an der westlichen bzw. südwestlichen Kante des Plangebietes ein
neuer Knick (3,5 m) inkl. vorgelagertem Knickschutzstreifen (3, 0 m) festgesetzt.

c) Geplante Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung nachteiliger Umwelt-
auswirkungen

Vermeidungsmaßnahmen

. flächensparendes Bauen

. Die Vorschriften der BBodSchVO

(§§ 3-8) sind zwingend zu befolgen.

Lagerung von Oberboden:
Mutterboden ist in nutzbarem Zu-

stand zu erhalten und vor Vemich-

tung oder Vergeudung zu schützen
(§ 202 BauGB).

Beachtung des "Leitfade, i zum Bo-
denschutz beim Bauen" des Landes

Schleswig-Holstein

Auswirkungen

. sparsamer Umgang mit Boden

. Vermeidung von Verunreinigungen und Stoffein-
trägen

. keine Vermischungen von Boden

. Schutz des Oberbodens

. Schutz des Oberbodens

Schutz des Oberbodens
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* Bestellung einer bodenkundlichen .
Baubegleitung unter Rückgriff auf
ein Bodenschutzkonzept gemäß D IN
19639

Schutz des Oberbodens

Vermeidung von Verunreinigungen und Stoffein-
trägen

sparsamer Umgang mit Boden

Minimierungsmaßnahmen

. nach Beendigung der Bauphase sind
die im Zuge der Arbeiten befahrenen
unversiegelten Böden wieder tief-
gründig aufaulockem.

Festsetzung wasser- und luftdurch-
lässiger Beläge auf Wegeflächen,
Stellplätzen und Stellplatzanlagen

Auswirkungen

Verminderung irreversibler Bodenverdichtungen
Wiederherstellung der natürlichen Bodenfunktio-
nen

Erhaltung der Versickemng von Niederschlags-
wasser auf den Grünflächen im Rahmen der bo-

denbedingten Leistungsfähigkeit.

Erhaltung der Versickerung von Niederschlags-
wasser auf den Grünflächen im Rahmen der bo-

denbedingten Leistungsfähigkeit.

. Anpflanzung Knick und Wildblumen- . Ersatzstandort für die Pflanzen- und Tierwelt
wiese . Versickerung von Niederschlagswasser

Tab. 9 Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen Schutzgut Boden

d) Geplante Maßnahmen zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen

Die Naturschutzfachliche Eingriffsbewertung und -bilanzierung erfolgt für den Plangel-
tungsbereich gemäß den Hinweisen ^Verhältnis der naturschutzrechtlichen Bngriffsre-
gelung zum Baurechf'13 und der dazugehörigen Anlage ̂ Hinweise zur Anwendung der
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung in der verbindlichen Bauleitplanung"'14 aus dem
Runderlass des Ministeriums für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume vom

09. 12.2013.

Nach der Ermittlung und Bewertung von erheblich nachteiligen Auswirkungen durch die
geplanten Eingriffe sind gemäß Anlage zum Erlass im Plangebiet des Bebauungsplanes
Nr. 109 bezüglich des Schutzgutes Boden, Flächen mit allgemeiner Bedeutung für den
Naturschutz betroffen, da die Neuversiegelung auf Ackerflächen stattfindet.

Der Ausgleich von Boden kann über eine Bodenentsiegelung und Wiederherstellung der
natürlichen Bodenfunktionen vorgenommen werden. Ist dies nicht möglich, kann im Ver-
hältnis 1:0,5 für Vollversiegelung, 1:0,3 für wasserdurchlässige Flächenarten und 1:0,2
für Abgrabungen ausgeglichen werden, in dem eine landwirtschaftliche Fläche aus der
Nutzung genommen und bspw. zu einem natumahen Biotop entwickelt wird. Bei der
Entwicklung höherwertiger Flächen oder einer Extensivierung der Nutzung erhöhen sich
die Verhältniszahlen. Eine Ermäßigung des ermittelten Flächenbedarfs kann unter be-
sonderen Bedingungen vorgenommen werden.

13 MELUR (2013): Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht, Kiel,
09. 12.2013

14 MELUR (2013): Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht - Anlage: Hin-
weise zur Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung in der verbindlichen Bauleitpla-
nung, Kiel, 09. 12.2013
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Die zuvor ermittelte Neuversiegelung von Flächen, die in Folge der Umsetzung der Pla-
nung zu erwarten ist, wird in nachfolgender Tabelle dargestellt und entsprechend mit
einem Ausgleichsfaktor verrechnet, um das Ausgleichserfordemis (m2) zu ermitteln.

Auf dieser Gmndlage besteht für die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 109 folgen-
der naturschutzrechtlicher Ausgleichsbedarf:

Flächenart

Fläche für den Ge-
meinbedarf (GRZ 0,3
+ 50%
Straßenverkehrsflä-
chen e lant

Fläche
(m2)
4.432

GRZ* Fläche Neuver- Kompensati- Ergebnis
gesamt siegelung onsfaktor

0,45 1.995 0,5

31) 1,0 310

Kompensationserfordernis

0,5

998m2

155m2

1. 153m2

Tab. 10 Bilanziemng Ausgleichsbedarf SchufcEgut Boden

* GRZ gem. Bebauungsplan 0,3 + Überschreitung gem. § 19 Abs. 4 BauNVO um 0, 15 = 0,45

In Summe geht damit die Umsetzung der Planung mit einer Neuversiegelung von
2. 305 m2 einher. Daraus entsteht ein Ausgleichserfordernis von 1. 153 m2. Für die

Uberbauung bzw. Versiegelung von aktuell nicht überbauten Flächen und den erhebli-
chen Auswirkungen daraus, sind gemäß naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung Kom-
pensationsmaßnahmen erforderlich.

Aus leich

Der für die Eingriffe des Bebauungsplanes erforderliche Ausgleich wird Z.T. planinterii
kompensiert. Der verbleibende Kompensationsbedarf. der nicht durch Maßnahmen in-
nerhalb des Bebauungsplanes getilgt werden kann, wird durch externe Maßnahmei i

ausgeglichen.

Ein Baustein der planinternen Kompensation erfolgt über die, im Bebauungsplan festge-
setzten Knickschutzstreifen in einem Umfang von 382 m2 (der Abschnitt des Knick-

Schutzstreifens im Südosten des Ptangebietes, der mit einem Leitungsrecht überiagert
wird, kann nach Abstimmung mit der uNB nicht als Ausgleich herangezogen werden).
Den zweiten Baustein bilden die beiden Maßnahmenflächen M1 mit einem Umfang von
insgesamt 355 m2. Innerhalb dieser Flächen in die Ansaat einer artenreichen Wildblu-

menwiese vorgesehen. In Summe können so 737 m2 des erforderlichen Ausgleichs plan-

intern erbracht werden.

Planinterne Kompensation

. Knickschutzstreifen (KS): 382 m2

. Wildblumenflächen M1 : 355 m2

. Summe (planintern): 737 m2

Für die externe Kompensation werden Flächen im Umfang von 1. 153 m2 - 737 m2 =

416 m2 erforderlich.

Planexterne Kompensation

. gemeindeeigene Ökokontofläche Thuraubek (41 6 m2)
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Das gemeindeeigenen Ökokonto Thuraubek befindet sich rund 600 m westlich des Plan-
gebietes. Zu dem Ökokonto zählen die Flurstücke 233 und 237 der Gemarkung Ratekau.
Die erforderlichen 416 m2 Ausgleich werden über das Flurstück 237 bereitgestellt. Dabei

handelt es sich um eine moorige Niederung von Feuchtgrünland, die extensiv beweidet
wird.

../

.
>..

^;. ' Off^ndQ
Tab. 11: Lage des Ökokontos Thuraubek westlich von Offendorf Gemeinde Ratekau

7.3.4 Schutzgut Wasser

a) Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des Umweltzustandes

Oberflächen ewässer: Im Plangebiet selbst befinden sich keine Still- oder Fließgewäs-
ser. Lediglich der Graben linksseitig des Feldweges führt nach stärkeren Nieder-
schlagsereignissen zeitweise Wasser. Gut 550 m östlich bzw. nordöstlich des Plange-
biets befindet sich der Hemmelsdorfer See (Wasserkörper-Nr. 0146), das nach der
WRRL geschützt ist.

Grundwasser: Das Gebiet liegt im Bereich des Grundwasserkörpers "Kossau / Olden-
burger Graben". Es liegen keine Daten zum Grundwasserspiegel vor. Das Plangebiet
liegt außerdem im Trinkwassergewinnungsgebiet "Kleinensee". Das nächstgelegene
Trinkwasserschutzgebiet befindet sich nördlich von Preetz in rd. 45, 0 km Entfernung.
Zudem befindet sich ca. 22 km nordwestlich des Plangebietes ein geplantes Trinkwas-
serschutzgebiet in Eutin.

Zum Zeitpunkt der Feldarbeiten wurde bis zur Erkundungsendtiefe kein Grund-, Stau-
oder Schichtenwasser angetroffen. Aufgrund von klimatischen bzw. witterungsbedingten
Einflüssen wird es bei ungünstigen regnerischen Witterungsbedingungen auf den bindi-
gen Böden zu Stauwasserbifdung kommen, die bis an die Geländeoberkante reichen
können.
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Nach den Vorgaben des Arbeitsblattes der Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft,
Abwasser und Abfall e.V. (DWA-A 138-1) ist eine Versickerung von nicht schädlich ver-
unreinigtem Niederschlagswasser im untersuchten Gebiet aufgrund der Bodenverhält-
nisse nicht möglich. Die gewachsenen und flächig vorhandenen bindigen Böden sind als
sehr schwach wasserdurchlässig (k-Wert > 10^ m/s) zu beschreiben und somit für eine
Versickerung nicht geeignet. EineVersickerung in den vereinzelt angetroffenen schwach
wasserdurchlässigen Sanden (k-Wert 10-6 bis 10-8 m/s) ist ebenfalls nicht möglich.
Grundsätzlich liegt der entwässerungstechnisch relevante Versickerungsbereich nach
dem o.a. Arbeitsblatt zwischen 1, 0*10^ bis 1,0*10-6 m/s und es besteht die Forderung
nach einem trockenen Sickerraum ab der Unterkante der Versickemngsanlage bis zum
mittleren höchsten Grundwasserstand von s 1,0 m.

Die Böden im Plangebiet sind nach Arbeitsblatt DWA-A 138 nicht zur Versickerung von
Niederschlagswasser geeignet.

Voraussichtliche Entwicklun bei Nichtdurchführun der Planun

Die Fläche wird sich voraussichtlich unter unveränderten Nutzungsvoraussetzungen wie
bislang weiterentwickeln.

b) Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der
Planung

Oberflächengewässer sind von der Planung nicht betroffen.

Beeinträchtigungen von Oberflächenwasser und in Folge eventuell auch des Grundwas-
sers könnten theoretisch durch Kraft- und Schmierstoffe verursacht werden, die in Trans-

portfahrzeugen und Baumaschinen verwendet werden. Versehentliche Einträge in den
Boden sind nicht völlig auszuschließen, jedoch ist diese Gefahr aufgrund der heutigen
hohen Standards in der Fahrzeugtechnik sehr gering und durch sachgerechten und vor-
sichtigen Umgang mit diesen Stoffen in der Regel zu vermeiden. Die Gefahr einer Grund-
wasserverschmutzung wird daher und auch vor dem Hintergrund des unter den oberflä-
chennahen Sanden anstehenden bindigen Bodenmaterials als gering eingeschätzt.

Bei der erstmaligen baulichen Inanspruchnahme von zuvor unversiegelten Flächen ist
gmndsätzlich mit einer deutlichen Veränderung des natürlichen Wasserhaushalts zu
rechnen. Infolge der Versiegelung von zuvor unbefestigten Flächen mit Gebäuden, Stra-
ßenflächen etc. nimmt in der Regel die Verdunstung sowie die Versickerung ab, während
der Oberflächenabfluss stark zunimmt. Mit der Anwendung des Erlasses (Erlass des
Landes Schleswig-Holstein vom 18. 10. 2019 - kurz A-RW 1) wird die Schädigung des
natürlichen Wasserhaushalts bilanziert und somit aufgezeigt, welche Auswirkungen die
geplanten Baumaßnahmen auf den Wasserhaushalt haben.

Das für die Bauleitplanung erarbeitete Entwässerungskonzept sieht die Anlage von ins-
gesamt vier oberirdische Muldenversickerung vor, um das anfallende Niederschlags-
wasser auf dem Grundstück zwischenzuspeichern und über die belebte Bodenzone zur
versickern bzw. zu verdunsten. Die Mulden erhalten flache Böschungen, eine waage-
rechte Sohle sowie teils einen unterlagernden Rigolenraum aus Kunststofffüllkörpern,
um den schwach durchlässigen Bodenverhältnissen Rechnung zu tragen. Um die ab-
flusswirksamen Flächen weiter zu reduzieren, werden auf Ebene der verbindlichen
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Bauleitplanung Festsetzungen zu wasserdurchlässigen Oberflächenmaterialien sowie
zur Dachbegrünung getroffen.

Voraussichtliche Entwicklun bei Nichtdurchführun der Planun

Die Fläche wird sich voraussichtlich unter unveränderten Nutzungsvoraussetzungen wie
bislang weiterentwickeln.

c) Geplante Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung nachteiliger Auswir-
kungen

Vermeidungsmaßnahmen

. Versickerung des Niederschlags-
wassers

Minimierungsmaßnahmen

. Teilweise Versickern ng des Nieder-
schlagswassers in den Flächen für
Eingrünung

. Dachbegrünung

Auswirkungen

. Vermeidung von erheblichen Auswirkungen auf
die Gmndwassemeubildungsrate

Auswirkungen

. Reduzierung des Wasserabflusses

. Verbesserung der Verdunstung

. Reduziemng des Wasserabflusses

. Verbesserung der Verdunstung

nach Beendigung der Bauphase sind
die im Zuge der Arbeiten befahrenen
unversiegelten Böden wieder tief-
gründig aufzulockern.

Verminderung irreversibler Bodenverdichtungen
Wiederherstellung der natürlichen Bodenfunktio-
neu

Erhaltung der Versickerung von Niederschlags-
wasser auf den Grünflächen im Rahmen der bo-

denbedingten Leistungsfähigkeit.

Tab. 12 Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen Schutzgut Wasser

d) Geplante Maßnahmen zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen

Unter Berücksichtigung der genannten Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen
sind keine Maßnahmen zum Ausgleich erheblich nachteiliger Auswirkungen auf das
Schutzgut Wasser erforderlich.

7.3.5 Schutzgut Luft / Klima

a) Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des Umweltzustandes

Klima

Das maritime Klima in Schleswig-Holstein wird in hohem Maße durch die Lage zwischen
Nord- und Ostsee geprägt und ist als gemäßigt temperiertes, ozeanisch bestimmtes
Klima zu bezeichnen. Es zeichnet sich durch geringe Tag'/Nachtunterschiede aus, da
Nord- und Ostsee aufgrund ihrer großen Wassermassen als Temperaturpuffer wirken.

Frischluft uell ebiete

Für die klimatische Regenerationsfunktion sind vor allem Frisch- und Kaltluftentste-
hungsgebiete und die Abflussbahnen von Bedeutung. Frischluftquellgebiete mit klima-
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hygienischen Funktionen sind lediglich Waldgebiete mit eigenem Bestandsklima. Diese
müssen eine Mindestausbreitung von 200 m in alle Richtungen haben. Frischluftquell-
gebiete in Form von Wäldern, die eine klimahygienische Funktion aufweisen, sind ini
Plangebiet nicht vorhanden. Die nächstgelegenen Waldflächen mit mindestens 200 m
Flächenausdehnung in jede Richtung ist westlich des Plangebietes in einer Entfernung
von rd. 600 m vorhanden.

Luftre eneration durch Gehölzbestände

Knicks und Gehölzstrukturen vermögen Schadstoffe aus der Luft zu filtern sowie die, in
der Luft verbleibenden Schadstoffe auf Grund turbulenter Diffusion zu verdünnen.

Klimatische R eneration durch Kaltluftentstehun s ebiete

Für die landwirtschaftlich genutzten Flächen im Geltungsbereich ist zusammen mit deni
umliegenden gleichartig bzw. ähnlich charakterisierten Flächen aufgrund der Größe so-
wie der Tatsache, dass die Fläche von nur einer Seite mit Siedlungsflächen umbaut ist,
von einem hohen Kaltluftentstehungspotential auszugeben. Auch ein möglicher Abfluss
von Kaltluft, der reliefbedingt nach Südwesten erfolgen würde, ist möglich.

Die Funktion der Kaltluftbildung weisen grundsätzlich alle landwirtschaftlich genutzte) 11
Flächen auf, so dass Siedlungen im ländlichen Raum generell gut mit Frischluft versorgt
sind. In geringen Umfang vorgenommene Umgestaltungen landwirtschaftlicher genutz-
ter Flächen sind daher unter klimatischen Aspekten ohne Bedeutung, zumal Vorbelas-
tungen des Klimas im Bereich des Gebietes nicht vorliegen.

Insgesamt erfüllt das Plangebiet keine besonderen klimatischen Funktionen für das Ge-
biet der Gemeinde Offendorf, was durch seine geringe Größe von rd. 7.600 m2 unter-

mauert wird.

Voraussichtliche Entwicklun bei Nichtdurchführun der Planun

Die Fläche wird sich voraussichtlich unter unveränderten Nutzungsvoraussetzungen wie
bislang weiterentwickeln.

b) Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der
Planung

Grundsätzlich hat die Versieglung zuvor unversiegelter Flächen einen unmittelbaren Ein-
fluss auf das Kleinklima. Durch Bodenversieglung wird die Versickerung von Regenwas-
ser unterbunden bzw. erschwert, wodurch eine Verdunstung ausbleibt. Somit tragen ver-
siegelte Flächen nicht zur Kühlung der Temperatur bei. Weiterhin sind versiegelte Flä-
chen überwiegend als Standort für Pflanzen ungeeignet, wodurch die Verdunstung von
Regenwasser auf der Fläche weiterhin gehemmt und der Umfang an beschatteten Be-
reichen reduziert wird.

Mikroklima

Im Plangeltungsbereich ist in der Bauphase vorübergehend mit einer erhöhten Lärm-,
Staub- und Abgasentwicklung zu rechnen.
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Im Plangebiet, dessen Flächen bislang primär als Intensivacker genutzt wurde, beein-
flusst die Errichtung von baulichen Anlagen die Situation des Mikroklimas.

. schwankende und höhere Durchschnittstemperaturen innerhalb der versiegelten Flä-
chen;

. Reduzierung der Anteile verdunstungswirksamer Flächen im Plangebiet durch Uber-
deckung und Versieglung;

. Beseitigung von Vegetationsbeständen auf versiegelten Flächen, dadurch Reduzie-
rung der Verdunstungswirkung;

. Konzentration der Versickerung des Niederschlagswassers auf den an die versiegel-
ten Flächen angrenzenden Bereiche;

. erhöhter Schattenwurf durch geplante Bebauung, dadurch geringere Verdunstung.

Maßnahmen zur Vermeidung und zur Verringerung nachteiliger Auswirkungen auf das
Schutzgut Klima und Luft sind erforderlich.

c) Geplante Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung nachteiliger Auswir-
kungen

Vermeidungsmaßnahmen Auswirkungen

Minimierungsmaßnahmen

. Festsetzung der Fläche für Eingrü-
nung

Festsetzung der Wildblumenwiese

Auswirkungen

. Luftbefeuchtung

. Bindung von Staub und Schadstoffen,

. CO2- Bindung

Ersatzstandort für die Pflanzen- und Tierwelt

. Retentionsfunktion

Luftbefeuchtung
Bindung von Staub und Schadstoffen,
CO2- Bindung

. Schutz der Gehötzstrukturen ent-

sprechend DIN 18920 "Vegetations-
technik im Landschaftsbau - Schutz

von Bäumen, Pflanzenbeständen

und Vegetationsflächen bei Bau-
maßnahmen", Ausgabe 2014-07

Tab. 13 Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen Schutzgut Luft / Klima

d) Geplante Maßnahmen zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen

Unter Berücksichtigung der genannten Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen

sind keine Maßnahmen zum Ausgleich erheblich nachteiliger Auswirkungen auf das
Schutzgut Wasser erforderlich.
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7.3.6 Schutzgut Tiere

a) Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des Umweltzustandes

Zur Beurteilung der Lebensgemeinschaften aus Flora und Fauna im Gebiet und die ar-
tenschutzrechtliche Betroffenheit wurde durch der Gutachter Dipl.-lng. Karsten Lutz eine
artenschutzrechtliche Prüfung auf Grundlage einer Kartiemng von Offenlandbrütern so-
wie der Bestandsaufnahme von Flora und Fauna mit Potentialanalyse1 5 erarbeitet.

Da Vorkommen der Feldlerche im betroffenen offenen Ackerland zu erwarten sind,

wurde eine Brutbestandserfassung durchgeführt. Weiterhin wurde der Knick im Osten
des Plangebietes auf Vorkommen der Haselmaus untersucht. Die Kartierungen für die
Feldlerche und die anderen ausgewählten Arten des Anhangs IV fanden im Zeitraum
zwischen Anfang Mai und Anfang Juni statt. Für die Ermittlung weiterer betroffener Arten
wird eine faunistische und floristische Potenzialanalyse für ausgewählte Arten(-gruppen)
vorgenommen. Dies ist ein Verfahren zur Einschätzung der möglichen aktuellen faunis-
tischen Besiedlung von Lebensräumen unter Berücksichtigung der lokalen Besonderhei-
ten, der Umgebung und der vorhandenen Beeinträchtigungen. Die Auswahl der weiteren
potenziellen Arten erfolgt einerseits nach ihren Lebensraumansprüchen (ob die Habitate
geeignet erscheinen) und andererseits nach ihrer allgemeinen Verbreitung im Raum Ra-
tekau-Offendorf. Maßgeblich ist dabei für die Brutvögel die aktuelle Avifauna Schleswig-
Holsteins (KOOP & BERNDT 2014). Verwendet werden für Fledermäuse die Angaben
in BORKENHAGEN (2011) und FFH-BERICHT (2018). Für die Amphibien bieten der
Atlas von KLINGE & WINKLER (2005) sowie die Ergebnisse des FFH-Monitorings
FOAG (2023) eine gute Grundlage. Ergänzend wird der unveröffentlichte Arbeitsatlas
der Amphibien und Reptilien (FÖAG 2016) herangezogen

Tierarten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie

Fledermäuse

Alle potenziell vorkommenden Fledenmausarten sind im Anhang IV (streng zu schüt-
zende Tier- und Pflanzenarten von gemeinschaftlichem Interesse) der FFH Richtlinie
aufgeführt und damit auch nach § 7 BNatSchG streng geschützt. Dadurch sind alle Fle-
dermausarten artenschutzrechtlich zunächst gleich zu behandeln. Aufgrund der Verbrei-
tungsübersichten in BORKENHAGEN (2011) und FFH-Bericht2018 kommen im Raum
Ratekau-Offendorf praktisch alle der in Schleswig Holstein vorhandenen Arten vor.

In den Ackerflächen sind Fledermausquartiere nicht möglich. Die Bäume am Rande des
Untersuchungsgebietes wurden untersucht und soweit erreichbar auf potenzielle Fleder-
maushöhlen überprüft. Am Ostrand stehen im Knick nur relativ junge Bäume, deren
Stämme keine Höhlen aufweisen. An der Straße "Seekamp" stehen große Linden, deren
Stämme bis zu einer Höhe von 2,0 m ohne Fledermaushöhlen sind. In den höheren

Stamm- und Kronenbereichen, die nicht eingesehen werden können, werden vorsorglich
kleine Fledermausquartiere (Spalten, Tagesquartiere für einzelne Individuen) als

15 Dipl. -Ing. Karsten Lutz: Faunistische Potenzialabschätzung, Brutbestandserfassung und Artenschut-
zuntersuchung Tür den Neubau eines Feuerehrgerätehauses in Ratekau - Offendorf, Stand:
12.06.2024
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möglich angenommen. Die Bäume werden im Sinne der Verkehrssichemngspflicht an
der Straße gepflegt. Größere Totholzbereiche sind nicht vorhanden.

Potenzielle Fledermausquartiere sind nur in den Linden möglich, die von der Planung

nicht betroffen sind, und werden daher nicht beeinträchtigt. Die potenziellen Nahrungs-
flächen mittlerer Bedeutung, die Gehölze, werden nur gering verkleinert und mit dem
neuen Grünflächensaum um den zukünftigen Feuerwehrstandorte tendenziell ausgewei-
tet. Ein Verlust ist angesichts der potenziell bedeutenderen Flächen der Umgebung un-
bedeutend. Zudem gelten solche Nahrungsräume nicht als Lebensstätten im Sinne des
§ 44 BNatSchG. Aufgrund ihres großen Aktionsradius können die potenziell vorhande-
nen Arten in die Umgebung ausweichen.

Durch das Vorhaben gehen potenzielle Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Fleder-
mäusen nicht verloren. Es gehen keine Nahrungsräume in bedeutendem Umfang verlo-
ren, so dass es nicht zum Funktionsverlust eventuell vorhandener benachbarter Fort-

pflanzungsstätten kommt.

Weitere Informationen sind der Artenschutzfachlichen Untersuchung zu entnehmen.

Haselmaus

Ratekau liegt nach BORKENHAGEN (2011) und FÖAG (2023) im Verbreitungsgebiet
der Haselmaus. Sie besiedelt Wälder, Parklandschaften, Feldgehölze und Gebüsche
(MEINIG et ai. 2004, JUSKAITIS & BÜCHNER 2010). Von besonderer Bedeutung sind
sonnige und fruchtreiche Gebüschlandschaften. Sie benötigt, dichte, fruchttragende und
besonnte Hecken. An den Gehölzrändern wurde intensiv nach Kabeln und Fraßspuren
gesucht, jedoch keine gefunden. Die Haselmaus nutzt relativ kleine Reviere (< 1 ha) und
ist wenig mobil. Ortswechsel beschränken sich gewöhnlich auf wenige 100 m (MEINIG
et ai. 2004), weshalb Anschluss an größere Gehölze nötig ist. Ein Vorkommen der Ha-
selmaus ist unwahrscheinlich. Vorsorglich wird dennoch ein Vorkommen angenommen,
denn nach HASELMAUSPAPIER (2018) reicht diese Vorgehensweise nicht aus, ein Ha-
selmaus vorkommen sicher auszuschließen. In Frage kommen als Lebensraum nur der
Knick und die Bäume am Nord- und Ostrand des Untersuchungsgebietes.

Der Lebensraum wird nur gering beeinträchtigt. Der Verlust durch die Zufahrt wird durch
den neuen Gehölzsaum um die Feuerwache langfristig überkompensiert. Verioren geht
Acker, der kein Lebensraumpotenzial für Haselmäuse hat. Der potenzielle Lebensraum
der Haselmaus, die Knicks und Gehölzränder, bleibt erhalten.

Weitere Informationen sind der Artenschutzfachlichen Untersuchung zu entnehmen.

Sonst! eAnhan IV-Arten

Da keine geeigneten Gewässer vorhanden sind, können Lebensstätten von Amphibien,
Mollusken, Krebsen und Libellen des Anhangs IV nicht vorhanden sein. Die Käferart
Eremit kann in mächtigen, alten Laubbäumen vorkommen. Die bis zu 7,5 cm großen
Larven des Eremiten leben 3-4 Jahre im Mulm von Baumhöhlen, die Z.B. von Spechten
angelegt worden sind. Eine Larve benötigt zu ihrer Entwicklung mindestens 1 l Mulm.
Brutstätte des Eremiten kann fast jeder Laubbaum sein, der einen Mindestdurchmesser
von ca. 80 Zentimetern hat und große Höhlungen im Stamm oder an Ästen aufweist.
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Bevorzugt werden aber die ganz alten Bäume. Solch große Bäume mit großen Höhlun-
gen bzw. Totholzbereichen sind hier nicht vorhanden.

Andere Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sind nicht zu erwarten, da die übrigen
Arten des Anhangs IV sehr spezielle Lebensraumansprüche haben (Trockenrasen, Hei-
den, Moore, alte Wälder, spezielle Gewässer, marine Lebensräume), die hier nicht erfüllt
werden.

Weitere Informationen sind der Artenschutzfachlichen Untersuchung zu entnehmen.

Brutvö el

Die Tabelle der in der Saison 2024 vorhandenen Bmtvogelarten ist derArtenschutzfach-
lichen Untersuchung zu entnehmen.

Arten, deren Vorkommen im Untersuchungsgebiet mit dem Untersuchungszeitraum von
März bis Juni ausgeschlossen werden können, Z.B. Feldlerchen, v/erden in der Tabelle
nicht aufgeführt. Alle Vogelarten sind nach § 7 BNatSchG als "europäische Vogelarten"
besonders geschützt. Es kommt keine Art vor, die nach Roter Liste Schleswig-Holsteins
(KIECKBUSCH et. ai. 2021) gefährdet ist. Für die ̂ rten mit großen Revieren" wird an-
genommen, dass die Art zwar im Untersuch ungsgebiet brüten kann, das Untersu-
chungsgebiet aber zu klein für ein ganzes Revier ist. Die Art muss weitere Gebiete in der
Umgebung mit nutzen.

Da die Gehölzmenge durch die Neupflanzungen nicht verringert wird und langfristig er-
halten und tendenziell vermehrt wird, verlieren die in der Tabelle aufgeführten potenziel-
len Brutvogelarten der Gehölze (Amsel bis Zilpzalp) nicht ihren Lebensraum. Die übrigen
Arten der Tabelle mit großen Revieren (Eichelhäher bis Ringeltaube) können in die Um-
gebung ausweichen. Diese Arten gehören zu den Arten deren Bestand in Schleswig-
Holstein zunimmt oder auf relativ hohem Niveau stabil ist (KOOP & BERNDT 2014,
KIECKBUSCH et ai. 2021). Mit dem neuen Grünflächensaum um die neue Feuerwehr
verbessert sich für sie tendenziell die Situation.

Die hier vorkommenden Vögel gehören sämtlich zu den relativ störungsunempfindlichen
Arten des Siedlungs(rand)bereichs. Störwirkungen der Baumaßnahmen im Untersu-
chungsgebiet werden kaum weiterreichen als der Umfang der Baustelle. Es kommt also
nicht zu weit reichenden Störungen.

Es werden keine Brutreviere von mit Fortpflanzungsstätten vorkommenden Arten so be-
schädigt, dass die Funktionen der Fortpflanzungsstätten zerstört oder beschädigt wer-
den.

Weitere Informationen sind der Artenschutzrechtlicheii Untersuchung zu entnehmen.

Voraussichtliche Entwicklun bei Nichtdurchführun der Planun

Die Fläche wird sich voraussichtlich unter unveränderten Nutzungsvoraussetzungen wie
bislang weiterentwickeln.
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b) Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der
Planung

Wirkfaktoren während der Bauphase sind neben den direkten Wirkungen im Bereich der
Flächeninanspruchnahme selbst (Uberbauung, Lärm, Bewegung) auch die indirekten
Wirkungen im Umfeld (Licht, Lärm und Bewegung) auf die Fauna. Es wird basierend auf
Erfahrungswerten aus anderen Projekten ein Radius von 50 bis 100 m für baubedingte
Wirkungen in andere Wohngebiete und bis 200 m in Offenland (bei Licht u. U. weiter)
angenommen. Beeinflusst wird der Wirkraum auch durch Relief, Gebäude, Gehölze und
vorgesehene Bauhöhen. Die Wirkfaktoren der Anlagephase sind auf den Bereich der
Flächeninanspruchnahme begrenzt. In der Betriebsphase sind Veränderungen im Hin-
blick auf Lärm, Bewegung, Entwässerung und Licht zu erwarten. Der Haustierbestand
im Umfeld wird nicht zunehmen. Die Wirkungen sind für die derzeit weniger gestörteren
Bereiche Knick und Acker im Hinblick auf artenschutzrechtliche Belange zu prüfen. Der
maximale Wirkraum mit bis zu max. 80 m ergibt sich somit für die Bauphase.

Das Projekt verursacht unterschiedfiche Wirkungen, die Verändemngen der Umwelt im
vom Vorhaben betroffenen Raum zur Folge haben können. Diese Wirkungen, die ent-
sprechend ihren Ursachen auch den verschiedenen Phasen (Bau- und Betriebsphase)
des Vorhabens zugeordnet werden können, sind Z.T. dauerhaft, Z.T. regelmäßig wieder-
kehrend und Z.T. zeitlich begrenzt.

Baubedin te Wirkfaktoren

Bei Bebauung der Fläche ist die Entfernung von Vegetation sowie Bodenbewegungen
und weitere Bautätigkeiten (Neubau von Gebäuden) zu erwarten. Während der Bauzeit
sind Beeinträchtigungen durch Lärm (v.a. durch Baumaschinen) und optische Wirkun-
gen / Licht (Bewegung durch Fahrzeuge, Maschinen und Menschen) wahrscheinlich.
Durch die veränderte Landnutzung kann es für bestimmte Arten(-gruppen) zu einem
Verlust oder einer Beeinträchtigung ihrer Lebensräume kommen. Durch die Anlage von
Baustellenstraßen, Lager- und Abstellflächen kommt es ggf. zu einer Teilversiegelung
von Boden. Durch den Einsatz schwerer Bau- und Transporterfahrzeuge kann es zu
einer Bodenverdichtung kommen. Durch die Verlegung von Z.B. Erdkabeln und Leitun-
gen sowie durch ggf. kleinräumige Geländemodetlierungen ist eine Bodenumlagerung
und -durchmischung möglich. Außerdem sind durch den Baustellenverkehr und die
Durchführung von Bauarbeiten Erschütterungen und stoffliche Emissionen zu erwarten.
Die genannten Wirkungen sind zeitlich auf die Bauphase sowie räumlich auf die nähere
Umgebung des Geltungsbereichs beschränkt.

Flächeninans ruchnahme Versie elun etc.

Durch die Anlage wird intensiv genutzte Ackerfläche überplant und zu einer Fläche für
den Gemeinbedarf entwickelt, wodurch es zu Bodenversiegelung und Habitatverlusten
kommt.

Visuelle Wirkun en Silhouetteneffekt o tische Störun en Lichtreflexe S ie elun en

Die Fläche für den Gemeinbedarf hat verschiedene visuelle und optische Wirkfaktoren
zur Folge. Zu nennen sind hier v.a. der Silhouetteneffekt (ggf. Scheucheffekt bzw. Meide-
verhalten für bestimmte Offenlandarten) sowie die Lichtreflexion an spiegelnden
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Oberflächen wie Metallkonstruktionen, Solardächer etc. (Blendwirkung, Irritationswir-
kung, Attraktionswirkung, Kollision). Angaben zu möglichen größeren Glasflächen mit
Vogelschlagkonflikt liegen nicht vor. Es wird bei der Neuanlage eines Feuerwehrstand-
orts jedoch davon ausgegangen. Betriebsbedingt werden Bewegungen von Menschen
und Fahrzeugen stattfinden.

Barrierewirkun / Zerschneidun

Ein erheblicher Lebensraumentzug durch eine Barrierewirkung bzw. Zerschneidun'i
durch das Plangebiet ist nicht zu erwarten, da es sich um eine bereits von Wohnbebau-

ung und landwirtschaftlicher Fläche eingefasste Intensivackerfläche handelt.

Emissionen

Durch die Inbetriebnahme des Plangebiets kommt es zu einer Erhöhung von Schall-,
Licht- und stofflichen Emissionen. Diese werden sich in einem Umfang abspielen, der
nicht über das übliche Niveau im allgemeinen besiedelten Raum hinausgehen wird.

Haustiere

Es ist von keiner Zunahme an Haustieren auszugeben.

Artenschutzrechtliche Konfliktanalyse

Prüfun des Eintretens der Verbote nach 44 BNatSchG

Die zutreffenden Sachverhalte werden dem Wortlaut des § 44 Abs. 1 BNatSchG stich-
wortartig gegenübergestellt.

Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten (Zugriffsverbote):

wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen,
zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen,
zu beschädigen oder zu zerstören,

. Dieses Verbot wird nicht verletzt, wenn die eventuelle Rodung von Gehölzen au-
ßerhalb der Brutzeit der Vögel stattfindet (01. März - 30. September; allgemein
gültige Regelung § 39 BNatSchG).
Sollten Gebüsche (Teile des Knicks) gerodet werden, ist zum Schutz der Hasel-
maus nach der "Maßnahme 1" des "Haselmauspapiers (LLUR 2018) vorzugehen:
Auf den Stock setzen im Herbst, Roden der Wurzeln erst ab Ende April

wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten
während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und Wanderungs-
zelten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Stö-
rung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert,

. Dieser Tatbestand wird nicht erfüllt, da die Arbeiten zur Baufeldräumung (Z.B. Ro-
düng von Gehölzen, Abschieben des Oberbodens) keine Störungen verursachen,
die nicht schon unter Nr. 1 (oben)oder Nr. 3 (unten) behandelt wird. Der Baubetrieb
führt nicht zu erheblichen Störungen der umgebenden Tierwelt der Gärten.
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Störungstatbestände nach § 44 (1) Nr. 2 BNatSchG treten durch das Bauvorhaben
für die Fledermausfauna nicht ein.

Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten
Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,

. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten von Vogelarten werden nicht beschädigt

. Potenzielle Lebensstätten von Fledermäusen werden nicht zerstört oder beschä-

digt

. Potenzielle Lebensstätten von Haselmäusen werden nicht zerstört oder beschädigt

wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen
aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstö-
ren.

. keine Pflanzenarten des Anhangs IV vorhanden.

Bei einer Verwirklichung des Vorhabens kommt es demnach nicht zum Eintreten eines
Verbotes nach § 44 Abs. 1 BNatSchG.

c) Geplante Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung sowie zum Ausgleich
nachteiliger Auswirkungen

Es ergeben sich somit aufgrund der Prüfung des Eintretens der Verbote nach
§ 44 BNatSchG folgende notwendige Maßnahmen:

. Keine Rodung von Gehölzen in der Brutzeit (01. März bis 30. September, allgemein-
gültige Regelung § 39 BNatSchG).

. Bei Gebüschrodungen ist die "Maßnahme 1" des "Haselmauspapiers" (LLUR 2018)
durchzuführen: Auf den Stock setzen im Herbst, Roden der Wurzeln erst ab Ende

April.

d) Geplante Maßnahmen zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen

Es sind keine Maßnahmen zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen notwendig.

7.3.7 Schutzgut Pflanze

a) Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des Umweltzustandes

Zur Beschreibung der Biotop- und Nutzungsstruktur im Plangebiet wurde Ende Mai 2024
eine Bestandsaufnahme der Biotop- und Nutzungstypen1 6 auf Grundlage des aktuellen

Kartierschlüssels des Landesamtes für Natur und Umwelt des Landes Schleswig-Hol-
stein (Stand: April 2024) durchgeführt. Die Ergebnisse sind im Lageplan "Biotop- und
Nutzungstypen" dargestellt. Im Zuge des Verfahrens wurde die Bestandsaufnahme der
Biotop- und Nutzungsstruktur im Juli 2024 plausibilisiert. Dabei wurde die Kartierung
auch an die neue rechtliche Grundlage - Kartieranleitung und erläuterte Standardliste
der Biotoptypen Schleswig-Holsteins (Stand: August 2024) - angepasst.

16 PROKOM Stadtplaner und Ingenieure GmbH: Gemeinde Ratekau, Bebauungsplan Nr. 109, Bestand
Biotop- und Nutzungstypen, Stand 29.05.2024
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Nachfolgend werden zunächst die innerhalb des Untersuchungsgebietes vorkommen-
den Biotoptypen beschrieben, anschließend wird der vorhandene Bestand hinsichtlich
seiner Bedeutung mittels Biotopwertstufen bewertet.

Bestand

Das Plangebiet liegt am südwestlichen Ortsrand der Dorfschaft Offendorf, südlich der
Straße Seekamp. Den größten Flächenanteil im Plangebiet nimmt eine intensiv bewirt-
schattete Ackerfläche ein, die Richtung Süden und Westen außerhalb des Plangeltungs-
bereiches fortläuft. Östlich des Ackers befindet sich ein durch einen Redder gesäumter
Feldweg. Entlang der Straße Seekamp wurde eine Allee angelegt, die jedoch im Bereich
des Plangebietes lediglich als einseitige Baumreihe vorhanden ist.

Gehölzbestände

Im Plangebiet befindet sich seitlich der Zufahrt zum Acker eine Ulme, deren Krone be-
reits abgestorben ist. Die Blätter treiben zwar im unteren Bereich des Hauptstammes
wieder aus, dennoch ist dem Einzelbaum eine schlechte Vitalität zuzuschreiben.

Im Untersuchungsgebiet sind drei Knicks vorhanden, von denen zwei Knicks einen Red-
der (HWy/hr) entlang eines Feldweges bilden. Der Redder liegt im östlichen Randbereich
des Plangebietes. Beide Knickwälle des Redders sind stabil ausgeprägt und sowohl flä-
chig als auch überwiegend dicht bewachsen. Die Artenzusammensetzung beider Knicks
ist nahezu identisch: Feld-Ahorn, Hasel, Weiden, Schlehen und Hunds-Rose. Während

im östlichen Knick bereits Uberhälter aus bspw. Eberesche im nördlichen Bereich begin-
nen und in geregelten Abständen vorkommen, sind die Uberhälter (z.B. Ulmen) des
westlich des Feldweges gelegenen Knicks eher im südlichen Randbereich des Untersu-
chungsgebietes vorhanden. Der westliche Knick des Redders weist im südöstlichen
Randbereich des Plangebietes eine Lücke ohne Gehölze als Bewuchs auf. Hier ist le-
diglich eine Ruderalflur vorhanden, sodass der Knickabschnitt als Knickwall ohne Ge-
holze (HWo) im Bestandsplan dargestellt ist.

Zwischen der Ackerfläche und der nördlich angrenzenden Straße Seekamp befindet sich
eine Baumreihe aus heimischen Laubbäumen (HRy, Winter-Linden), welche in westliche
Richtung in eine Allee heimischer Baumarten (HAy) beidseitig der Straße übergeht.

Landwirtschaftliche Flächen

Der Acker im Plangebiet ist mit Getreide bestanden und wird intensiv bewirtschaftet
(AAy). Östlich des Plangebietes, sowie östlich des Redders befindet sich ein weiterer
Intensivacker. Dieser wird in nördlicher Richtung durch einen Knick von einem mäßig
artenreichen Wirtschaftsgrünland (GYy) abgegrenzt. Das Wirtschaftsgrünland liegt au-
ßerhalb des Plangebietes und ist eingezäunt. Als Arten dominieren vor allem das Wollige
Honiggras (Holcus lanatus) und verschiedene Trespen {Bromus hordeaceus und Bro-
mus sterilis). Als Krauter und Stauden befinden sich Z. B. Scharfer Hahnenfuß (Ranuncu-
lus acris), Wiesenkerbel {Anthnscus sylvestris) und Wiesen-Sauerampfer (Rumex ace-
tosa) innerhalb des Grünlandes.

77



Bebauungsplan Nr. 109 der Gemeinde Ratekau

Ruderalbewuchs

In ungenutzten Randbereichen, wie entlang der Knicks und teilweise zwischen den Bäu-
men der Baumreihe befindet sich ruderaler Bewuchs, der häufig durch Nitrophyten ge-
prägt wird. So unterscheiden sich die Ruderalfluren im Untersuchungsgebiet lediglich
nach ihrem Anteil an Stauden und Nitrophyten, v.a. Brennnessel (Urtica dioica). In man-
chen Bereichen, wie Z.B. östlich des Feldweges bis zum Knickfuß ist eine Trennung aus
ruderalen Staudenfluren frischer Standorte (RHm) und Nitrophytenfluren (RHn) kaum
möglich, da die Flächenabgrenzungen sehr kleinteilig sind. Zumeist bestehen die rudera-
len Staudenfluren frischer Standorte im Untersuchungsgebiet aus folgenden Arten:
Knäuelgras (Dactylis glomerata}, Klettenlabkraut (Galium aparine), Wiesenkerbel (Anth-
r/scus sylvesths), Wiesen-Löwenzahn (Taraxacum ofTicinale), Wiesenrispengras (Poa
pratensis). Giersch (Aegopodium podagraria), Wiesen-Sauerampfer (Rumex acetosa),
Wiesen-Bärenklau (Heracleum sphondylium), Purpurrote Taubnessel (Lamium purpu-
reum}, Echter Nelkenwurz (Geum urbanum), Strahlenlose Kamille (Matricaria dis-
coidea), Hecken-Kälberkropf (Chaerophyllum temulum) und in geringem Anteil auch
Brennnessel (Urtica dioica).

Nördlich des Ackers im Plangebiet sind auch Ruderalfluren vorhanden, die durch den
Aufwuchs von Sträuchern, wie Weißdorn und Feld-Ahorn verbuschen (/gb).

Graben

Zwischen dem Feldweg und dem westlich des Feldweges gelegenen Knicks befindet
sich eine Entwässerungsmulde bzw. ein zeitweise wasserführender Graben (FGt). Die-
ser wird von einem Straßenbegleitgrün ohne Gehölze überlagert.

Siedlun s- und Verkehrsflächen sowie be leitende Bioto e

Zum Zeitpunkt der Bestandsaufnahme war innerhalb der Ackerfläche im Plangebiet eine
Baustelle (SXn) mit abgeschobenem Boden, Materiallager und einer ausgekofferten Flä-
ehe vorhanden. Wenn die Baustelle fertig gestellt ist und die Rohre verlegt wurden, ist
dieser Bereich wieder dem Acker zuzuordnen.

Die Straße Seekamp im nördlichen Bereich des Untersuchungsgebietes sowie der Feld-
weg im östlichen Randbereich sind durch Asphalt geprägt und werden dementsprechend
den vol [versiegelten Straßenverkehrsflächen (SVs) zugeordnet. Angrenzend an die
Fahrbahn der Straße Seekamp sowie einseitig des Feldweges befinden sich wiesenartig
ausgeprägte Säume, die als Straßenbegleitgrün ohne Gehölze (SVo) zu benennen sind.
Weiterhin grenzen an die Fahrbahn und den wiesenartigen Saum auch Gehölze. Sofern
der Anteil an Bäumen größer als 5% ist, wird der Bereich dem Straßenbegleitgrün mit
Bäumen (SVh) zugeordnet, wie hier im nordöstlichen Ubergangsbereich der Straße in
den Feldweg. Das Straßen begleitgrün mit Bäumen besteht überwiegend aus Hainbuche
und Weiden, gemischt mit Eberesche, Hunds-Rose und Holunder. Im Gegensatz dazu
befindet sich unterhalb der Baumreihe aus Winter-Linden, südlich der Straße Seekamp
ein Straßenbegleitgrün mit Gebüschen, die häufig zurückgeschnitten werden und deren
Wuchshöhe dementsprechend niedrig ist. Als Sträucher sind hier Weißdorn, Feld-Ahom
und Hunds-Rose zu nennen.
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Die Zufahrten vom Feldweg zu den Ackerflächen sind durch das häufige Befahren na-
hezu vegetationslos und werden im Bestandspan als unversiegelte Wege/Flächen (SVu)
gekennzeichnet.

Im nordöstlichen Randbereich des Untersuchungsgebietes führt ein Weg um das abge-
zäunte Grünland. Dieser Bereich wird häufig gepflegt, sodass sich hier eine arten- und
strukturarme Rasenfläche (SGr) ausgebildet hat. Die Rasenfläche besteht überwiegend
aus: Deutschem Weidelgras (Lolium perenne), Wiesenrispengras (Poa pratensis), Weiß-
Klee (Trifolium repens), Gänseblümchen (Bellis perennis} und Spitzwegerich (Plantago
lanceolata).

Bewertun

Für die naturschutzfachliche Bewertung der Biotop- und Nutzungstypen werden fol-
gende, allgemein gebräuchliche naturschutzfachliche Kriterien herangezogen:

. Grad der Natumähe,

. Vorkommen seltener Arten,

. Gefährdung bzw. Seltenheit,

. Vollkommenheit und

. zeitliche Ersetzbarkeit bzw. Wiederherstellbarkeit.

Anhand dieser Kriterien erfolgt eine Einstufung der im Untersuchungsgebiet festgestell-
ten Biotoptypen, Für die Einstufung wird eine Skala zu Grunde gelegt, die sechs Wert-
stufen von 0 "ohne Biotopwert" bis 5 "sehr hoher Biotopwert" umfasst.

Wertstufe Definitionen / Kriterien

sehr hoher Biotopwert:
sehr wertvolle, naturnahe Bio-

5 toptypen, Reste der ehemaligen
Naturiandschaft mit vielen selte-
nen oder efährdeten Arten

hoher Biotopwert:
natumahe Biotoptypen mit wert-
voller Rückzugsfunktion, extensiv
oder nicht mehr genutzt; Gebiet
mit lokal herausragender Bedeu-
tung für den Arten- und Bio-
topschutz

Biotoptypen

im Untersuchungsgebiet nicht
vorhanden

Redder

' Allee aus heimischen Laubbäu-
men

Schutzstatus

§21 (1) Nr. 4
LNatSchG i. V. m. §
30 (2) BNatSchG

§21(1) Nr. 3
LNatSchG i.V.m. §
30 (2) BNatSchG

mittlerer Biotopwert:
relativ extensiv genutzte Biotopty-
pen innerhalb intensiv genutzter
Räume mit reicher Strukturierung,
hoher Artenzahl und einer, beson-
ders in Gebieten mit hohem Anteil
von Arten der Wertstufe 4, hohen
Rückzugs- und/oder Vemetzungs-
funktion; Gebiet mit lokaler Be-
deutung für den Arten- und Bio-
topschutz

Typischer Knick

Knickwall ohne Gehölze

. Baumreihe aus heimischen
Laubbäumen

. Straßenbegleitgrün mit Gehöl-
zen

. Sfraßenbegleitgrün mit Gebü-
sehen

. Ruderale Staudenflur frischer
Standorte

§21 (1)Nr.4
LNatSchG i.V.m. §
30 (2) BNatSchG
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Wertstufe Definitionen / Kriterien

niedriger Biotopwert:
Nutzflächen oder Biotoplypen mit
geringer Artenvielfalt, die Bewirt-
schaftungsintensität überiagert

2 die natürlichen Stendorteigen-
schaften. Vorkommen nur noch
weniger standortspezifischer Ar-
ten; Lebensraum für euryöke Ar-
ten

sehr niedriger Biotopwert:
Biotoptypen ohne Rückzugsfunk-
tion, intensiv genutzt, mit überall
schnell ersetzbaren Stmkturen;
fast vegetationsfreie Flächen, ext-
rem artenarm bzw. lediglich für ei-
nige wenige euryöke Arten von
Bedeutun

ohne Biotopwert:

0 überbaute oder vollständig versie-
elte Flächen

Biotoptypen

Mäßig artenreiches Wirt-
schaftsgriinland

Straßenbegleitgrün ohne Ge-
holze, Wegrain

Zeitweise wasserführender
Graben

. Intensivacker

. Nitrophytenflur

. Arten- und stmkturarmer Rasen

. UnversiegelterWeg/Fläche

Vollversiegelte Verkehrsfläche

Baustelle

Schutzstatus

Tab. 14: Bewertung der Biotoptypen PROKOM Stadtplaner und Ingenieure Gmbh)

Im Plangebiet befinden sich mit Ausnahme des Knicks, der einem Redder angehört,
keine weiteren gesetzlich geschützten Biotope. Im Untersuchungsgebiet befindet sich
darüber hinaus der zweite Knick des Redders und eine Allee mit heimischen Laubbäu-

men, welche gesetzlich geschützt sind.

Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie kommen im Untersuchungsgebiet
nicht vor. Aufgrund der speziellen Standortansprüche der Arten: Apium repens (Krie-
chender Scheiberich) (Feuchtwiesen, Ufer), Luronium natans (Schwimmendes Frosch-
kraut) (Gewässerpflanze), Oenanthe conioides (Schieriings-Wasserfenchel) (Süßwas-
serwatten), Hamatocaulis vernicosus (Firnisglänzendes Sichelmoos) (Moore, Nasswie-
sen, Gewässerufer) ist ein Vorkommen im Untersuchungsgebiet ausgeschlossen.

Voraussichtliche Entwicklun bei Nichtdurchführun der Planun

Die Fläche wird sich voraussichtlich unter unveränderten Nutzungsvoraussetzungen wie
bislang weiterentwickeln.

b) Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der
Planung

Durch den parallel in der Aufstellung befindlichen Bebauungsplan Nr. 109 wird die Uber-
bauung einer landwirtschaftlich intensiv genutzten Ackerfläche mit niedrigem Biotopwert
vorbereitet. Gleiches gilt für die in der Biotoptypenkartierung als Baustelle (SXn) und die
Ackerzufahrt (SVu) dargestellten Flächen. Auch diese Flächen haben einer sehr niedri-
gen bzw. gar keinen Biotopwert.

Für die Aufweitung der Straße sowie für die Anlage der Zufahrt werden zudem Teil eines
Straßenbegleitgrüns ohne Gehölze (SVo - niedriger Biotopwert) und ein ca. 35, 0 m lan-
ges Teilstück eines Knicks sowie ein schmaler Streifen Nitrophenflur (RHn - sehr nied-
riger Biotopwert) und ca. 30, 0 m des parallel zum Knick verlaufenden Grabens (FGt -
niedriger Biotopwert) überplant.
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Die von der Planung unberührten Bereich des Knicks werden auf Ebene der verbindli-
chen Bauleitplanung gesichert. Gleiches gilt für die Baumreihe am nördlichen Rand des
Plangebietes parallel zur Kreisstraße 15.

Zum Ausgleich der Eingriffe in die geschützten Knickstrukturen ist auf Ebene der ver-
bindlichen Bauleitplanung die Anlage eines neuen Knicks an der westlichen und süd-
westlichen Kante des Plangebietes vorgesehen. Davon abgesehen sind durch die Um-
Setzung der Planungen der 36. Änderung des Flächennutzungsplanes sowie der Auf-
Stellung des Bebauungsplanes Nr. 109 der Gemeinde Ratekau keine streng geschützten
Pflanzenarten und keine gesetzlich geschützten Biotope betroffen. Insgesamt sind über-
wiegend Biotoptypen mit einer geringen naturschutzfachlichen Bedeutung durch die Pla-
nung betroffen, wodurch weitere Ausgleichsmaßnahmen nicht notwendig werden.

c) Geplante Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung sowie zum Ausgleich
nachteiliger Auswirkungen

Zur Minimierung der Auswirkungen sind nach Beendigung der Bauphase die im Zuge
der Arbeiten befahrenen unversiegelten Böden wieder tiefgründig aufeulockern und ge-
maß den Festsetzungen des Bebauungsplanes zu entwickeln.

Vermeid ungsmaßnah men

. Bei Baumaßnahmen in der Nähe

von Bäumen sind die Bäume wäh-

rend der Baudurchführung vor Be-
einträchtigungen gemäß DI N 18920
zu schützen (Schutzabgrenzungen,
Baumschutz, je nach Bedarf). Kro-
nentraufbereiche sind nicht zu be-

fahren, Bodenmassen und anderes

Baumaterial darf in den Kronentrauf-

bereichen nicht gelagert werden.
Gehölzschnitte und andere erforder-

liche Maßnahmen der Baumpflege
erfolgen nach den Empfehlungen
der ZTV-Baumpflege

. Erhaltung des Knicks und Festset-
zung eines Knickschutzstreifens

. Erhaltung des Baumbestandes unter
Berücksichtigung der geplanten Ent-
Wicklung

. Anpflanzung Blumenwiese

. Anpflanzung Gehölzstreifen

Auswirkung

. Schutz nachteiliger Auswirkungen auf den Einzel-
bäum- und Gehölzbestand

Langfristige Sicherung und Schutz des Knicks

Langfristiger Erhalt des Baumbestandes. Rechtli-
ehe Sicherung des Ausgleiches bei Verlust.

Gleichmäßige Begrünung und Lebensraum

Gleichmäßige Begrünung und Lebensraum

Tab. 15 Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen des SchutEgutes Pflanze
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d) Geplante Maßnahmen zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen

Der Ausgleich für das Schutzgut Pflanze erfolgt tlw. multifunktionat mit dem erforderli-
chen Ausgleich für das Schutzgut Boden und setzt sich insgesamt aus mehreren Bau-
steinen zusammen.

Gemäß den Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz17 gilt folgendes Ausgleichs-
grundsatz für Knicks: Nach den gesetzlichen Bestimmungen in § 15 Abs. 2 S. 2
BNatSchG ist die Beeinträchtigung dann ausgeglichen, wenn und sobald die beeinträch-
tigten Funktionen des Naturhaushaltes in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und
das Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist. Der
Ausgleich erfolgt durch die Neuanlage eines Knicks oder Redders oder durch Knickver-
legung einreihig oder zu einem Redder. Wird zum Ausgleich der Rodung eines Knicks
ein neuer Knick angelegt, so hat der Ausgleich im Verhältnis 1:2 zu erfolgen.

Im Rahmen der Umsetzung des Bebauungsplanes Nr. 109 kommt es zur Entfernung von
insgesamt 35,0 m eines bestehenden Knicks im Osten des Plangebietes. Zum Ausgleich
dieses Eingriffes wird die Neuanlage einer Knickstmktur in einem Umfang von 70, 0 m
erforderlich.

Um das Plangebiet in die vorhandene Landschaft einzubinden, sowie zur Stärkung des
Biotopverbundes, ist die Anlage eines neuen Knicks entlang der westlichen und süd-
westlichen Plangebietskante vorgesehen. Die Neuanlage umfasst 136,0 m. Zudem soll
eine vorhandene Lücke in dem Bewuchs des Bestandsknicks (HWo) mit der Anpflan-
zung von knicktypischen Gehölzen geschlossen werden. Gemäß der Bestandskartie-
rung beträgt die Lücke in dem Knickbewuchs 5,0 m.

Damit ergibt sich folgendes Gesamtbild im Hinblick auf die Bilanzierung des Schutzgutes
Pflanze:

Ma&nahme

Knick (Rodung)

Maßnahme

Knick (Neuanlage)

Ergebnis

Umfang (in m) Ausgleichsfaktor Ausgleichserfordernis

35,0 1 :2
in m

70,0

Umfang (in m) Anrechenbarkeit Kompensationsumfang
(in m

136, 0 1 : 1 136.0

+66,0

Tab. 16 Knickbilanzierung

Im Ergebnis zeigt sich so, dass durch die im Bebauungsplan festgesetzte Knickneuan-
läge die Eingriffe in den bestehenden Knick ausgeglichen sind. Darüber hinaus besteht
ein Uberschuss an Knickneuanlagen in einem Umfang von 66,0 m. Diesen Uberschuss
bevorratet die Gemeinde als Ausgleich für Eingriffe aus anderen Verfahren.

17 MELUR (2017): Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz, Kiel, 20. 01. 2017
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7.3.8 Schutzgut Biologische Vielfalt

a) Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des Umweltzustandes

Die Biologische Vielfalt umfasst, neben der Vielfalt an verschiedenen Tier- und Pflan-
zenarten, auch die genetische Vielfalt sowie die Vielfalt der Lebensräume. Gerade na-
turnah ausgeprägte Grünflächen und Gehölze verbessern das Lebensraumangebot für
heimische Tier- und Pflanzenarten und leisten dadurch einen Beitrag zur biologischen
Vielfalt.

Gleichzeitig tragen diese Flächen zum Schutz von Grund- und Oberflächenwasser bei,
schützen den Boden, wirken sich positiv auf die Luftqualität und das Lokalklima und das
Stadt- und Landschaftsbild aus.

Vielfalt der Tier- und Pflanzenarten

Die Vielfalt der Tier- und Pflanzenarten wird innerhalb der Schufczgüter Tiere (Arten- und
Lebensgemeinschaften) und Pflanzen (Arten- und Lebensgemeinschaften) detailliert be-
schrieben.

Vielfalt der Lebensräume

Das Plangebiet liegt im Naturraum Östliches Hügelland in Schleswig-Holstein Der Gel-
tungsbereich des Bauleitplans liegt nicht innerhalb eines Schutzgebietes. Die nächstge-
legenen Schutzgebiete sind in ca. 3.000 m Entfernung das FFH-Gebiet DE 2030-328
"Schwartautal und Curauer Moor^ und das FFH-Gebiet DE 2030-351 "Waldhusener

Moore und Moorsee". 3. 500 m nördlich liegt das FFH-Gebiet DE 2030-30 "NSG Aalbek-
Niederung".

Aufgrund der großen Entfernung zu den genannten Schutzgebieten, kann davon ausge-
gangen werden, dass diese nicht beeinträchtigt werden. Weitere für die Umweltprüfung
relevante Schutzgebiete befinden sich nicht in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet.

Voraussichtliche Entwicklun bei Nichtdurchführun der Planun

Die Fläche wird sich voraussichtlich unter unveränderten Nutzungsvoraussetzungen wie
bislang weiterentwickeln.

b) Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der
Planung

Mit der Umsetzung der Planung wird eine Fläche entwickelt, die von drei Seiten durch
bestehende landwirtschaftliche Flächen Offendorfs gesäumt wird. Beeinträchtigungen
der genannten Schutzgebiete sind jedoch aufgrund der großen Entfernung zu der ge-
planten baulichen Entwicklunc) nicht abzuleiten.

Vielfalt der Tier- und Pflanzenarten

Die Vielfalt der Tier- und Pflanzenarten wird innerhalb der Schutzgüter Tiere (Arten- und
Lebensgemeinschaften) und Pflanzen (Arten- und Lebensgemeinschaften) detailliert be-
schrieben.
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Vielfalt der Lebensräume

Durch die Umsetzung der Planung kommt es zu einer Umstmkturierung der vorhande-
nen Lebensräume. So wird die Entwicklung der landwirtschaftlichen Fläche hin zu einer
Fläche für Gemeinbedarfdie Ausgangsbedingungen für die biologische Vielfalt durch die
Reduzierung des Strukturreichtums negativ beeinflussen.

Es ist festzustellen, dass durch den teilweisen Erhalt der Knickstrukturen sowie die Neu-

anläge mit vorgelagerten Knickschutzstreifen, die Verbundstmktur innerhalb und zu den
umliegenden Flächen erhalten bzw. fördern wird.

Der geplante Bau der Feuerwehr im Plangeltungsbereich ist für den Erhaltungszustand
der o.g. FFH-Gebiete und des EU-Vogelschutzgebietes nicht relevant. Eine Verschlech-
terung des Erhaltungszustandes der FFH-Gebiete und des EU-Vogelschutzgebietes so-
wie der Arten durch die geplanten Veränderungen der Habitatausstattung im Plangel-
tungsbereich ist nicht ableitbar. Denkbare Fernwirkungen durch den Bau von Gebäuden
und dem Verkehr treten auf die Distanz von mindestens 3.000 m nicht in Erscheinung.

c) Geplante Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung nachteiliger Auswir-
kungen

Minimierungsmaßnahme

. Fläche für Eingrünung

Auswirkungen

. Landschaftliche Einbindung des Feuerw'ehrstand-
orts durch Eingrünung

Tab. 17 Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen Schutzgut Biologische Vielfalt

d) Geplante Maßnahmen zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen

Es sind keine Maßnahmen zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen erforderlich.

7.3.9 Schutzgut Landschafts- und Ortsbild

a) Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des Umweltzustandes

Unter dem Schutzgut Landschafts- und Ortsbild wird das Landschaftsbild als äußere Er-
scheinungsform von Natur und Landschaft ebenso erfasst, wie der Bestandteil des Na-
turhaushaltes, der den Lebensraum für Menschen, Pflanzen und Tiere bildet, da Lebens-

formen und Lebensräume wesentlich zu den Eindrücken der Betrachter beitragen.

Das Landschaftsbild ergibt sich aus dem Zusammenwirken flächiger, linienartiger und
punktueller Landschaftselemente, die entweder natürlichen oder anthropogenen Ur-
Sprungs sind oder als Element der Kulturlandschaft wie Z.B. Knicks und Hecken Natur-
nähe vermitteln.

Weithin sichtbare Landschaftselemente können das Landschaftsbild positiv prägen oder
negativ beeinträchtigen. Letzteres ist dann der Fall, wenn sie überdimensioniert wirken
und in Formgebung, Material und Farbe nicht der naturraumtypischen Eigenarten ent-
sprechen.

Bei dem Plangebiet handelt es sich um eine intensiv genutzte Ackerfläche die nördlich
von einer Baumreihe und östlich von einem Redder begrenzt wird. Darüber hinaus gren-
zen in nördlich bzw. östliche Richtung die Siedlungsflächen von Offendorf mit Hofstellen
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und dazugehörigen landwirtschaftlichen Flächen sowie Wohnhäuser mit angrenzenden
Gartengrundstücken an.

Ertebbarkeit

Die Erlebbarkeit des Landschaftsraums wird wesentlich durch Zugänglichkeit, Einseh-
barkeit und die Möglichkeit zur Wahrnehmung von Ausblicken geprägt. Vor diesem Hin-
tergrund ist das Erholungspotenzial des Plangebietes als sehr gering einzustufen, da die
aktuell landwirtschaftlich als Acker genutzte Fläche nicht für Erholungszwecke zur Ver-
fügung steht und weder betreten noch aktiv genutzt wird. Damit besitzt das Plangebiet
selbst nur eine geringe Bedeutung für die örtliche Erholung.

Für die landschaftliche Wahrnehmung von außen bestehen jedoch gewisse Potenziale:
Entlang der K 15 verläuft auf der dem Plangebiet abgewandten Seite ein ausgebauter
Fuß- und Radweg, der Einblicke in den Landschaftsraum ermöglicht. Zudem bietet der
östlich angrenzende Feldweg - trotz seiner einfachen Ausbaustufe und fehlender ge-
sonderter Geh- oder Radverkehrsanlagen - aufgrund der geringen Verkehrsintensität
eine funktionale Option für Fuß- und Radverkehr. Über diese Wegeverbindungen liegt
das PSangebiet auf dem Weg zu landschaftlich attraktiveren Bereichen in der Umgebung
die tatsächliche Erholungsfunktionen bereitstellen. Somit kommt dem Plangebiet vor al-
lern eine Durchgangs- bzw. Transitfunktion innerhalb des lokalen Wegenetzes zu.

Voraussichtliche Entwicklun bei Nichtdurchführun der Planun

Unter Berücksichtigung einer weiterhin intensiven Nutzung des Ackers würde sich das
Landschaftsbild voraussichtlich unter unveränderten Nutzungsvoraussetzungen wie bis-
lang weiterentwickeln.

b) Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der
Planung

Durch die geplante Entwicklung eines Feuerwehrstandortes ergeben sich geringfügige
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes. Eingriffe in das Schutzgut Landschaft kön-
nen venringert werden, wenn die linienhaften landschaftsbildprägenden Stmkturen erhal-
ten bleiben. Maßgebliche Strukturen in diesem Sinne sind die Baumreihe an der nördli-
chen Grenzen des Plangebietes, sowie der Knick bzw. Redder im Osten des Plangebie-
tes. Die Baureihe wird auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung zum Erhalt festge-
setzt und damit planungsrechtlich gesichert. Der westliche Knick des Redders wird auf
einer Länge von ca. 35,0 m zugunsten der Zufahrt zurückgenommen. Die restlichen Flä-
chen des Knicks werden plangebietesseitig durch einen Knickschutzstreifen geschützt.
Eine bestehende Lücke innerhalb des Knickbewuchses soll wieder aufgeforstet werden.
Zudem werden auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung Festsetzungen getroffen,
die für eine linienhaften Eingrünung des Plangebietes entlang der westlichen bzw. süd-
westlichen Plangebietskante sorgen. Hier ist auf einer Länge von 136,0 m die Anlage
eines neuen 3,5 m breiten Knicks inkl. eines 3,0 breiten Knickschutzstreifens vorgese-
hen.

85



Bebauungsplan Nr. 109 der Gemeinde Ratekau

Bau hase

Im Zuge der baulichen Umsetzung des Vorhabens sind temporäre Einschränkungen der
Sichtbeziehungen durch das Aufstellen von Baufahrzeugen und -kränen möglich. We-
sentliche Auswirkungen auf die Landschaft sind jedoch nicht zu erwarten.

Nutzun sbedin te Entwicklun en

Das grundsätzliche Ziel der Bauleitplanung bedeutet eine umfassende Veränderung des
Charakters und der Gestalt der Fläche. Der geplante Feuerwehrstandort stellt jedoch
eine Erweiterung der bestehenden Siedlungsstruktur dar und die zu erwartenden Verän-
derungen werden durch die Anlage einer Fläche für Eingrünung zur freien Landschaft
hin abgemildert.

c) Geplante Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung nachteiliger Auswir-
Rungen

Der Bebauungsplan trifft unterschiedliche Festsetzung zur Sicherung der Einbindung in
das Landschaftsbild. Hierbei werden Regelungen zum Maß der baulichen Nutzung durch
die Festsetzung einer Grundflächenzahl und die zeichnerische Festsetzung von Bau-
grenzen sowie Höhenfestsetzungen getroffen.

Vermeidungsmaßnahmen

. Festsetzungen zum Maß der
baulichen Nutzung

. Festsetzung von Baugrenzen

. Höhenbeschränkung

Minimierungsmaßnahme

. Fläche für Eingrünung / Dachbegrü-
nung

Auswirkungen

. Definition und Sichemng der geplanten Bebau-
ung unter Berücksichtigung des städtebaulichen
und hochbaulichen Konzeptes.

Auswirkungen

. Landschaftliche Einbindung durch Eingrünung

. Minimierung der Sichtbeziehungen

Tab. 18 Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen für das Schutzgut Landschafts- und Orts-
bild

d) Geplante Maßnahmen zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen

Unter Berücksichtigung der genannten Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen
sind keine Maßnahmen zum Ausgleich erheblich nachteiliger Auswirkungen auf das
Schutzgut Landschaft und Ortsbild erforderlich.

7. 3. 10 Schutzgut Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter

a) Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des Umweltzustandes

Innerhalb und angrenzend an das Plangebiet befinden sich keine baulichen Denkmale
oder Kulturdenkmale. Jedoch befindet sich das Plangebiet im Archäologischen Interes-
sensgebiet Nr. 9.
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Voraussichtliche Entwicklun bei Nichtdurchführun der Planun

Die Fläche wird sich voraussichtlich unter unveränderten Nutzungsvoraussetzungen wie
bislang weiterentwickeln.

b) Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der
Planung

Da keine Kultur- oder Sachgüter im Plangebiet bekannt sind, kann keine voraussichtliche
Entwicklung benannt werden. Für das Archäologische Interessensgebiet sind keine ne-
gativen Folgen abzuleiten.

c) Geplante Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung nachteiliger Auswir-
kungen

E ; sind keine Maßnahmen zur Vermeidung und Verringemng nachteiliger Auswirkungen
für die Schutzgüter des kulturellen Erbes und sonstiger Sachgüter erforderlich.

d) Geplante Maßnahmen zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen

Es sind keine Maßnahmen zum Ausgleich für die Schutzgüter des kulturellen Erbes und
sonstiger Sachgüter erforderlich.

7.3.11 Schutzgut Mensch und menschliche Gesundheit

a) Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des Umweltzustandes

Bei der Beurteilung der Bestandssituation des Schutzgutes Mensch werden in erster Li-
nie die Gesundheit und das Wohlbefinden des Menschen im Sinne der Grunddaseins-

funktion betrachtet.

Wohn- und Wohnumfeld-Funktionen

Im Geltungsbereich der Andemng des Flächennutzungsplanes dominiert die landwirt-
schaftliche Nutzung in Form von Ackerbau. Nördlich und östlich des Plangebietes schlie-
ßen die Siedlungsflächen von Offendorf mit landwirtschaftlichen Hofstellen und Wohn-
nutzungen ai!

Erholun

Auf das Erholungspotential der Landschaft wird unter dem Schutzgut Orts- und Land-
schaftsbild eingegangen. Bei den Flächen des Plangebietes handelt es sich aktuell um
private Flächen, die für die Öffentlichkeit nicht zugänglich sind.

Immissionen Lärm Staub Geruch

Aufgrund der angrenzenden landwirtschaftlichen Betriebe im Norde i sowie landwirt-
schaftlicher Flächen im Westen bzw. Süden, ist durch dessen ordnungsgemäße Nut-
zung mit zeitweise auftretenden Staub-, Geruchs- und Lärmbelastungen innerhalb des
Plangebietes zu rechnen.

Zudem grenzt nördlich an das Plangebiet die Kreisstraße 15 / Seekamp an. Aufgrund
der geringen Verkehrsstärken auf der Kreisstraße sind jedoch keine Überschreitungen
der einschlägigen Grenzwert zu erwarten.
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Seveso 111-Richtlinie

Die im Juli 2012 neu gefasste Richtlinie 2012/18/EU ("Seveso lll-Richtlinie") dient der
Beherrschung von Gefahren bei schweren Unfällen mit gefährlichen Stoffen. Diese mit
der Störfallverordnung von März 2017 in deutsches Recht umgesetzte Richtlinie regelt
wesentlich die Pflichten von Betreibern besonders gefahrenrelevanter Industrieanlagen,
d.h. solcher Anlagen, in denen mit gefährlichen Stoffen (z. B. sehr giftige oder giftige
Stoffe oder entzündliche Flüssigkeiten) in größeren Mengen umgegangen wird (Störfall-
anlagen). Dies sind beispielsweise Anlagen der chemischen Industrie, der Petrochemie
oder Lageranlagen für brennbare Flüssigkeiten. Der Vollzug dieser Verordnung erfolgt
insbesondere durch die Uberwachungsbehörden, die den für den Umweltschutz zustän-
digen Landesministerien nachgeordnet sind.

In Artikel 13 der Seveso lll-Richtlinie ("Land-use-planning") ist eine Vorgabe enthalten,
die über ein Abstandsgebot zwischen einer Störfallanlage und verschiedenen Umge-
bungsnutzungen wie Wohnbebauung oder öffentlich genutzten Gebäuden auf Verfahren
der Bauleitplanung Einfluss nimmt. Diese Vorgaben sind sowohl bei der Errichtung bzw.
Änderung von Störfallbetrieben als auch bei neuen Entwicklungen in der Nachbarschaft
bestehender Betriebe zu berücksichtigen.

In der Gemeinde Ratekau selbst gibt es keinen Betrieb, der unter die Störfallverordnung
fällt. Der nächstgelegenen Betrieb, der im Überwachungsplan nach der Störfallverord-
nung des Landes Schleswig-Hotstein gelistet wird, ist die UTM Umwelt-Technik-Metall-
recycling GmbH in Lübeck-Kücknitz. Der Betriebsbereich befindet sich rund 5, 5 km vom
Plangebiet entfernt. Auswirkungen auf das Vorhaben sind aufgrund der großen Distanz
zum Plangebiet nicht zu erwarten.

Ziel der 36. Änderung des Flächennutzungsplans und des Bebauungsplans Nr. 109 ist
die Entwicklung eines neuen Standortes für die Freiwillige Feuerwehr. Die Zulässigkeit
eines Störfallbetriebes im Plangeltungsbereich ist mit der vorliegenden Planung nicht
gegeben.

Es kann somit davon ausgegangen werden, dass derzeit keine Betriebe, die unter die
Störfallverordnung fallen, auf die Planung einwirken und von der Planung auch keine
derartigen Auswirkungen auf benachbarte Schutzgebiete ausgehen.

Voraussichtliche Entwicklun bei Nichtdurchführun der Planun

Die Fläche wird sich voraussichtlich unter unveränderten Nutzungsvoraussetzungen wie
bislang weiterentwickeln.

b) Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der
Planung

Bau hase

Es kann während der Bauphase zeitweise zu unvermeidbaren Immissionen wie Bau-
lärm, Staub- oder Erschütterungseinwirkungen kommen. Diese Beeinträchtigungen sind
mit der Durchführung von Bauvorhaben typischerweise verbunden und im Rahmen des
Zumutbaren gemäß den geltenden gesetzlichen hinzunehmen. Es wird darauf hingewie-
sen, dass entsprechende Schutzmaßnahmen nach dem Stand der Technik vorgesehen
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sind, um die Auswirkungen für die Anwohner*innen sowie angrenzende Nutzungen so
gering wie möglich zu halten.

Wohn- und Wohnumfeld-Funktionen

Die Wohn- und Wohnumfeldfunktion profitiert durch die Bereitstellung eines Feuerwehr-
Standorts, die der Versorgung und der Sicherheit der Gemeinde dient. Gleichwohl sin l
durch ausrückende Einsatzfahrzeuge mit Blaulicht und Martinshorn kurzzeitige Beein-
trächtigungen des Wohnumfeldes verbunden. Diese sind jedoch auf Grundlage der gel-
tenden Sonderrechte für Einsatzfahrzeuge hinzunehmen.

Erholun

Bei den Flächeii des Plangebietes handelt es sich weiterhin um private Flächen, die für
die Öffentlichkeit nicht zugänglich sind.

Lärm

Im Rahmen der Planung wurden Auswirkungen der Planung auf die umliegenden Wohn-
gebäude, die durch die Schallemissionen der Feuerwehr betroffen sein können, ge-
prüft18.

Die Berechnungen für den Regel- und Einsatzbetrieb der Freiwilligen Feuerwehr zeigen,
dass die Immissionsrichtwerte der TA Lärm an allen Immissionsorten unterschritten wer-

den. Im Beurteilungszeitraum TAG sind keine Konflikte zu erwarten.

Im Beurteilungszeitraum NACHT werden an allen Immissionsorten die Immissionsricht-
werte der TA Lärm zur Beurteilung der lautesten Nachtstunde um mindestens 6 dB(A)
unterschritten. Dennoch treten beim Einsatz des schweren Rettungsfahrzeugs infolge
des zufälligen Auslösens der Druckluftbremse Überschreitungen des Immissionsricht-
wertes für kurzzeitige Geräuschspitzen der TA Lärm an der umliegenden Bestandsbe-
bauung auf. Es handelt sich aber aufgrund von durchschnittlich 0, 7 und maximal 2 nächt-
lichen Einsätzen pro Jahr um eine seltene Situation. Diese wird in ihrer Häufigkeit zudem
noch unwahrscheinlicher, da es sich nur um ein Fahrzeug mit Druckluftbremse handelt.
Für die Betroffenen ist aufgrund des Abstandes und des zufälligen Auslösens der Druck-
luftbremse nicht zu eri<ennen, ob dieses auf dem Feuerwehrgrundstück oder bereits in
der öffentlichen Straße erfolgt. Unter den Gesichtspunkten der Herkömmlichkeit und der
sozialen Adäquanz von Rettungseinsätzen der Feuerwehr mit Rettung von Menschen-
leben liegt bei Feuerwehren ein besonderer Umstand vor, der eine Sonderfallprüfung
nach Abschnitt 3.2.2 der TA Lärm rechtfertigt. Entsprechend der Rechtsprechung - OVG
NRW 10. Senat, 23. 09.2019, 10 A 1114/17-sind Überschreitungen der Immissionsricht-
werte an der Bebauung der Nachbarschaft wegen der besonderen Umstände beim Be-
trieb einer Feuerwehr im Einzelfall als zumutbar einzustufen. Auch wenn über eine Son-

derfallprüfung nach Nr. 3.2.2 der TA Lärm kein Lärmschutz vorgesehen werden muss,
da mindestens die Beurteilungspegel von 45 dB(A) der lautesten Nachtstunde unter-
schritten werden und nur die seltenen kurzzeitigen Geräuschspitzen Überschreitungen

18 Wasser- und Verkehrs- Kontor GmbH: Gemeinde Ratekau Aufstellung B-Plan Nr. 109 Neubau Feuer-
wehrgerätehaus, Lärmtechnische Untersuchung Gewerbelärm nach TA Lärm, Stand: 15. 10.2025
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hervorrufen können, ist der Betreiber nach Nr. 4.3. der TA Länn verpflichtet, unvermeid-
bare schädliche Umwelteinwirkungen auf ein Mindestmaß zu beschränken.

Der Betrieb des Martinshorns allein führt zu starken Überschreitungen der Immissions-
richtwerte im Beurteilungszeitraum NACHT. Die Einhaltung der Immissionsrichtwerte der
TA Lärm kann in der Regel nur gewährleistet werden, wenn das Martinshorn erst im
Zuge der öffentlichen Straße eingeschaltet wird. Dort gelten für Feuerwehren die Son-
derechte nach § 35 StVO, so dass die Geräusche durch die Nachbarschaft hinzunehmen
sind. Auch über aktive Lärmschutzmaßnahmen kann eine Einhaltung der Immissions-
richtwerte nicht erzielt werden. Aufgrund der hier anzuwendenden Sonderfallfprüfung
nach Abschnitt 3.2.2 der TA Lärm muss dieser Zustand als hinzunehmen gewartet wer-
den.

c) Geplante Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung nachteiliger Auswir-
kungen

Im Ergebnis wird von gutachteriicher Seite ein Lärmschutzkonzept vorgeschlagen, das
nachfolgend kurz skizziert werden soll:

Nutzun der Außenterrasse / Sonderveranstaltun en

Im regulären Betrieb sind keine erheblichen Lärmkonflikte zu erwarten, auch die Nutzung
der Außenten-asse gilt als unkritisch. Sonden/eranstaltungen an weniger als zehn Tagen
im Jahr können als "seltene Ereignisse" nach TA Lärm zulässig sein, selbst wenn dabei
Immissionsrichtwerte überschritten werden. Da solche Veranstaltungen planbar sind,
sollten Feuerwehr bzw. Gemeinde durch geeignete Maßnahmen sicherstellen, dass Be-
einträchtigungen der Nachbarschaft möglichst gering bleiben.

Stell latz / Zufahrt / Übun s late

Die Fahrgassen und sonstigen Fahrflächen sind mindestens als ebenes Pflaster oder
alternativ in Asphalt auszubauen. Die Alarmstellplätze verursachen keine relevanten
Lärmkonflikte, auch nicht nachts, da sie ausschließlich für Einsatzkräfte freigehalten wer-
den. Der regelmäßige Übungsbetrieb ist auf den Zeitraum zwischen 06:00 und 22:00
Uhr zu beschränken.

Wärme um e / außenlie ende Haustechnik

Außenliegende haustechnische Anlagen sind möglichst weit von der Wohnbebauung
entfernt anzuordnen; bei einer Nähe zu sensiblen Wohn- und Schlafräumen sind lärm-

arme Geräte oder schalldämmende Einhausungen erforderlich.

Absau an la e

Zum Schutz der vorhandenen Bebauung wird empfohlen eine lärmarme Absauganlage
mit einem geringen Schallleitungspegel, Z.B. mit LWA = 75 dB(A) zu installieren. Diese
sollte idealerweise etwa mittig auf dem Dach der Fahrzeughalle installiert werden.

Nächtlicher Betrieb / Martinshorn

Rettungseinsätze der Feuerwehr stellen aufgrund ihrer Herkömmlichkeit und sozialen
Adäquanz einen Sonderfall nach TA Lärm dar, sodass Richtwertüberschreitungen
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rechtlich als zumutbar gelten. Dies betrifft insbesondere nächtliche Ausrückungen, die in
den vergangenen zehn Jahren mit durchschnittlich 0,7 Einsätzen pro Jahr nur selten
vorkamen, jedoch weiterhin die zulässigen Maximalwerte von 65 dB(A) überschreitei

Fahnenmasten

Bei der Installation von Fahnenmasten sin«! innenliegende Hissvorrichtungen mitfreibe-
weglichem Kragarm zu verwenden. Da beschwerte Fahnen impulshaltige Geräusche
verursachen können, sind geeignete Maßnahmen - etwa gummierte Gewichte - vorzu-
sehen, um ein Anschlagen an den Mast und damit Lärmbelastungen zu vermeiden.

Vermeidungsmaßnahmen

a Verwendung von Baumaschinen und
-fahrzeugen, die dem neuesten
Stand der Lärmminderungstechnik
entsprechen

Auswirkungen

Zur Minderung von Lärmbelastungen für benach-
harte bzw. in der Nähe gelegene Wohnbebauung
sowie für die Tierwelt der Umgebung sollen Bau-
maschinen und -fahrzeuge verwendet werden,
die dem neuesten Stand der Lärmminderungs-
technik entsprechen.

Tab. 19 Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmei i zum Schutz des Menschen, menschlichen
Gesundheit und Bevölkerung

d) Geplante Maßnahmen zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen

Es sind keine Maßnahmen zum Ausgleich für die Schutzgüter Mensch, menschliche Ge-
sundheit und Bevölkemng erforderlich.

7.3.12 Wechselbeziehungen und -Wirkungen zwischen den Schutzgütern

Alle Schutzgüter sind im Bestand in hohem Maß durch die landwirtschaftliche Ausgangs-
nutzung geprägt. Im Zuge der Uberplanung der landwirtschaftlich genutzten Fläche hin
zu einer wohnbaulichen Nutzung innerhalb des Plangebietes, sind bei den Wechselbe-
Ziehungen zwischen den Schutzgütem erhebliche Verändemngen zu erwarten.

Die für das Vorhaben relevanten Wechselwirkungen und funktionalen Beziehungen in-
nerhalb von Schutzgütern und zwischen Schutzgütern sind jeweils bei der Darstellung
der Auswirkungen berücksichtigt worden. Voraussichtlich resultieren keine erheblichen
nachteiligen Auswirkungen aus den Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern
durch Addition oder Potenzierung von Auswirkungen.

7.3.13 Prognose bei Nichtdurchführung der Planung

Bei Nichtdurchführung der Planung würde die landwirtschaftliche Nutzung nach wie vor
weiter bestehen, es käme nicht zu der absehbaren Versiegelung und die Umweltsitua-
tion wäre keinen Veränderungen ausgesetzt. Die Kulturlandschaft in ihrer jetzigen Aus-
prägung und die Lebensräume der ansässigen Tierarten würden erhalten bleiben.

Einzige Ausnahme bildet der Knick an der östlichen Kante des Plangebietes. Bei Um-
Setzung der Planung wird dem Knick ein Knickschutzstreifen von 3, 0 m breite vorgela-
gert. Damit ist dieser besser vor Nutzungen auf angrenzenden Flächen geschützt. Bei
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Nichtdurchführung der Planung dürfte weiter bis auf 0,5 m an den Knick heran die land-
wirtschaftliche Fläche beackert werden.

7.4 Anderweitige Planungsmöglichkeiten

Im Rahmen der Alternativen prüf ung wurden verschiedene Planungsmöglichkeiten für
den Standort des Feuerwehrgerätehauses untersucht. Dabei waren insbesondere die
baulichen, funktionalen und sicherheitsrelevanten Anforderungen maßgeblich, die an ein
modernes Feuerwehrgerätehaus gestellt werden. Die Vorgaben der Feuerwehr-Unfall-
kasse Nord (FUK Nord), die Anforderungen der DIN 14092 sowie die Bestimmungen des
Arbeitsschutzes - insbesondere die DGUV Vorschrift 49 "Feuerwehren" und die DGUV

Information 205-008 »Sicherheit im Feuerwehrhaus" - erfordern einen entsprechenden
Flächenzuschnitt und eine funktionale Anordnung der Gebäudeteile. Der Bebauungs-
plan muss sicherstellen, dass diese Anforderungen vollumfänglich umgesetzt werden
können. Gleichzeitig bewegte sich die Planung im Spannungsfeld, den notwendigen Flä-
chenbedarf möglichst schonend in den bestehenden Regionalen Grünzug zu integrieren
und dessen Inanspruchnahme zu minimieren.

Für die Erschließung wurden unterschiedliche Varianten geprüft. Im Mittelpunkt standen
Aspekte der Verkehrs- und Einsatzsicherheit. Neben einer Erschließung über den östli-
chen Feldweg, wurde auch ein direkter Anschluss an die Kreisstraße K15 untersucht,
der jedoch insbesondere zum Schutz der wertgebenden Baumreihe entlang der K15
verworfen wurde. Die Stellplabanlage ist gemäß den Vorgaben der DIN 14092 nördlich
des Feuerwehrgebäudes vorgesehen, um eine funktionsgerechte Anordnung und kurze,
sichere Wegebeziehungen im Einsatzfall zu gewährleisten. Bei der inneren Erschließung
und der Anordnung der Gebäude wurde zudem darauf geachtet, möglichst direkte An-
bindungen an die öffentlichen Verkehrsflächen zu schaffen, um sowohl den Einsatzkräf-
ten als auch dem Alltagsbetrieb kurze Wege und eine hohe Orientierungssicherheit zu
bieten.

Die Freiraumgestaltung verfolgte das Ziel, das Plangebiet behutsam in die umgebende
Landschaft einzubinden und einen möglichst hohen Anteil der Eingriffe planintern aus-
zugleichen. Bestehende Grünstrukturen wurden, soweit möglich, genutzt, gesichert und
weiterentwickelt. Durch die Anlage neuer Knicks kann eine wirksame Eingrünung des
Standortes erreicht werden, die zugleich zur Stärkung des Biotopverbundes beiträgt. Die
geplanten Freiraumelemente ermöglichen damit sowohl eine landschaftsverträgliche Ar-
rondierung des Siedlungsrandes als auch eine ökologische Aufwertung des Plangebie-
tes.

7.5 Berücksichtigung weitere Umweltschutzbelange

7.5. 1 Vermeidung von Emissionen

Mit dem Bebauungsplan Nr. 109 wird innerhalb des Plangebiete die Umsetzung eines
Feuerwehrstandortes vorbereitet. Im Zuge der Umsetzung der Planung ist nicht mit er-
heblich belästigenden Emissionen zu rechnen.

Etwaige lärmtechn ische Konflikte zwischen dem Vorhaben und der Umgebung wurden
gutachterlich überprüft. Im Ergebnis wurde festgestellt, dass die Überschreitungen der
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immissionsschutzrechtlichen Grenzwerte aus dem Einsatz der Feuerwehrfahrzeuge re-
sultieren. Für Feuerwehrfahrzeuge im Einsatz gilt jedoch eine Sonderfallregelung; dem-
nach sind Emissionen im Zusammenhang mit den Sonderrechten der Einsatzfahrzeuge
von der Umgebung hinzunehmen.

7.5.2 Sachgerechter Umgang mit Abfällen

Da die Bauleitplanung die planungsrechtlichen Voraussetzungen dafür schafft, eine bis-
lang landwirtschaftlich genutzte Fläche zu überbauen, entstehen keine zu entsorgenden
Abfälle aus Abrissarbeiten.

Es ist davon auszugeben, dass alle geltenden gesetzlichen / abfallrechtlichen Vorschrif-
ten bei der Durchführung der baulichen Maßnahmen eingehalten werden. Hier greifen
die Regelungen der nachgelagerten Genehmigungsebene (Bau- oder BlmSchG-Geneh-
migung).

Zu Art und Umfang der Abfälle, die nach Umsetzung der Planung, bei der Nutzung des
Wohngebietes anfallen werden, wird auf der Ebene des Bebauungs- und Flächennut-
zungsplanes keine Aussage getroffen. Es ist davon auszugeben, dass die umweltscho-
nende Beseitigung und Verwertung von entstehenden Abtälten durch die bestehenden
fachgesetzlichen Regelungen sichergestellt werden.

7.5.3 Beschreibung erheblich nachteiliger Auswirkungen durch Unfälle oder
Katastrophen und des Klimawandels

Unfälle oder Katastro hen

Unbeschadet des § 50 Satz 1 BlmSchG sind durch die Darstellungen des Bebauungs-
planes keine schweren Unfälle oder Katastrophen zu erwarten.

Im direkten Umfeld des Plangeltungsbereiches befinden sich weder Industrie- oder Ge-
werbeanlagen noch landwirtschaftliche Großbetriebe, die bei Unfällen nachteilige Aus-
Wirkungen auf die Planung bewirken könnten.

Es befinden sich keine derartig erhöhten Geländeformen innerhalb oder angrenzend an
das Plangebietes, so dass infolge von Erdrutschen nachteilige Auswirkungen für die Pla-
nung entstehen könnten.

Der nächstgelegene See (Hemmelsdorfer See) liegt in einer Entfernung von rd. 550 m
zum Plangebiet, sodass nach jetzigem Kenntnisstand keine nachteiligen Auswirkungen
durch Hochwasserereignisse zu erwarten sind.

Im Plangeltungsbereich sind keine Betriebsbereiche nach § 3 Abs. 5 a BlmSchG geplant,
so dass keine schädlichen Umwelteinwirkungen und schweren Unfälle aufschutzbedürf-
tige Gebiete in der Nachbarschaft entstehen.

Klimawandel

Zur Berücksichtigung von Klimawirkungen ist von einem maximalen Zeitraum auszuge-
hen, welcher der Lebensdauer des Vorhabens entspricht.
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Der im Rahmen der Bauleitplanung vorbereitete Standort für ein Feuerwehrgerätehaus
mit der erforderlichen Erschließung und die dauerhafte Versiegelung von Fläche verur-
Sachen keine erheblichen Mengen an Treibhausgasemissionen.

Durch die Planung wird nicht in Ökosysteme mit besonderer Senkenfunktion für Treib-
hausgase, wie Wälder oder Moore, eingegriffen.

Die Planung beeinträchtigt keine Schutzgüter, die in Folge des Klimawandels besonders
empfindlich sind. Es befinden sich keine klimasensitiven Böden im Plangeltungsbereich.

7.5.4 Kumulierende Wirkungen mit Auswirkungen anderer Vorhaben

Gemäß Anlage 1 Ziffer 2. Abs. b) Ziffern fQ zu § 2 Abs. 4 BauGB und den §§ 2a und 4c
BauGB sind die möglichen erheblichen Auswirkungen während der Bau- und Betriebs-
phase der geplanten Baumaßnahmen im Plangebiet auf die o.g. Schutzgüter zu be-
schreiben, unter anderem infolge der Kumulierung mit den Auswirkungen benachbarter
Plangebiete.

Der Begriff "Kumulierung" ist in Anlage 1 zum BauGB nicht definiert. Infolgedessen wird
hierzu auf § 10 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom
12. 12.2019 zurückgegriffen.

Nach § 10 Absatz 4 UVPG liegen kumulierende Vorhaben vor, wenn mehrere Vorhaben
derselben Art von einem oder mehreren Vorhabenträgern durchgeführt werden und in
einem engen Zusammenhang stehen. Ein enger Zusammenhang liegt vor, wenn:

1. sich der Einwirkungsbereich der Vorhaben überschneidet und

2. die Vorhaben funktional und wirtschaftlich aufeinander bezogen sind.

Technische und sonstige Anlagen müssen zusätzlich mit gemeinsamen betrieblichen
oder baulichen Einrichtungen verbunden sein.

Derzeit sind keine weiteren baulichen Maßnahmen derselben Art im Umfeld des Plan-

gebietes bekannt, die eine Kumulierung auslösen. Auswirkungen auf die Schutzgüter
durch eine Kumulierung mit anderen Vorhaben liegen nach derzeitigem Kenntnisstand
nicht vor.

7.6 Angaben zum Verfahren und zur Methodik

7.6.1 Gutachten und umweltbezogene Informationen

Technische Verfahren kamen für die Umweltprüfung der Bauleitplanung nicht zur An-
wendung. Wesentliche Grundlage für die Zusammenstellung der Informationen bildeten
Ortsbegehungen, vorhandene Pläne, das Umweltportal Schleswig-Holstein, Informatio-
nen der Gemeinde Ratekau sowie vorhandene Gutachten.

Es traten keine Schwierigkeiten bei der Durchführung der Umweltprüfung bzw. bei der
Zusammenstellung der Unterlagen auf.
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7.6.2 Überwachungsmaßnahmen (Monitoring)

Gemäß § 4c i. V. m. Anlage 1 Pkt. 2 c und 3 b BauGB sind des Weiteren auch die
geplanten Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen des Planungs-
Vorhabens auf die Umwelt zu benennen (Monitoring). Für das Monitoring sind in der Re-
gel die Gemeinden zuständig, wobei genauere Festlegungen bzgl. der Überwachungs-
Zeitpunkte, der Methoden oder der Konsequenzen den Gemeinden freigestellt sind.

Hierzu gehören Z.B. Artenkontrollen, Dauerbeobachtung von Flächen oder Erfolgs-/
Nachkontrollen von Kompensationsmaßnahmen. Der Schwerpunkt des Monitoring liegt
It. Gesetz in der Erkennung von unvorhergesehenen nachteiligen Auswirkungen.

Des Weiteren hat gemäß § 4c das Monitoring auch die Durchfühmng von Ausgleichs-
maßnahmen gemäß § 1a Abs. 3 Satz 2 und von externe Kompensationsmaßnahme<ii
nach § 1a Abs. 3 Satz 4 zu überwachen.

Es wird empfohlen während und nach Beendigung der Baumaßnahmen und im Abstan' l
von 5 Jahren zu kontrollieren. ob die verschiedenen Vermeidungs-, Minimierungs- und
Ausgleichsmaßnahmen umgesetzt wurden und eine plankonforme Nutzung der Flächeiii
erfolgt.

Ab dem Jahr nach Beendigung der Gewährleistung für die Durchführung der Pflanzmaß-
nahmen ist auch zu prüfen, ob die Gehölzneupflanzungen erfolgreich angewachsen
sind. Abgestorbene Gehölze sind bei Bedarf zu ersetzen.

7.7 Allgemeinverständliche Zusammenfassung des Umweltberichtes

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes wurde eine umfassende Umweltprü-
fung gemäß § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB durchgeführt. Nachfolgend werden die zentrale; ;i
Erkenntnisse der einzelnen Kapitel des Umweltberichtes zusammenfassend dargestellt.

Der aktuelle Feuerwehrstandort Offendorf erfüllt die fachlichen Anfordemngen nicht
mehr. Gemeindeeigene Baulücken waren für einen Neubau ungeeignet, sodass aui Is

Rand- und Außenbereichsstandorte geprüft werden mussten. Die Standortanalyse er-
folgte in drei Stufen: Zunächst wurden gmndsätzlich geeignete Flächen ermittelt, an-
schließend anhand städtebaulicher, landschaftlicher und feuerwehrfachlicher Kriterien

bewertet und schließlich fünf Potentialflächen vertieft untersucht. Unter Abwägung aller
Belange - einschließlich Verkehr, Feuerwehranforderungen, Landschaftsbild und Regi-
analer Grünzug - wurden zwei Standorte als besonders geeignet identifiziert. Die Ver-
handlangen mit den jeweiligen Eigentümern führten dazu, dass nur Standort 2 verfügbar
war. Daraufhin leitete die Gemeinde ein Bauleitplanverfahren für jenen Standort ein.

Die Gemeinde Ratekau beabsichtigt in der Dorfschaft Offendorf den Neubau eines Feu-
erwehrgerätehauses, da der bestehende Standort die sicherheitsrelevanten, organisa-
torischen und funktionalen Vorgaben der Hanseatischen FUK Nord (HFUK) nicht mehr
erfüllt. Ziel der Planung ist die Schaffung eines zeitgemäßen und dauerhaft funktionsfä-
higen Standortes, der die Einsatzfähigkeit der freiwilligen Feuerwehr langfristig sicher-
stellt. Der Plangeltungsbereich umfasst eine Fläche von rd. 0, 76 ha; es ist die Festset-
zung einer Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Feuerwehr" vorge-
sehen.
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Das rund 0,76 ha große Plangebiet wird derzeit überwiegend als intensiv genutzte Acker-
fläche bewirtschaftet und weist damit eine klassische landwirtschaftliche Nutzungsfunk-
tion auf. Prägende Strukturelemente wie die Baumreihe entlang der Straße Seekamp
sowie die im Umfeld vorhandenen Knicks bleiben erhalten und tragen weiterhin zur Glie-
derung des Landschaftsraums bei. Mit der vorgesehenen Entwicklung hin zu einer Ge-
meinbedarfsfläche "Feuerwehr" wird die Fläche einer neuen, dauerhaft öffentlichen und
gemeinwohlorientierten Nutzung zugeführt.

Das Plangebiet liegt im "Östlichen Hügelland" und weist mäßig geneigte Geländeformen
sowie typische, bindige Geschiebelehme und -mergel auf. Die Böden verfügen über eine
hohe Ertragsfähigkeit, ein gutes Wasserrückhaltevermögen und ausgeprägte Filter- und
Pufferfunktionen, sind jedoch aufgrund ihrer geringen Durchlässigkeit nicht zur Versicke-
rung von Niederschlagswasser geeignet. Hinweise auf Altiasten bestehen nicht. Eine
besondere natur- oder kulturhistorische Bedeutung des Bodens ist nicht gegeben. Mit
Umsetzung der Planung und der Entwicklung einer Gemeinbedarfsfläche "Feuerwehr"
kommt es im Bereich der baulichen Inanspruchnahme zu Funktionsverlusten durch Neu-

Versiegelung, während außerhalb der Bautätigkeiten nur temporäre, begrenzte Boden-
beeinträchtigungen auftreten. Bodenschutzmaßnahmen und der Einsatz moderner Bau-
technik reduzieren die Risiken lokaler Verunreinigungen während der Bauphase deut-
lich. Insgesamt wird durch die geordnete, flächeneffiziente Inanspruchnahme eine mo-
derate Neuversiegelung vorbereitet, für die ein entsprechender naturschutzrechtlicher
Ausgleich auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung vorgesehen ist. Dabei wird ein
Teil des Ausgleichs planintem durch die Berücksichtigung des Knickschutzstreifens (an-
teilig) sowie durch die Ansaat von zwei Wildblumenwiesen erbracht (insgesamt 737 m2 ).
Der verliebende Ausgleichsbedarf von 416 m2 wird planextem über die Inanspruch-

nähme von gemeindeeigenen Ökokontoflächen auf dem Ökokonto Thuraubek kompen-
siert.

Im Plangebiet befinden sich keine Oberflächengewässer; lediglich ein Graben entlang
des Feldweges führt nach stärkeren Niederschlagen zeitweise Wasser. Der nächstgele-
gene bedeutende Wasserkörper ist der Hemmelsdorfer See in rund 550 m Entfernung.
Grundwasser wurde im Rahmen der Baugrunduntersuchung nicht angetroffen; aufgrund
der bindigen Böden kann es jedoch bei ungünstiger Witterung zu Stauwasserbildung
kommen. Die vorhandenen Böden sind nach DWA-A 138 nicht zur direkten Versickerung
von Niederschlagswasser geeignet. Risiken für Boden- oder Gmndwasserverunreini-
gungen während der Bauphase gelten aufgrund moderner Technik und sachgerechter
Arbeitsweisen als gering. Durch die notwendige bauliche Inanspruchnahme kommt es
zu Verändemngen im natürlichen Wasserhaushalt, die jedoch durch ein geplantes,
standortgerechtes Entwässerungskonzept ausgeglichen werden. Vorgesehen sind ober-
irdische Mulden die teilweise mit Rigolen unterlagerte sind, die das Niederschlagswasser
Zwischenspeichern und eine gedrosselte Versickerung bzw. Verdunstung ermöglichen.
Ergänzende Festsetzungen auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung wie wasser-
durchlässige Beläge und Dachbegrünungen tragen zusätzlich dazu bei, den Oberflä-
chenabfluss zu minimieren und die Auswirkungen auf den Wasserhaushalt zu reduzie-
ren.

Das Plangebiet weist keine besonderen klimatischen Funktionen auf; Frisch- oder Kalt-
luftquellgebiete liegen nicht innerhalb des Geltungsbereichs. Die landwirtschaftliche
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Fläche besitzt zwar ein natürliches Kaltluftpotenzial, ist aufgrund ihrer geringen Größe
jedoch klimatisch wenig relevant. Durch die bauliche Entwicklung entstehen typische
mikroklimatische Effekte wie gering erhöhte Temperaturen und reduzierte Verdunstung
infolge von Versiegelung. Während der Bauphase ist vorübergehend mit Staub- und Ab-
gasemissionen zu rechnen. Durch geeignete Minderungsmaßnahmen, wie emissions-
arme Bauabläufe und die Berücksichtigung begrünter bzw. wasserdurchlässiger Flä-
chen, lassen sich die Auswirkungen weitgehend reduzieren.

Im Plangebiet wurden durch eine artenschutzrechtliche Untersuchung die vorkommen-
den Tierarten sowie potenzielle Lebensräume bewertet. Besonders schützenswerte Ar-
ten wie Fledermäuse, Haselmaus oder Brutvögel sind im Umfeld grundsätzlich möglich,
jedoch werden ihre Lebensräume durch die Planung nur gering beeinträchtigt. Die po-
tenziellen Fledermausquartiere in den bestehenden Bäumen bleiben vollständig erhal-
ten, und auch der Lebensraum der Haselmaus - bestehend aus Knicks und Gehötzrän-

dem - wird durch die Maßnahme im Ergebnis nicht eingeschränkt. Vielmehr vergrößert
sich der potentielle Lebensraum. Die intensiv genutzte Ackerfläche, die keinen Arten des
Anhangs IV als Lebensraum dient, geht verloren, wird jedoch durch neue seitliche Ge-
höiz- und Grünstrukturen ökologisch aufciewertet. Artenschutzrechtliche Verbote nach §
44 BNatSchG werden durch das Vorhaben nicht ausgelöst.

Im Plangebiet überwiegt eine intensiv bewirtschaftete Ackerfläche mit sehr niedrigem
Biotopwert. Ergänzend treten Ruderalfluren, Straßenbegleitgrün sowie kleinere Gehölz-
Strukturen auf. Besonders wertvoll sind lediglich der Knick des Redders sowie die nörd-
lich angrenzende Baumreihe. Weitere streng geschützte Pflanzenarten oder hochwer-
tige Biotope kommen im Untersuchungsgebiet nicht vor. Durch die Umsetzung des Vor-
habens werden überwiegend Flächen mit niedrigem oder keinem Biotopwert bean-
sprucht. Eingriffe in Knickabschnitte und geringwertige Saumbiotope sind jedoch
erforderlich. Diese werden durch verbindliche Festsetzung im Zuge des Bebauungspla-
nes Nr. 109 vollständig ausgeglichen. Die verbleibenden wertgebenden Gehölzbereiche
- insbesondere der bestehende Knick außerhalb des Eingriffsbereichs sowie die nördli-
ehe Baumreihe - bleiben erhalten und werden planungsrechtlich gesichert. Insgesamt
betreffen die Eingriffe überwiegend wenig bedeutende Vegetationsstmkturen, sodass
nach Umsetzung der vorgesehenen Ausgleichsmaßnahmen keine erheblichen Beein-
trächtigungen des Schutzgutes Pflanzen verbleiben

Das Plangebiet liegt außerhalb relevanter Schutzgebiete; die nächstgelegenen FFH-Ge-
biete befinden sich in rund 3.000 m Entfernung, sodass Beeinträchtigungen auszuschlie-
ßen sind. Durch die bauliche Nutzung kommt es zu einer Reduzierung des Strukturreich-
tums und damit zu einer leichten Beeinträchtigung der biologischen Vielfalt im Plange-
biet. Gleichzeitig tragen der Erhalt bestehender Knickstrukturen sowie Neuanpflanzun-
gen zur Stabilisierung und Verbesserung der lokalen Verbundstrukturen bei.
Fernwirkungen auf FFH- oder Vogelschutzgebiete sind aufgrund der großen Distanz
nicht zu erwarten.

Das Plangebiet besteht aus intensiv genutztem Ackerland, begrenzt von Knicks, Baum-
reihen und Siedlungsflächen. Die Fläche selbst hat geringe Erholungsbedeutung, dient
aber als Durchgangsraum für Fuß- und Radverkehr. Mit der Umsetzung des Feuerwehr-
Standorts kommt es zu geringen Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes. Wesentli-
ehe landschaftsprägende Strukturen - die nördliche Baumreihe und der Redder im
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Osten - bleiben erhalten und werden durch Schutzstreifen und Nachpflanzungen er-
gänzt. Temporäre Einschränkungen während der Bauphase (z. B. durch Geräteaufstel-
lung) sind möglich, die langfristige Eingrünung mildert die visuellen Auswirkungen und
fügt den Bau harmonisch in die bestehende Siedlungsstmktur ein.

Im Plangebiet und seiner Umgebung sind keine baulichen oder sonstigen Kulturdenk-
male vorhanden. Es liegt im Archäologischen Interessensgebiet Nr. 9, wobei von der
Planung keine negativen Auswirkungen auf archäologische Werte zu erwarten sind.

Das Plangebiet ist aktuell landwirtschaftlich genutzt und nicht öffentlich zugänglich.
Nördlich und östlich schließen Wohn- und Hofstellen an. Vorhandene Immissionen durch

Landwirtschaft und den geringen Verkehr auf der Kreisstraße 15 sind unkritisch. Mit der
Planung des Feuerwehrstandortes sind während der Bauphase temporäre Beeinträchti-
gungen durch Lärm, Staub oder Erschütterungen möglich, jedoch mit Schutzmaßnah-
men nach Stand der Technik minimierbar. Die Wohnumfeldfunktion wird durch die Feu-

erwehr positiv unterstützt, kurzzeitige Störungen durch Einsatzfahrzeuge sind aufgrund
der Sonderrechte der Feuerwehr zumutbar.

8 Maßnahmen zur Bodenordnung

Die Flächen innerhalb des Geltungsbereiches des künftigen Bebauungsplanes befinden
sich - mit Ausnahme der Straße Seekamp und des landwirtschaftlichen Weges - in pri-
vatem Eigentum und sind im Zuge der Entwicklung als Feuerwehrstandort durch die Ge-
meinde zu erwerben. Über einen Kaufvertrag wurde geregelt, dass die Flächen in das
Eigentum der Gemeinde Ratekau übergehen, sobald die 36. Änderung des Flächennut-
zungsplans und der Bebauungsplan Nr. 109 rechtskräftig sind.

9 Kosten/Finanzwirksamkeit

Durch Aufstellung des Bebauungsplanes entstehen der Gemeinde Kosten für die Erar-
beitung des Rechtsplanes sowie der zugehörigen Fachgutachten.

Die Realisierung des Bebauungsplanes führt zu Herstellungs- und Unterhaltungskosten.
Die Kosten hierfür verbleiben bei der Gemeinde.

10 Beschluss

Die Begründung des Bebauungsplanes wurde in der Sitzung der Gemeindevertretung
am 25.06.2026 gebilligt.
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